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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Prasident Weber: Ich eroffne die 53. Sitzung der
Burgerschaft (Landtag).

Ich begriBie die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhorer und die Vertreter der Medien.

GemaB Paragraf 21 der Geschaftsordnung gebe ich
Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Anderung der Zahl der Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder des Ausschusses fur die Gleich-
stellung der Frau, Dringlichkeitsantrag der Fraktio-
nen der SPD, der CDU, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE und der FDP vom 27. Oktober 2009, Druck-
sache 17/976.

GemalB Paragraf 21 Satz 2 der Geschaftsordnung
muss das Plenum zundachst einen Beschluss uiber die
Dringlichkeit dieses Antrags herbeiftihren.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags
seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag am Schluss
der Tagesordnung aufzurufen.

Ich hore keinen Widerspruch. Dann kénnen wir so
verfahren.

Die uibrigen Eingange bitte ich der Mitteilung tiber
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingdange gemdB § 21 der Geschaitsordnung

1. Kurzarbeit im Land Bremen

GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. Oktober 2009
(Drucksache 17/960)

2. Entwicklung der 6ffentlich geférderten Be-
schaftigung im Land Bremen

GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. Oktober 2009
(Drucksache 17/961)

3. Bericht iiber die Auswirkungen des Gesetzes
uber das Halten von Hunden nebst Entwurf
eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes
tber das Halten von Hunden

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/965)

4. Gesetz zur Anderung des Vergniigungssteuer-
gesetzes

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/966)

II.

5. Bremisches Ausfiihrungsgesetz zum Kreis- ©)
laufwirtschafts- und Abfallgesetz

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/970)

6. Gesetz zur Anderung medienrechtlicher Ge-
setze

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/971)

7. Nationaler Qualifikationsrahmen fiir Deutsch-
land — Auswirkungen auf Bremen

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/972)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der November-Sitzung.

Kleine Anfragen gema8 § 29 Abs. 2 der Geschaits-
ordnung

1. Regelung fir den Umgang von Betragen aus
Sponsoring, Werbung, Spenden und mézena-
tischen Schenkungen gegentiber 6ffentlichen
Unternehmen
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 17. Juni 2009

Dazu

Antwort des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/953)

2. Lebensbegleitendes Lernen fiir die Menschen
effektiv und transparent gestalten (D)

Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/
Die Griinen
vom 3. August 2009

3. Personalentwicklung an den Berufsschulen
des Landes Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2009

4. Pensionierung von Professoren an Hochschu-
len im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. September 2009
Dazu

Antwort des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/954)

5. Vernichtung von Dienstwaffen
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. September 2009
Dazu

Antwort des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/955)

6. Weiterentwicklung der Kurzzeitpflege im Lan-
de Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 22. September 2009

Dazu

Antwort des Senats vom 13. Oktober 2009
(Drucksache 17/959)
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7. Hausliche Beziehungsgewalt gegen Manner

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 30. September 2009

Dazu

Antwort des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/967)

8. Besucherfrequenz in den Polizeirevieren

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 7. Oktober 2009

Dazu

Antwort des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/975)

9. Wirkung von Sanktionen bei Hartz IV

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 13. Oktober 2009

10. Opferschutz in Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 20. Oktober 2009

11. Verwendung der Mittel der Ausgleichsab-
gabe
Kleine Anfrage der Fraktion Blindnis 90/
Die Griinen
vom 21. Oktober 2009

12. Obdachlosigkeit im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 22. Oktober 2009

13. Rechtsextremistisch und antisemitisch moti-
vierte Aktivitaten und Straftaten in Bremen
und Bremerhaven fiir den Zeitraum Juli bis
September 2009
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 26. Oktober 2009

14. Ermittlungen bei Gefahr im Verzug

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 27. Oktober 2009

15. Biirokratie- und Verfahrenskosten bei der
Ausschreibung offentlicher Auftrage

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 27. Oktober 2009

16. Beantwortung von Anfragen durch Medien

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 27. Oktober 2009

17. Starkung der Medien- und Kreativwirtschaft
im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 28. Oktober 2009

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunkts 5, es handelt sich
hierbei um Atomtransporte durch das Land Bremen,
des Tagesordnungspunkts 18, es handelt sich hierbei
um Ausbildungssituation fur Jugendliche im Land Bre-
men, die miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkte 20 und 21, des Tagesordnungspunkts 25,

Wohnungseinbruche, und des Tagesordnungspunkts
28, Gleichstellung fordern — Lohnunterschiede zwi-
schen Mannern und Frauen abbauen.

Des Weiteren wurden Absprachen getroffen zur
Verbindung der Tagesordnungspunkte 14 und 15 so-
wie der Tagesordnungspunkte 40 und 41 und der
Punkte auBerhalb der Tagesordnung, die sich mit der
Enquetekommission ,Zukunft der Freien Hansestadt
Bremen als Bundesland"” befassen.

Zum Schluss wurden Vereinbarungen fur Redezei-
ten bei einigen Tagesordnungspunkten getroffen.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Burgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heu-
te Vormittag nach Tagesordnungspunkt 2, Aktuelle
Stunde, der Tagesordnungspunkt 12, Ausweitung
des Geltungsbereichs des Landesgleichstellungsge-
setzes, LGG, auf die im offentlichen (Mehrheits-)Besitz
befindlichen Gesellschaften, und die miteinander ver-
bundenen Tagesordnungspunkte 14 und 15, die sich
mit dem 16. Bericht der Bremischen Zentralstelle fur
die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau
uber deren Tatigkeit vom 1. Januar 2006 bis 31. De-
zember 2007 befassen, behandelt werden.

Die Sitzung der Biirgerschaft (Landtag) heute Nach-
mittag beginnt mit dem Tagesordnungspunkt 29, Bre-
misches Gesetz zur Errichtung und Fuhrung eines
Korruptionsregisters, und im Anschluss daran wird Ta-
gesordnungspunkt 36, Gesetz zu dem Staatsvertrag
zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem
Land Niedersachsen iiber die Anderung der gemein-
samen Landesgrenze vom 5. Mai 2009 und dessen
Ausfihrung, aufgerufen.

Zu Beginn der Sitzung der Burgerschaft (Landtag)
morgen Vormittag werden der Tagesordnungspunkt
16, Gesetz Uiber die Behandlung von Petitionen durch
die Burgerschaft, und danach die Punkte auBBerhalb
der Tagesordnung, die sich mit der Enquetekommis-
sion , Zukunft der Freien Hansestadt Bremen als Bun-
desland"” befassen, behandelt.

Der Donnerstagnachmittag in der Burgerschaft
(Landtag) beginnt mit dem Punkt aulerhalb der Ta-
gesordnung, Fragwirdiges und undurchsichtiges Auf-
tragsvergabeverfahren des Innenressorts fur das neue
Loschboot der Bremer Feuerwehr, und gegen 17 Uhr
soll der Tagesordnungspunkt 8, Energieausweise nut-
zenbringend einsetzen, aufgerufen werden.

Des Weiteren mochte ich Thnen mitteilen, dass die
Fraktion der FDP ihren Antrag unter dem Tagesord-
nungspunkt 26, Burgernahe Familienkassen ermog-
lichen!, inzwischen zurickgezogen hat.

Weiterhin mochte ich Thnen ausrichten, dass inzwi-
schen interfraktionell vereinbart wurde, die beiden
Themen der Aktuellen Stunde im Rahmen einer De-
batte zu erortern.

Des Weiteren wurde nachtraglich interfraktionell
vereinbart, bei Tagesordnungspunkt 19, Bremisches
Gesetz tiiber den Vollzug der Untersuchungshaft, auf
eine Debatte zu verzichten.
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Meine Damen und Herren, wird das Wort zu den
interfraktionellen Absprachen gewtinscht?

Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit diesen Absprachen einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir nun in die Tagesordnung eintreten, moch-
te ich Thnen mitteilen, dass die SPD-Biurgerschafts-
fraktion den Abgeordneten Bjorn Tschope zum Frak-
tionsvorsitzenden gewahlt hat. Herr Tschope, ich gra-
tuliere IThnen ganz herzlich im Namen dieses Hau-
ses und wunsche Thnen fur Ihre Arbeit viel Erfolg!

(Beifall)

Des Weiteren mochte ich davon Kenntnis geben,
wie schon gestern in der Sitzung der Stadtburger-
schaft, dass mir der Landeswahlleiter mitgeteilt hat,
dass fur den durch Verzicht aus der Burgerschaft aus-
geschiedenen Abgeordneten Dr. Carsten Sieling Herr
Reiner Holsten ab dem 15. Oktober 2009 in die Bur-
gerschaft (Landtag) eingetreten ist. Ich mochte Sie,
Herr Holsten, ganz herzlich beglickwiinschen und
Thnen fur Thre Arbeit alles Gute wiinschen!

(Beifall)

Wie bereits in der Stadtburgerschaft geschehen, darf
ich Ihnen auch heute mitteilen, dass zwischen der Ab-
geordneten Frau Dr. Mathes, Bundnis 90/Die Gru-
nen, und der Abgeordneten Frau Troedel, DIE LIN-
KE, eine Pairing-Vereinbarung getroffen worden ist.
Frau Troedel wird sich an den Debatten, aber nicht
an den Abstimmungen beteiligen. Frau Dr. Mathes
ist ortsabwesend, da sie in ihrer Eigenschaft als Vi-
zeprasidentin der Bremischen Buirgerschaft fiir den
Vorstand der Bremischen Birgerschaft an der Ge-
denkfeier fiir die ermordeten Juden in Theresienstadt
teilnimmt.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Fur die Fragestunde der Burgerschaft (Landtag)
liegen zehn frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor.

Die neunte Anfrage wurde inzwischen vom Fra-
gesteller zuruckgezogen.

Die erste Anfrage tragt die Uberschrift ,Barriere-
freie Postagenturen”. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Frehe, Dr. Guldner und Frak-
tion Bundnis 90/Die Grunen.

Bitte, Herr Kollege Frehe!

Abg. Frehe (Biindnis 90/Die Grunen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat unter dem Aspekt
der Barrierefreiheit die Absicht der Deutschen Post
AG, die eigenbetrieblichen Filialen in Partnerfilialen
umzuwandeln?

Zweitens: Welche Moglichkeiten sieht der Senat,
im Rahmen der Landesbauordnung die Deutsche Post
AG zuverpflichten, den Versorgungsauftrag mit Post-
dienstleistungen nur an barrierefreie Postagenturen
zu Ubertragen und die bereits von der Deutschen Post
AG Beauftragten zu verpflichten, Barrierefreiheit her-
zustellen, oder ihre Tatigkeit zu untersagen?

Drittens: Welche Moglichkeiten sieht der Senat, auf
eine Zielvereinbarung zur Herstellung der Barriere-
freiheit nach Paragraf 5 Behindertengleichstellungs-
gesetz des Bundes zwischen Behindertenverbanden
und der Deutschen Post AG hinzuwirken oder sol-
che Verhandlungen zu unterstiitzen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fir den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu den Fragen 1 und 2: Der Senat bewertet die
Umwandlung von eigenbetriebenen Postfilialen in
Partnerfilialen als baugenehmigungspflichtige Nut-
zungsanderung, wenn diese in Gebauden betrieben
werden, die nicht als Poststelle, sondern zum Beispiel
als Einzelhandelsgeschaft genehmigt sind. In einem
solchen Fall ist in dem Baugenehmigungsverfahren
neben der planungsrechtlichen Zulassigkeit insbeson-
dere die in Paragraf 53 Bremische Landesbauordnung
geforderte Barrierefreiheit zu prufen.

Die in der Bremischen Landesbauordnung aus-
drucklich fur Schalter und Abfertigungsraume der
Deutschen Post AG vorgeschriebene barrierefreie
Nutzbarkeit ist gleichermaBen fur partnerbetriebe-
ne Poststellen verbindlich, weil diese ebenso zur
postalischen Grundversorgung beitragen wie her-
kommliche Postfilialen der Deutschen Post AG. Ist der
Betrieb einer partnerbetriebenen Poststelle ohne die
erforderliche Baugenehmigung aufgenommen wor-
den, kann die Bauordnungsbehoérde gegebenenfalls
die Herstellung der Barrierefreiheit oder die Aufga-
be der Nutzung fordern.

Zu Frage 3: Ausgehend von der vorstehend zu den
Fragen 1 und 2 vertretenen Rechtsauffassung sieht
der Senat keine Notwendigkeit, auf eine Zielverein-
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barung nach Paragraf 5 des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes des Bundes hinzuwirken. Sie ware mit
Auswirkung auf das Land Bremen nur bei Poststel-
len sinnvoll, die baugenehmigt sind und deshalb auf-
grund des Bestandschutzes betrieben werden dirfen,
obwohl sie nicht barrierefrei zuganglich und nutzbar
sind. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bundnis 90/Die Griinen): Herr Sena-
tor, wie beurteilen Sie die Situation, dass in der Neu-
stadt mehrere Postfilialen in solchen Geschaéften ein-
gerichtet worden sind? Ist Thnen bekannt, dass die
Deutsche Post AG die Abgeordneten uber einen Brief
an den Senator fir Wirtschaft, Herrn Nagel, informiert
hat, dass am 9. Oktober 2009 im Tabak- und Schreib-
warengeschaft in der Friedrich-Ebert-Stra3e eine wei-
tere Postfiliale eingerichtet worden ist? Wie wollen
Sie damit umgehen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Der Brief ist mir nicht bekannt,
zu dem Punkt generell kann ich aber Folgendes sa-
gen: Es gibt bei der Deutschen Post AG die Notwen-
digkeit, bundesweit mindestens 12 000 Poststellen
vorzuhalten, davon mussen 5 000 mit unternehmens-
eigenem Personal als Postfiliale gefuhrt werden, die
ubrigen Poststellen konnen von Partnern betrieben
werden, in der Regel von sogenannten Postagentu-
ren. Diese Postagenturen werden haufig ohne vor-
herige Baugenehmigung in genehmigten Einzelhan-
delsgeschaften betrieben, dies offenbar — bislang je-
denfalls — in der Annahme, dass das zusatzliche
Angebot an postalischen Universaldienstleistungen
innerhalb der Variationsbreite eines genehmigten Ein-
zelhandelsbetriebs liegt und deshalb baurechtlich
keine genehmigungspflichtige Nutzungsdanderung,
sondern lediglich eine Erganzung des fir ein Einzel-
handelsgeschaft typischen Warenangebots darstellt.

In der Konsequenz dieser Sichtweise durften aus
Grunden des Bestandsschutzes auch nicht barriere-
freie Postagenturen betrieben werden, wenn auch der
genehmigte Laden nicht barrierefrei zuganglich ist.
Das ist—so mochte ich ausdricklich bekraftigen —nicht
die Rechtsauffassung der Freien Hansestadt Bremen.
Wir sehen das anders, wir sind der Meinung, dass sie
— wie bereits in der Antwort selbst gesagt — den ex-
akt gleichen Anforderungen geniigen miissen wie die
von der Post selbst betriebenen Filialen.

Diese Problematik ist uns erstmals durch eine An-
frage von Herrn Dr. Steinbriick im April dieses Jah-
res bekannt geworden, mit der er bauordnungsrecht-
lich hinterfragt hat, ob es richtig ist, dass in einer
Videothek im Buntentorsteinweg in der Neustadt —
wir wollen jetzt nicht zu prazise werden — eine Post-
agentur betrieben wird, die nicht barrierefrei erreich-

bar ist. Wir haben — das kennen Sie wahrscheinlich
auch — Herrn Dr. Steinbriick mitgeteilt, dass eine in
einem genehmigten Einzelhandelsgeschaft betriebene
Postagentur nicht bestandsgeschiitzt ist, sondern in
einem Baugenehmigungsverfahren auf die Einhal-
tung aller o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften zu priifen
ist, insbesondere auch hinsichtlich der vorgeschrie-
benen Barrierefreiheit. Unsere Rechtsposition ist da
klar, aber nicht endgtiltig hochstrichterlich geklart.

Wir haben das im Vorfeld noch einmal priifen las-
sen: Hinsichtlich der baurechtlichen Bewertungen der
von den Einzelhandelsgeschaften eingerichteten Post-
agenturen liegt bisher mangels einschlagiger Urteile
keine gefestigte Rechtsmeinung vor. Es gibt Urteils-
spruche in dieser und in jener Richtung, aber die Auf-
fassung von uns hier in Bremen - das habe ich Ih-
nen beschrieben - ist, dass es eine absolute Gleich-
heit geben muss, und deswegen gehen wir gegen
diese Falle auch vor. Dieser neue Fall in der Fried-
rich-Ebert-Strafe, den Sie eben angesprochen haben,
ist mir noch nicht bekannt. In meiner Vorlage han-
delt es sich nur um diese Videothek in der Neustadt,
und da sind wir in Gesprachen. Wenn das nicht ge-
andert wird, bekommen die Probleme, um es einmal
allgemein zu sagen.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bundnis 90/Die Grunen): Ich teile diese
Rechtsauffassung, die Sie fir Bremen vertreten, und
freue mich dartiber. Welche konkreten Schritte un-
ternehmen Sie, um diese Rechtsauffassung auch durch-
zusetzen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Wir sind im Gesprach mit dem
Betreiber der Videothek im Buntentorsteinweg und
haben ihm auch die rechtlichen Konsequenzen in vol-
lem Umfang vor Augen gefiuihrt, sodass wir davon
ausgehen, dass es Anpassungen gibt oder der schlech-
tere Fall realisiert wird, dass sie dann eben keine
Postagentur mehr sein kann.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frehe (Biindnis 90/Die Grunen): Halten Sie
es nicht auch fiir sinnvoll, mit der Deutschen Post AG
schon vor der Vergabe solcher Agenturen an bestimm-
te Betriebe, die nicht barrierefrei sind, zu sprechen,
damit sie ihre Auffassung andert, und dass Sie dar-
auf einwirken, dass die Deutsche Post AG sich die-
ser Auffassung anschlief3t?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Die Deutsche Post AG fragt uns
janicht, bevor sie mit Einzelhdandlern in Kontakt tritt,
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das ware ja auch ein bisschen viel verlangt. Es gibt,
wie gesagt, 12 000 dieser Poststellen, von denen 5 000
selbst als Postfiliale betrieben werden. Das heifit, 7 000
dirfen auch als Postagentur betrieben werden, und
da sind die potenziellen Ansprechpartner eben sol-
che Einzelhandelsgeschafte wie Kioske, Videotheken,
alles Mogliche. Der Post muss klar sein —ich bin aber
auch gern bereit, dies noch einmal in einem Brief an
den Vorstand der Post zu schreiben —, dass wir erwar-
ten, dass sie hier bei uns im Lande Bremen nur sol-
che Einzelhandelsgeschafte als Partner auswdhlt, die
barrierefrei sind und unserer rechtlichen Auffassung
entsprechen, das kann ich gern zusagen.

(Abg. Freh e [Bundnis 90/Die Grinen]:
Danke!)

Prasident Weber: Herr Senator, eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Richter!

Abg. Richter (FDP): Es betrifft nicht nur die Post-
agenturen und Postfilialen, sondern das Thema Bar-
rierefreiheit ist im Grunde genommen fur jeden
Laden, fiir jedes Dienstleistungsunternehmen von
Wichtigkeit. Wie handhabt Ihr Ressort Antrage auf
Herstellung barrierefreier Eingangssituationen fur Ge-
schafte und Dienstleistungsunternehmen, wenn hier-
fur offentlicher Grund erforderlich ist? Ich unter-
stelle natiirlich, dass dann der offentliche Grund auch
die entsprechende Breite hat, um das zu realisieren,
sodass die Verkehrssicherungspflicht nicht einge-
schrankt wird.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Das ist eine praktische Vollzugs-
frage, die ich Ihnen so aus dem Stand nicht beant-
worten kann. Ich miusste erst mit den Fachleuten re-
den, aber grundsatzlich ist nattrlich klar, Barriere-
freiheit ist gefordert, entspricht unserer Rechtsauf-
fassung, und deshalb wird auch dann, wenn o6ffent-
licher Raum in Anspruch genommen wird, nach
kooperativen Losungen gesucht, wenn die Verkehrs-
sicherungspfilichten dadurch nicht gefahrdet werden.
Das kannich so sagen, aber tiber Detailfragen miissten
wir vielleicht noch einmal in der Deputation sprechen,
wie es im praktischen Vollzug im Einzelfall aussieht.
Falls Sie einen konkreten Fall im Hinterkopf haben,
was ja sein konnte, dann konnen wir das selbstver-
standlich gern besprechen.

Prasident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage?

(Abg. Richter [FDP]: Das machen wir
gern in der Deputation, danke!)

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Senator, von der Ab-
geordneten Frau Busch!

Abg. Frau Busch (SPD): Herr Senator, ich mochte
bei der Post bleiben. Sie haben zwei Aussagen ge-
troffen, die eine war, dass die Zielvereinbarung hin-
sichtlich der Barrierefreiheit fir die Partneragentu-
ren genauso gilt wie fiir die Filialen, und die andere
Aussage war, dass von den 12 000 Filialen 5 000 blei-
ben und der Rest umgewandelt wird. Mir ist ein Be-
schluss der Deutschen Post bekannt, wonach alle Fi-
lialen in Partnerfilialen umgewandelt werden. Im Land
Bremen wird das derzeit durchgefuhrt. Ich bekom-
me wochentlich die Mitteilung daruber, welche Fili-
ale betroffen ist. Das geht also wochentlich hier ein,
und bis 2011 werden alle Postfilialen nach Aussage
von Herrn Siekmann, das ist der Politikbeauftragte
der Deutschen Post, im Lande Bremen umgewandelt
sein. Vor diesem Hintergrund frage ich Sie: Was wird
der Senat unternehmen, um diese Zielvereinbarung,
die fur die Agenturen dann gilt, auch einzuhalten?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Die Frage habe ich schon zu
beantworten versucht, indem wir selbstverstandlich
darauf achten, dass bei solchen Postagenturen die
Ebenerdigkeit, die Barrierefreiheit hergestellt wird,
weil wir die klare Rechtsauffassung haben, weil un-
sere rechtlichen Grundlagen das so vorsehen, vor
allem die Bremische Landesbauordnung. Insofern ist
die Rechtslage klar. Wir werden noch einmal, das hatte
ich soeben in der Antwort auf Herrn Frehes Anfra-
ge schon einmal gesagt, der Post als Ergebnis Threr
Intervention mitteilen, dass wir davon ausgehen, wenn
es zu der zunehmenden Einrichtung solcher Postagen-
turen kommt, dass dann eben auch das Kriterium der
Barrierefreiheit eingehalten wird. Das sage ich hier
Zu.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zu-
satzfrage?

Herr Senator, weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Bevor ich die zweite Anfrage aufrufe, mochte ich
noch auf der Besuchertribiine zehnte Realschulklassen
der Schulen Im Ellener Feld und Graubiindener Stralie
ganz herzlich begrifien.

(Beifall)

Die zweite Anfrage bezieht sich auf das Gebets-
raum-Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin. Die An-
frage ist unterzeichnet von den Abgeordneten Dr.
Buhlert, Woltemath und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Konsequenzen zieht der Senat
aus dem Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin vom
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29. September 2009, wonach muslimischen Schiilern
die Moglichkeit eingeraumt werden muss, in den Un-
terrichtspausen die religios vorgeschriebenen Gebete
zu verrichten?

Zweitens: Gibt es in einigen Schulen im Land Bre-
men bereits die Moglichkeit fur die Schilerinnen und
Schiiler verschiedener Religionen, in Ruhe ihrem Ge-
bet nachzugehen?

Drittens: Inwieweit wird bereits durch Rechtsver-
ordnungen oder Anweisungen der Umgang mit der
Ausuibung religioser Handlungen durch Schilerinnen
und Schiilern wahrend der Schulzeit geregelt, wel-
che Handlungsspielraume werden den Schulen in die-
ser Frage gelassen, und wie wird hierbei der Neu-
tralitatspflicht des Staates Rechnung getragen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Jurgens-Pieper.

Senatorin Jiirgens-Pieper: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Fiir den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Senat halt es fur verfriiht, in Bre-
men und Bremerhaven Konsequenzen aus der Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts Berlin zu ziehen.
Es handelt sich zunachst um eine Einzelfallentschei-
dung des Verwaltungsgerichts Berlin im Fall eines
16-jahrigen muslimischen Schilers. Nur fur diesen
Schiiler wiirde die Entscheidung Bindungswirkung
entfalten. Da das Verwaltungsgericht die Berufung
zugelassen hat, ist sie zudem auch noch nicht rechts-
kraftig.

Das erstinstanzliche Urteil liegt dem Senat seit
wenigen Tagen vor. Es bedarf noch der sorgfaltigen
Analyse. Nach einer ersten Bewertung lasst sich aber
bereits heute darauf verweisen, dass das Verwaltungs-
gericht Berlin entgegen der 6ffentlichen Darstellung
die Schule ausdrtcklich nicht verpflichtet hat, einen
Gebetsraum einzurichten. Es hatlediglich festgestellt,
dass der Klager berechtigtist, wahrend des Besuches
des Gymnasiums — der Name wird nicht genannt —
auBlerhalb der Unterrichtszeit einmal taglich sein is-
lamisches Gebet zu verrichten. Ein solches Recht wird
Schilerinnen und Schiilern in Bremen und Bremer-
haven nicht bestritten.

Zu Frage 2: Dem Senat ist bekannt, dass in den
wenigen bislang aufgetretenen Einzelfallen positive
individuelle Losungen gefunden wurden. Dies ist auch
dadurch erleichtert, dass in Schulen oftmals padago-
gisch-funktionale Raume, Ruheraume, Schulbtiche-
reien zur Verfugung stehen, die fiir die erbetene Un-
gestortheit Voraussetzungen bieten.

Zu Frage 3: Die Bremer und Bremerhavener Schu-
len sind bezogen auf das Anliegen, in der Schule un-
gestort beten zu konnen, nicht verbindlichen Rege-
lungen unterworfen. Der Senat geht davon aus, dass
bremische Schulleitungen mit der gebotenen Sensi-
bilitat und Offenheit damit umgehen. Die staatliche

Neutralitatspiflicht verbietet vor allem eigene Akti-
vitaten der schulischen Organisation wie des handeln-
den Personals in Bezug auf religiése Bekundungen.
Sie gebietet nicht, solche insbesondere durch Schii-
lerinnen und Schiler zu unterbinden. Solange der
Schulfrieden durch die Art der Glaubensbekundung
insgesamt nicht gefahrdet wird, sieht sich der Senat
im Gegenteil auch aufgrund des Toleranzgebotes aus
Artikel 33 der Landesverfassung verpflichtet, Zitat,
.auf die religiosen und weltanschaulichen Empfin-
dungen aller Schiiler Rucksicht zu nehmen”. — So-
weit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage?

Zusatzfragen, Frau Senatorin, liegen nicht vor.

Die dritte Anfrage tragt den Titel ,Auswirkungen
der Umweltpramie im Land Bremen.” Die Anfrage
ist unterzeichnet von den Abgeordneten Imhoff,
Strohmann, Rowekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Imhoff!

Abg. Imhofif (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hoch war die Zahl der Neuzulassun-
gen der Kraftfahrzeuge im Land Bremen vom 1. Feb-
ruar 2009 bis 31. August 2009 im Vergleich mit an-
deren Bundeslandern und den Vorjahreszahlen?

Zweitens: Welche Aussagen kann der Senat be-
zuglich der Auswirkungen der Umweltpramie auf die
Umwelt und Wirtschaft im Land Bremen treffen?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Fiir den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

ZuFrage 1:Im Zeitraum vom 1. Februar bis 31. Au-
gust 2009 wurden im Land Bremen rund 16 900 Kraft-
fahrzeuge neu zugelassen. Zum Vergleich gab es im
selben Zeitraum in den Stadtstaaten Hamburg und
Berlin jeweils rund 93 000 beziehungsweise 68 000
Neuzulassungen. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum
betrug der Anstieg bei den Neuzulassungen im Land
Bremen rund 16 Prozent. In Berlin stiegen die Neu-
zulassungen ebenfalls um rund 16 Prozent. In Ham-
burg wurden 10 Prozent weniger Kraftfahrzeuge neu
zugelassen. In ganz Deutschland wurden insgesamt
23 Prozent mehr Kraftfahrzeuge neu zugelassen.

Zu Frage 2: Es existieren keine landerspezifischen
Auswertungen zu den Auswirkungen der Umwelt-
pramie, daher werden zur Verdeutlichung die Aus-
wirkungen auf Ebene des Bundes herangezogen.
Nach einer Analyse der IG Metall werden durch die
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Umweltpramie rund 200 000 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in der deutschen Automobilindustrie
vor Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit bewahrt.

Laut Statistischem Bundesamt ging der reale Um-
satz bei Unternehmen, die sich auf Reparatur und
Instandhaltung von Kraftfahrzeugen bis 3,5 Tonnen
spezialisiert haben, von Januar bis Mai 2009 um fast
vier Prozent gegentiiber dem vergleichbaren Vorjah-
reszeitraum zuruck. Diesem Umsatzriuckgang in Hohe
von nominal 150 Millionen Euro steht eine Umsatz-
steigerung beim Handel mit Kraftwagen von 2 481
Millionen Euro gegentber.

Eine Studie im Auftrag des Bundesumweltminis-
teriums bilanziert positive Wirkungen auf die Umwelt.
So liegen Spritverbrauch und CO, Ausstof; der neu-
en Pkw durchschnittlich um rund 20 Prozent niedri-
ger als bei den abgewrackten Fahrzeugen. Zudem
sind die neuen Fahrzeuge den ersetzten alten Fahr-
zeugen in Umweltbelangen tiberlegen, sodass eine
mogliche ,0kologische Restschuld” aus einer Ver-
schrottung funktionsfahiger Pkws in weniger als ei-
nem Jahr abgetragen wird. — Soweit die Antwort des
Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Imhoff, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Imhofii (CDU): Ich frage den Senat, hat die
Umweltpramie praktisch ihr Ziel dann erreicht, oder
sehen Sie es nicht so?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Das ist so. Okologisch hat
sie es erreicht und auch im Hinblick auf Beschafti-
gung, wenngleich man naturlich in dem Reparatur-
gewerbe davon ausgehen muss, dass dort negative
Auswirkungen zu verzeichnen sind. Wir haben gleich-
zeitig auch, das kann man hinzuftuigen, nattrlich ei-
nen deutlichen Ruckgang bei den Autoexporten ge-
habt und einen Anstieg bei den Importen, das hatna-
tirlich beschaftigungspolitische Auswirkungen, nicht
unbedingt gesamtwirtschaftlich betrachtet, aber fur
Bremen hat es durchaus die Ziele erfullt.

Prasident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Imhofif (CDU): Wird der Senat denn jetzt die
Umweltzone in Bremen noch einmal neu unter die
Lupe nehmen, weil es praktisch einen schnelleren
Austausch der alten Fahrzeugflotte gegeben hat, auf
Bundesebene komplett und auch hier in Bremen?

(Abg. Dr. Kuhn [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Dann wirkt es ja!)

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Diese Diskussion zeigt, dass
sich die Umweltzone nicht negativ ausgewirkt hat,
insofern besteht derzeit da kein Uberarbeitungsbe-
darf!

Prasident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Imhofi (CDU): Der Senat wollte Jahr fur Jahr
prufen, ob diese Umweltzone tiberhaupt noch Sinn
macht. Wenn es jetzt eine Veranderung gegeben hat,
dann kann man ja schon einmal schauen, oder?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Priifen werden wir immer,
und das werden wir auch prufen.

Prasident Weber: Herr Staatsrat, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft das Waifenregister. Die
Anfrage ist unterzeichnet von den Abgeordneten
Hinners, Rowekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Ist, der Ankiindigung des Senats vom
7. Mai 2008 entsprechend, unterdessen eine Ergan-
zung der Meldedatenubermittlungsverordnung vor-
genommen worden, damit die Polizeien in Bremen
und Bremerhaven jederzeit auf Daten tiber Waffen-
scheine und Waffenbesitzkarten zugreifen konnen?

Zweitens: Wie beteiligt sich Bremen an der Ein-
richtung des Nationalen Waffenregisters?

Drittens: Ab wann werden Daten aus Bremen im
Nationalen Waffenregister bereitstehen, und ab wann
konnen Polizisten aus Bremen und Bremerhaven da-
rauf zugreifen?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Staatsratin Buse.

Staatsratin Buse: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fiur den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Die Polizei kann im Melderegister je-
derzeit abfragen, ob und wann fir eine Person eine
waffenrechtliche Erlaubnis erteilt worden ist. Die
Uberarbeitung der Meldedateniibermittlungsverord-
nung, die den elektronischen Zugriff auf diese Da-
ten gewahrleisten wtrde, ist noch nicht abgeschlos-
sen. Ob eine solche Zugriffsmoglichkeit im Hinblick
auf den Aufbau des Nationalen Waffenregisters tiber-
haupt noch erforderlich sein wird, ist allerdings frag-
lich. Esist nicht auszuschlieBen, dass durch die zen-
tral zur Verfiigung stehenden Informationen dezen-

(D)



3922

Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 17. Wahlperiode — 53. Sitzung am 28. 10. 09

trale Losungen wie die Speicherung waffenrechtli-
cher Erlaubnisse im lokalen Melderegister demnachst
uberflussig werden. Ein Zugriff auf die im Nationa-
len Waffenregister gespeicherten Daten konnte der
Polizei einen umfassenderen und weitergehenden
Einblick in waffenrechtliche Informationen ermog-
lichen, als dies derzeit aus dem Melderegister heraus
moglich ist.

Zu Frage 2: Das Nationale Waffenregister wird unter
Leitung des Bundesministeriums des Innern von ei-
ner Arbeitsgruppe sowie mehreren Unterarbeitsgrup-
pen entwickelt. In der Arbeitsgruppe und in den Un-
terarbeitsgruppen sind Lander vertreten. Allerdings
haben sich nicht alle Lander daran beteiligt; Bremen
hat wegen enger personeller Ressourcen von einer
eigenen Beteiligung abgesehen.

Zu Frage 3: Das Nationale Waffenregister soll bis
Ende des Jahres 2012 in der ersten Ausbaustufe fer-
tiggestellt sein. Ab diesem Zeitpunkt konnen Behor-
den der Lander auf die Daten des Registers zugrei-
fen. Nahere Einzelheiten befinden sich noch in der
Klarung. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Frau Staatsratin, wenn ich Sie
richtig verstanden habe, haben Sie eingangs gesagt,
dass die Polizeien in Bremen und Bremerhaven je-
derzeit auf das bremische Register zurtickgreifen kon-
nen. Ist das richtig?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsrdtin Buse: Ich muss Ihnen insoweit recht
geben, als das so moglich ist, allerdings nur, wenn
auf der anderen Seite jemand sitzt, der die Frage be-
antwortet, das heil3t, es ist kein automatischer Zugriff
moglich. Das ist das, was wir mit der Anderung der
Meldedatentibermittlungsverordnung erreichen moch-
ten.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Habe ich Sie jetzt richtig ver-
standen, nicht jederzeit, sondern nur zur normalen
Geschaftszeit, wenn das Stadtamt besetzt ist?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsradtin Buse: Das ware zutreffender, ja!

Prasident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Sie sagten, bis 2012 soll das
Nationale Waffenregister stehen. Sie sehen keine
Moglichkeit, bis dahin — wir haben jetzt 2009 — den

bremischen Polizeibeamten im Land Bremen diese
Moglichkeit einzuraumen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Doch, wir wollen trotzdem wei-
ter an der Veranderung der Meldedatentbermitt-
lungsverordnung arbeiten, sie befindet sich jetzt im
Stadium der Abstimmung zwischen den Ressorts. Es
sind sehr viele unterschiedliche Behoérden und Res-
sorts beteiligt, da sind sehr viele Fragen zu beruck-
sichtigen. Wir bleiben dabei, dass wir dieses Ziel wei-
terverfolgen, die Moéglichkeit, iber das Melderegis-
ter die Daten zu erfragen und bereitzustellen. Wir sind
allerdings der Auffassung, dass, wenn es dann das
Walffenregister gibt, das die deutlich bessere und mit
einer gehaltvolleren Information versehene Auskunfts-
moglichkeit sein wird.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Befriedigend ist das nicht!
Sie arbeiten ja schon seit dem 7. Mai 2008 daran, fiir
Bremen eine Losung zu finden. Jetzt haben wir Ok-
tober 2009. Sorichtig klar ist mir nicht geworden, dass
wir in absehbarer Zeit tatsachlich solch ein Register
fir die Bremer Polizistinnen und Polizisten zur Ver-
fiigung stellen kénnen.

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Ich kann Thnen im Hinblick da-
rauf, dass die Abstimmung noch nicht abgeschlos-
senist, keinen konkreten Zeitpunkt nennen. Ich kann
Thnen aber sagen, dass wir in der vergangenen Zeit
intensiv an diesem sehr umfanglichen Werk gearbeitet
haben. Zur Erklarung muss ich vielleicht sagen, dass
es dabei nicht nur um die Erganzung der Meldeda-
tenubermittlungsverordnung um den Punkt der waf-
fenrechtlichen Information und des Online-Zugriffs
der Polizei ging, sondern es geht noch um viele wei-
tere komplexe Punkte. Das ist der Grund, warum die
Verordnung bis heute noch nicht fertiggestellt wor-
den ist. Sie wird in absehbarer Zeit kommen; ich bitte
Sie aber, mich jetzt nicht um einen konkreten Ter-
min zu bitten, weil ich den im Augenblick tatsach-
lich nicht nennen kann.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Frau Staatsratin, sind Sie denn
der Meinung, dass diese Informationen fur die Poli-
zisten sehr hilfreich sein konnen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Auf jeden Fall!
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Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
VOr.

Die fiinfte Anfrage steht unter dem Betreff ,,Kreuz-
fahrtterminal und Wirtschaftskrise”. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Gunthner, Dr.
Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Gunthner!

Abg. Giinthner (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hat sich das Kreuzfahrtterminal in
Bremerhaven in den vergangenen zwei Jahren ent-
wickelt?

Zweitens: Welche Auswirkungen haben die Wirt-
schaftskrise und durch sie verursachte Probleme ei-
niger im Kreuzfahrtmarkt tatigen Unternehmen auf
die Auslastung des Kreuzfahrtterminals?

Drittens: Welche Folgen hat die krisenbedingte Ent-
wicklung des Kreuzfahrtterminals auf die Tourismus-
standorte Bremerhaven und Land Bremen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Fur den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Entwicklung des Kreuzfahrttermi-
nals in Bremerhaven war in den vergangenen zwei
Jahren ausgesprochen positiv. Im Jahr 2007 wurden
71 Passagierschiffe mit insgesamt 74 458 Passagie-
ren abgefertigt, und im Jahr 2008 waren es 92 Pas-
sagierschiffe mit 127 252 Passagieren. Im laufenden
Jahr 2009 werden voraussichtlich 86 Schiffsabferti-
gungen mit circa 120 000 Passagieren erzielt. Somit
entspricht das Jahr 2009 den Erwartungen.

Zu Frage 2: Dem Senat ist bekannt, dass einige
GroBkunden der Columbus Cruise Center Bremerha-
ven GmbH, CCCB, in unterschiedlichen Formen von
der Wirtschaftskrise betroffen sind, sodass fiir das Jahr
2010 mit einer geringeren Auslastung des Kreuzfahrt-
terminals zu rechnen ist.

Zu Frage 3: Uber die Stop-over-Verkehre haben
viele Tagestouristen die Stadt Bremerhaven besucht.
Nach Aussage der Bremerhavener Gesellschaft fir
Investitionsférderung und Stadtentwicklung mbH,
BIS, konnten der Einzelhandel, die Museen sowie der
Zoo am Meer durch die positive Entwicklung der
Kreuzschifffahrt einen positiven Umsatz verzeichnen.
Durch die voraussichtliche Reduzierung der Schiffs-
anldufe kann dies beeintrachtigt werden. Fir das Jahr
2010 konnte ein neuer internationaler Kunde gewon-
nen werden, sodass dem negativen Trend nachhal-
tig entgegengewirkt wird. — Soweit die Antwort des
Senats!

Prasident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die sechste Anfrage tragt die Uberschrift ,,Gefahr
sozialer Unruhen in Bremen und Bremerhaven"”. Die
Anfrage ist unterschrieben von dem Abgeordneten
Timke.

Bitte, Herr Kollege Timke!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Ist dem Senat bekannt, dass im Bundes-
kanzleramt eine vertrauliche Liste mit bundesweit 175
Stadtgebieten existiert, in denen nach Auffassung der
Sicherheitsbehorden in absehbarer Zeit Krawalle und
soziale Unruhen wahrscheinlich sind?

Zweitens: Kann der Senat bestatigen, dass in die-
ser Liste auch die Bremer Stadtteile Huchting, Lus-
sum, Tenever, Gropelingen, Vahr, Kattenturm, Horn-
Lehe sowie der Bremerhavener Stadtteil Lehe auf-
gefiihrt sind?

Drittens: Welche Vorkehrungen sind von den Si-
cherheitsbehoérden im Land Bremen bereits getrof-
fen worden, um mogliche Unruhen rasch zu unter-
binden und die Bevolkerung zu schiitzen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Staatsratin Buse.

Staatsritin Buse: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fir den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Dem Senat ist nicht bekannt,
dass im Bundeskanzleramt eine solche Liste vorliegt.
Eine entsprechende Anfrage wurde in schriftlicher
Form an das Bundeskanzleramt sowie das Bundes-
ministerium des Inneren gerichtet. Eine Antwort liegt
noch nicht vor. — Soweit die Antwort des Senats!

Ich mochte hier aber erganzen, dass, nachdem der
Senat diese Antwort verfasst hat, inzwischen ein
Schreiben des Bundeskanzleramts beziehungsweise
des Bundesinnenministeriums, das mit der Beantwor-
tung beauftragt wurde, eingegangen ist. Ich darf zi-
tieren, dort heiBit es: ,Zu den von Thnen genannten
Fragen haben die Recherchen weder hier noch im
Bundeskanzleramt Erkenntnisse gebracht. Eine der-
artige Liste ist hier nicht bekannt."

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herzlichen Dank, Frau Staats-
ratin! Ware es moglich, dass Sie uns das Antwort-

schreiben zur Verfugung stellen?

(Abg. Frau Bus ch [SPD]: Wer ist denn
uns?)

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsrdtin Buse: Sie meinen, der Burgerschaft?

(©)
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Abg. Timke (BIW): Ja! Ware es moglich, dass Sie
der Burgerschaft — wenn da kein Interesse besteht,
bei mir besteht Interesse — das Schreiben zur Verfii-
gung stellen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Ich werde es prifen und beim Bun-
desinnenministerium anfragen, dann wird das sicher-
lich kein Problem sein.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Gunthner!

Abg. Giinthner (SPD): Frau Staatsratin, der Abge-
ordnete Timke suggeriert in seiner ersten Frage, dass
ein solches Papier im Bundeskanzleramt definitiv
existiert. Wie konnen Sie sich erkldaren, dass es im
Bundeskanzleramt offenbar einen anderen Erkennt-
nisstand gibt?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsradtin Buse: Ich weil jetzt nicht, wessen Kennt-
nisse und Vermutungen ich interpretieren soll: die
von Herrn Timke oder die des Bundeskanzleramts?
Von dort habe ich die Nachricht bekommen, es gibt
keine Liste. Woher Vermutungen kommen, kann ich
beim besten Willen nicht erklaren!

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Giinthner (SPD): Teilen Sie dann meine Ein-
schatzung, dass es wenigstens merkwiurdig ist, wenn
ein Abgeordneter hier im Haus eine Frage stellt, in
der er eine Behauptung aufstellt, die offenbar nach-
weislich falsch ist?

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Ich glaube, diese Frage beant-
wortet sich von selbst und braucht hier nicht kom-
mentiert zu werden.

(Abg. Gunthner [SPD]: Danke schon!)

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
VOr.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf die Umwelt-
pramie. Die Anfrage ist unterschrieben von dem Ab-
geordneten Timke.

Bitte, Herr Kollege Timke!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Wie viele Fahrzeughalter im Land Bremen
haben die staatliche Umweltpramie in Anspruch ge-
nommen?

Zweitens: Wie hoch werden nach Einschatzung des
Senats in den kommenden zwei Jahren die Arbeits-
platzverluste, vor allem bei Autowerkstatten, Tank-
stellen und Autoteile- und -zubehorhandel im Land
Bremen sein, die als Folge der staatlichen Umwelt-
pramie Umsatzrickgange zu erwarten haben?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Fur den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Nach Angaben des Bundesamts fur
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, BAFA, wurde bis
zum 1. September 2009 3 447 Bremerinnen und Bre-
mern die Umweltpramie gewahrt.

Zu Frage 2: Bei Unternehmen, die sich auf Re-
paratur und Instandhaltung von Kraftfahrzeugen bis
3,5 Tonnen spezialisiert haben, ging nach einer
Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom
17. August 2009 der reale Umsatz von Januar bis Mai
2009 um 3,8 Prozent gegeniiber dem vergleichbaren
Vorjahreszeitraum zuriick. Nominal betrug der Um-
satzruckgang in diesem Wirtschaftszweig 150 Milli-
onen Euro. Dem gegentiber steht allerdings eine Um-
satzsteigerung beim Handel mit Kraftwagen von 2 481
Millionen Euro. Fir eine Zuordnung, inwiefern der
Umsatzrickgang im oben genannten Wirtschafts-
zweig der Umweltpramie oder der allgemeinen kon-
junkturellen Lage zuzuordnen ist, liegen keine wei-
teren Informationen vor. Eine Voraussage der Ent-
wicklung im hier betrachteten Wirtschaftszweig fur
die nachsten zwei Jahre kann nicht getroffen wer-
den. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die achte Anfrage tragt die Uberschrift , Anschaf-
fung eines neuen Feuerloschbootes”. Die Anfrage
istunterschrieben von dem Abgeordneten Woltemath
und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Woltemath!

Abg. Woltemath (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Auf welcher Grundlage wurden vom Innen-
ressort drei Millionen Euro fur die Neubeschaffung
eines Feuerldschbootes kalkuliert und beantragt?

Zweitens: Welche Konsequenzen zieht der Senat
aus dem Umstand, dass die kalkulierten und aus dem
Topf des Konjunkturpakets II bereitgestellten drei Mil-
lionen Euro nicht ausreichen, um den Neubau eines
Feuerloschboots zu finanzieren, und ergibt sich aus
diesem Vorgang ein Optimierungsbedarf hinsichtlich
des Verfahrens?
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Drittens: Stimmt der Senat der Auffassung zu, dass
dieser Vorgang die Kritik am Konjunkturpaket der
bisherigen Bundesregierung bestatigt, da aufgrund
der europaweiten Ausschreibung die eigentlich zur
Unterstiitzung der deutschen Wirtschaft gedachten
Gelder auslandischen Mitbietern zugutekommen kon-
nen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Staatsratin Buse.

Staatsrdtin Buse: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Zunachst eine Vorbemerkung: An das eu-
ropaweite offentliche Ausschreibungsverfahren fir
ein Feuerlosch- und Polizeiboot schloss sich ein so-
genanntes Verhandlungsverfahren an, das noch nicht
abgeschlossen ist. Dies vorausgeschickt, beantwor-
tet der Senat die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Als Basis fir eine Kostenschatzung ist
ein 2006 vom Regierungsprasidium Freiburg beschaff-
tes Feuerldschboot herangezogen worden.

Zu den Fragen 2 und 3: Sobald das Verhandlungs-
verfahren abgeschlossen wurde, werden sich die zu-
standigen Gremien mit den Ergebnissen und den da-
raus zu entwickelnden Optionen befassen. — Soweit
die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Woltemath (FDP): Bis wann ist mit dem Ab-
schluss des Verfahrens zu rechnen, konnen Sie eine
zeitliche Schatzung abgeben?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Wir glauben, dass es bis Mitte No-
vember abgeschlossen sein konnte.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Woltemath (FDP): Es ist wohl davon auszu-
gehen, dass es teurer wird, wenn man die ganzen
Umstande und Begleitumstande betrachtet. Haben
Sie schon eine Idee, woher die zusatzlichen Mittel
kommen sollen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Ich werde diese Frage so nicht
beantworten konnen, weil das Vergabeverfahren noch
nicht abgeschlossen ist und keinerlei Aussage dazu
moglich und gestattet ist, wie sich die Kosten ent-
wickeln. Das ist etwas, was zu diesem Zeitpunkt nicht
gesagt werden kann.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Woltemath (FDP): Eine Abschlussbemerkung:
Ich gehe davon aus, dass wir in der nachsten Depu-
tationssitzung dartiber noch einmal ausfuhrlich spre-
chen werden.

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Selbstverstandlich, das ist bereits
angekundigt!

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Griinen): Frau
Staatsratin, teilen Sie meine Auffassung, dass das Kon-
junkturprogramm der Bundesregierung wie auch der
bremische Anteil und die Konjunkturprogramme an-
derer europaischer und auch nichteuropaischer Staa-
ten nicht so angelegt sind, dass man bei der Verga-
be von Auftragen Zaune um die jeweiligen National-
staaten gelegt hat und auch bei der Vergabe von Ab-
wrackpramien nicht darauf gedrungen hat, dass nur
deutsche Fabrikate gekauft werden durfen, sondern
dass gerade der Sinn der ganzen Sache darin besteht,
dass auf europaischer Ebene und weltweit gemein-
sam Konjunkturprogramme aufgelegt worden sind,
damit man auch den weltweiten Handel wieder be-
fordert? Teilen Sie diese Auffassung?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!
Staatsratin Buse: Diese Auffassung teile ich.

(Abg. Dr. Kuh n [Bindnis 90/Die Gru-
nen]: Danke schon!)

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
Vor.

Die neunte Anfrage wurde vom Fragesteller inzwi-
schen zurtickgezogen.

Die zehnte und damit letzte Anfrage steht unter dem
Betreff ,Internetprojekt ,Mein Deutscher FuBiball-
verein'". Die Anfrage ist unterzeichnet von den Ab-
geordneten Fecker, Dr. Guldner und Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen.

Bitte, Herr Kollege Fecker!

Abg. Fecker (Bundnis 90/Die Grunen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Welche Erkenntnisse hat der Senat tiber
das Internetprojekt ,Mein Deutscher Fu3ballverein“?

Zweitens: Wie bewertet der Senat das Vorhaben
der Seitenbetreiber, sich unter anderem ,gegen ei-
nen Multi-Kulti-Aktionismus im Sport"” zu richten?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Staatsratin Buse.
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Staatsratin Buse: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fiir den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Bremer Rechtsextremisten versuchen
seit langerer Zeit, Einfluss auf die Bremer Fuiball-
Fanszene zu nehmen. Das Projekt ,Mein Deutscher
FuBballverein” ist dem Senat seit Mai 2009 bekannt.
Es wurde urspringlich unter mafBgeblicher Beteili-
gung eines bekannten Bremer Neonazis und NPD-
Funktionars initiiert. Nach damaliger Darstellung auf
der Internet-Homepage war es Ziel des Vorhabens,
einen Traditions-FuBballverein zu ibernehmen und
sodann in die Mannschaft ausschlieflich Spieler deut-
scher Nationalitdat aufzunehmen. Mittlerweile wird
angekundigt, eine Mannschaft mit hochstens zwei
auslandischen Spielern auflaufen lassen zu wollen.

Gegenwartig ist nach auBlen nicht mehr erkenn-
bar, ob die personelle Beziehung zum organisierten
Bremer Rechtsextremismus fortbesteht. Aufgrund der
deutlich gewordenen Verbindungen in die rechte
Szene ist der Senat jedoch bestrebt, die Entwicklung
weiter intensiv zu beobachten. Dies ist nicht zuletzt
Aufgabe der Sicherheitsbehorden.

Zu Frage 2: Toleranz und Akzeptanz gegentber
Menschen anderer Herkunft und anderer Sprache
sind im deutschen Sport eine Selbstverstandlichkeit
und in Bremen gelebte Praxis.

Der Senat sieht im Sport mit seinen weitreichen-
den individuellen und sozialen Perspektiven ein wich-
tiges Handlungsfeld, um die Integration von Migran-
tinnen und Migranten zu fordern. Aktivitaten wie das
hier in Rede stehende Projekt sind damit nicht ver-
einbar. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage?

Abg. Fecker (Buiindnis 90/Die Griinen): Frau Staats-
ratin, welche Moglichkeiten sehen Sie, mit Ausnah-
me der heutigen Fragestunde, weiter vor dieser Seite
zu warnen beziehungsweise der Offentlichkeit klar-
zumachen, dass der Anschein, den diese Seite auf den
ersten Blick vermittelt, gar nicht gegeben ist, sondern
dass dahinter eine politische Ausrichtung steht?

Prasident Weber: Bitte, Frau Staatsratin!

Staatsratin Buse: Der Senator fiir Inneres und Sport
hat ein Schreiben an die Bremer Sportverbande vor-
bereitet, selbstverstandlich auch an den Bremer Ful3-
ballverband, um vor diesem Verein und den Aktivi-
taten zu warnen und deutlich zu machen, was sich
hinter diesem Projekt unserer Auffassung nach ver-
birgt.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Beantwor-
tung dieser Frage ist der Tagesordnungspunkt eins
erledigt.

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, fur die Aktuelle Stunde
liegen zwei Themen vor, und zwar erstens auf An-
trag des Abgeordneten Dr. Guldner und Fraktion
Biindnis 90/Die Grinen und des Abgeordneten Tscho-
pe und Fraktion der SPD das Thema

Bremer Sanierungskurs durch schwarz-
gelben Koalitionsvertrag gefahrdet

und zweitens auf Antrag der Abgeordneten Kasten-
diek, Frau Dr. Mohr-Lillmann, Rowekamp und Frak-
tion der CDU das Thema

Wachstum, Bildung, Zusammenhalt der Ge-
sellschaft, Chancen der neuen Bundesregie-
rung fiir Bremen und Bremerhaven nutzen.

Interfraktionell wurde vereinbart, diese beiden The-
men im Rahmen einer Debatte zu erortern.

Dazu als Vertreter des Senats Herr Biirgermeister
Bohrnsen und Frau Senatorin Jiirgens-Pieper.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Gildner.

Abg. Dr. Giilldner (Bindnis 90/Die Grunen)*): Herr
Prasident, meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Die neue schwarz-gelbe Bundesregierung
hat mit ihrem Koalitionsvertrag eine Reihe von ent-
scheidenden Weichen gestellt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Reingefallen! Nach dieser Weichenstellung fahrt der
D-Zug, der Deutschland-Zug, in eine total verkehrte
Richtung,

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen, bei der
SPD und beider LINKEN-Abg. Imhoff
[CDU]: Reingefallen!)

nur scheinbar sollen die Menschen entlastet werden.
Bei denen, die schon viel haben, bleibt in der Tat ein
bisschen ubrig, bei den anderen steckt man in die eine
Hosentasche etwas hinein, was der Staat in Zukunft
aus der anderen Hosentasche wieder herausholen
mochte. Das ist das Prinzip dieses Koalitionsvertrags
im Hinblick auf die Kassen der Burgerinnen und Bir-
ger in diesem Land.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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Bremen hat eine in der Tat schwierige Haushalts-
lage, und das schon seit Jahren. An dieser sollten wir
alle gemeinsam in dieser Bremischen Burgerschaft
arbeiten. Durch die Schuldenbremse, durch die Fo-
deralismuskommission II muissen wir unsere jahrli-
che Neuverschuldung bis zum Jahr 2020 auf null stel-
len. Nun hat die schwarz-gelbe Bundesregierung zu-
satzliche Steuerausfalle fir Bremen in Hohe von etwa
163 Millionen Euro organisiert. Mit dieser zusatzli-
chen Steuermindereinnahme wird es sehr, sehr schwer
werden, den Konsolidierungskurs fiir Bremen wei-
ter durchzuhalten!

Wer hat etwas davon, dass man dies tut? Unter-
nehmen haben etwas davon durch die Anderung der
Unternehmenssteuerreform, beim Mantelkauf und
der Grunderwerbssteuer. Erben haben etwas davon,
Gutverdiener mit Kindern mit einem sehr hohen Kin-
derfreibetrag in Zukunft. Hotelbesitzer haben etwas
davon mit der verringerten Mehrwertsteuer. Durch
diese Erleichterungen in den genannten Gruppen
werden aber gleichzeitig Haushaltslocher aufgeris-
sen, die allein im Bund im nachsten Jahr 2010 zu einer
abenteuerlichen jahrlichen Neuverschuldung von 90
Milliarden Euro fuihren. Das konterkariert die von allen
gemeinsam ausgearbeitete Schuldenbremse, und es
wird die Menschen in ihrem Alltag ganz besonders
treffen. Hier sind Staat und die Birger, die von die-
sem Staat abhangen, gleichermaBien betroffen.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Dies ist kein langweiliges Rechenspiel zwischen
verschiedenen Gebietskorperschaften, Bund, Land
und Gemeinden, dasist ganz konkreter Alltag fir viele
Menschen. Es bedeutet namlich, dass wirin den Lan-
dern, die zum Beispiel fir Bildung, fur viele Sozial-
ausgaben und fur die Kitas zustandig sind, Hunder-
te Lehrer weniger haben werden in Bremen, weni-
ger Kitaplatze, weniger Studienplatze und Streichun-
gen beiJugend- und Sozialprojekten, wenn wir diese
Mindereinnahmen, die hier auf Bundesebene orga-
nisiert werden, hier in Bremen umsetzen wiirden.

(Abg. Woltemath [FDP]: Der Wahl-
kampf ist vorbeil!)

Gleichzeitig setzen Sie darauf, und das, finde ich,
ist eine Sache, die ganz schwierig ist, dass zum ers-
ten Mal in dem Sozialversicherungssystem eine End-
solidarisierung organisiert werden soll. In Zukunft
sollen Mehrkosten bei der Krankenversicherung al-
lein von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
und nicht mehr solidarisch zur Halfte auch von den
Arbeitgebern getragen werden. Das gesamte Pro-
gramm dieser rot-grinen Regierung in Bremen ist hier
so aufgestellt, so etwas zu!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Auch das Betreuungsgeld fur zu Hause erziehen-
de Eltern und die weitere Erhohung des Kindergelds
sind alles Mittel, die zum Fenster hinausgeworfen und
uns fehlen werden, wenn wir den Kindergartenbe-
reich, den Unter-Dreijahrigen-Bereich, die Ganztags-
schulen und vor allen Dingen eine bessere Qualitat
in der Bildung organisieren. Daftr sind die Lander
zustandig. Sie entziehen mit diesen Entscheidungen
den Landern die Mittel, um den Kindern eine bes-
sere Bildung gewahren zu konnen, das ist absolut nicht
in Ordnung!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Die Ministerprasidenten der CDU sind nahezu ein-
hellig einer anderen Auffassung als Sie, und das, finde
ich, ist schon ein sehr bemerkenswerter Vorgang.
Ganz offensichtlich haben die zumindest den Wah-
lerauftrag, dass sie sich um ihr jeweiliges Bundesland
zu kiimmern haben, ernst genommen. Die Herren Miil-
ler, von Beust, Wulff, Koch, Oettinger, Bohmer und die
designierte Ministerprasidentin Lieberknecht haben
sich alle unisono gedauBert, dass im Bundesrat mit ihrer
Zustimmung nicht zu rechnen ist, weil das ein Nachteil
der jeweiligen Lander ware, fir die sie stehen.

Nun frage ich Sie hier als Opposition in Bremen,
werte Kolleginnen und Kollegen der CDU und der
FDP: Haben Sie einen Wahlerauftrag, sich im Sinne
Bremens zu verhalten? Haben Sie einen Wahlerauf-
trag, sich fiir die Interessen der Menschen in Bremen
und Bremerhaven einzusetzen? Dann miussten Sie an
der Seite Threr Ministerprasidentenkollegen stehen!
Oder haben Sie hier nur die Nibelungentreue mit der
Kanzlerin Merkel, um diesen Koalitionsvertrag schon-
zureden,

(Zurufe von der CDU und der FDP)

und ist das Ihre einzige Funktion, die Sie hier in die-
sem Haus ausiiben wollen?

(Abg. Rowekamp [CDU]J: Die bose,
bose Frau Merkel!)

Nehmen Sie sich ein Beispiel an diesen Minister-
prasidenten, die wollen in Niedersachsen, in Sach-
sen-Anhalt, in Hamburg und in Thiiringen etwas fir
die Menschen in diesen Landern tun! Die gleiche Rolle
sollten Sie hier auch in Bremen einnehmen, das ware
auch ein Oppositionsauftrag fur Sie!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Herr Westerwelle hat auf dem FDP-Kronungspar-
teitag am letzten Wochenende gefeixt, dass die FDP
alle 20 Kernforderungen ihres Wahlprogramms durch-
gesetzt hatte. Ich habe noch selten eine bedrucken-
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dere Nachricht aus dem politischen Raum gehort als
diese!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

In Wirklichkeit, wenn man den Koalitionsvertrag
liest, hat sich die Lobbymaschine der FDP an ganz
vielen Stellen durchgesetzt. Wenn, wie es offensicht-
lich der Fall ist, Arzteverbédnde, Pharmaindustrie und
andere bei Ihnen Passagen des Koalitionsvertrags
schreiben, dann ist hier zum ersten Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepublik eine Schleuse geoffnet
worden, dass Lobbyinteressen, einseitige Lobbyin-
teressen, bedeutend vor das Allgemeinwohl gestellt
werden.

Sie von der FDP — wir konnen dazu jeden einzel-
nen Punkt des Koalitionsvertrags einmal diskutieren
—mussen einmal sagen, wieso hier in diesem Koali-
tionsvertrag diese Einzelinteressen von sowieso schon
relativ gut gestellten Kreisen in der Bevolkerung vor
das Allgemeinwohl, vor das Wohl der allgemeinen
Gesellschaft und vor jede einzelne Burgerin und je-
den einzelnen Bilrger gestellt worden sind. Herr
Briuderle, der neue Wirtschaftsminister, hat auch noch
ein Kapitel zum Branntweinmonopol und zur deut-
schen Weinbaukultur bekommen, bis dahin geht Ihr
Lobbyismus, und bis dahin geht Ihre Hoérigkeit fur
Einzelinteressen! Das Grofie und Ganze fehlt aller-
dings vo6llig in diesem Koalitionsvertrag.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Sie werden sagen, und das haben Sie auch schon
in den Medien getan, dass der rot-grine Senat in Bre-
men nur von seinen eigenen Haushaltsproblemen ab-
lenken will.

(Abg. Ro wekamp [CDUJ: Allerdings!)

Diese Haushaltsprobleme sind nicht 2007 entstanden,
als Rot-Grun die Regierung hier ibernommen hat.
Sie sind sehr viel dlter. Sie waren auch die ganze Zeit,
zwolf Jahre, als Sie mitregiert haben, genauso viru-
lent wie heute.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Aberes gibt
siel)

Wenn Sie behaupten, dass es keine Sparanstren-
gungen gabe — naturlich gibt es massive Haushalts-
probleme —, dann ist das verkehrt, Sie konnen sich
die Haushalte anschauen. Wir sind inzwischen nicht
durch das Schlachtfest, dass sie gern bei den Spar-
anstrengungen hatten, sondern durch kontinuierli-
che, stetige Sparbemiihungen in den konsumtiven

Bereichen, beim Personal und bei den Investitionen
weit unter dem Stadtstaatenniveau.

(Abg. Rowekamp [CDUJ: 400 Millio-
nen Euro mehr als 2006!)

Das hat diese Regierung vor allen Dingen nach vorn
getrieben, sodass wir weiter den Haushalt in Bremen
konsolidieren wollen.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Wo sparen
Sie denn eigentlich?)

Wenn Sie nun einen solchen Koalitionsvertrag in
Berlin schlieBen, dann konterkarieren Sie die Bemii-
hungen dieser Regierung, genau das zu erreichen,
sehr geehrter Herr Rowekamp. Ihr Schlachtfest wird
es mit Sicherheit nicht geben!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Lassen Sie mich noch einen Punkt erwahnen, an
dem Bremen und Bremerhaven direkt betroffen sind!
Sie planen, die Laufzeiten der Atomkraftwerke zu
verlangern. Das ist nicht nur ein Anschlag auf die
Sicherheit und Gesundheit der Bevolkerung, weil das
alte, langst tiberholte Schrottreaktoren sind, die hier
langer laufen sollen. Das ist naturlich auch ein An-
schlag auf eine wirklich zentrale, zukunftsfahige, auf-
strebende Industrie in Bremen und Bremerhaven, vor
allen Dingen in Bremerhaven beziiglich der Produk-
tion, Forschung und Entwicklung, Wartung und Dienst-
leistungseinrichtungen. Diese aufstrebende Industrie
im Land Bremen, die viele Menschen in Brot und Ar-
beit bringt und sehr viel fur das Klima tut.

Da kommen ganz viele Seiten im Koalitionsver-
trag, in dem Sie das auch sagen, die regenerativen
Energien nach vorn bringen wollen, Durch das wei-
tere Einspeisen der Atomkraft machen Sie aber ei-
nen Flaschenhals in den Netzen und blockieren den
Ausbau und die Investitionen in die regenerativen
Energien. Das wissen Sie ganz genau! Das ist im In-
teresse von genau vier Stromkonzernen in dieser Re-
publik. Es wird in Bremen und Bremerhaven ganz
schwierig sein, sich gegen die Tendenz aus diesem
Koalitionsvertrag durchzusetzen, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Lassen Sich mich zum Schluss an diesem Punkt noch
einmal sagen, wenn man auf die Fakten schaut, kann
man es ganz leicht erklaren, allein nur die Atomkraft-
werke in unserer Region: Wann sollten sie abgeschal-
tet werden? Krimmel im Jahr 2017, Brunsbiittel im
Jahr 2010, das ist schon nachstes Jahr, und Esens-
hamm/Unterweser, hier gleich um die Ecke, im Jahr

(D)
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2012! Lassen Sie uns einmal fur diese drei Kernkraft-
werke die Anzahl der Storfalle auflisten: Krimmel 311,
Esenshamm/Unterweser 315 und Brunsbiittel ganze
451 Storfalle! Mit diesen Reaktoren wollen Sie noch
langer als in den Laufzeiten bisher vorgesehen Strom
produzieren? Sie nehmen damit die Sicherheit einer
ganzen Region als Geisel fiir die Gewinne dieser
Stromkonzerne in Kauf.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Wasistdenn
ein Storfall?)

Sie blockieren auch noch den Ausbau der Wind-
energie und der Offshore-Anlagen vor Bremerhaven
in der Nordseektste. Das ist einer der Punkte, die wir
strikt, und zwar in den Parlamenten wie auf der Stral3e,
bekampfen werden. Weil die Bevolkerung in ihrer
groBen Mehrheit gegen diese Entscheidung ist, wer-
den wir sie auch mobilisieren. Wir werden sie nicht
nur in diesem Punkt gegen diese Bundesregierung
in Stellung bringen!

AuBern Sie sich, wenn Sie hier in Bremen iiberhaupt
noch politisch etwas werden wollen, kritisch zu die-
sen Punkten! Stellen Sie sich nicht blind hinter die-
se Vereinbarung! Erklaren Sie den Menschen, wie
Sie diese Entscheidung im Land Bremen rechtferti-
gen wollen! Es gibt keine Rechtfertigung fur irgend-
etwas, das Sie in diesem Koalitionsvertrag festge-
schrieben haben. Ihre Rolle hier, sich jetzt lachend
und feixend hier hinzusetzen und zu sagen, das ist
doch wunderbar, tiberlasst es einmal alles der Lan-
desregierung in Bremen! Ja, wir werden diese Her-
ausforderung annehmen. Ihre Aufgabe ware es aber,
das Land Bremen in diesen Punkten gegen diesen An-
schlag der Bundesregierung zu verteidigen und sie
nicht noch zu rechtfertigen. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als ndachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tschope.

Abg. Tschope (SPD): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Der schwarz-gelbe Koalitionsvertrag sieht
trotz desastroser Haushaltslage bei Bund, Landern
und Gemeinden massive Steuersenkungen vor. Der
Kollege Dr. Guldner hat es eben schon skizziert, aber
ich glaube, man kann es nicht oft genug sagen, wel-
che Auswirkungen das fiir Bremen und die Republik
haben wird. Bei der Einkommensteuer sind jahrliche
Entlastungen von 24 Milliarden Euro vorgesehen. Von
den Steuerausfallen mussen Lander und Gemeinden
57,5 Prozent tragen. Fur Bremen bedeutet dies einen
Anteil von 138 Millionen Euro. Durch das von Ihnen
vereinbarte Sofortprogramm, Teilkorrektur der Un-
ternehmensteuerreform, ergibt sich ein jahrlicher
Steuerausfall fir Bremen von 17 Millionen Euro. Die
Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes fur Beherber-

gungsdienstleistungen auf sieben Prozent bedeutet
fiir Bremen einen Verlust von 4,5 Millionen Euro. In
gleicher Hohe werden die Entlastungen bei der Erb-
schaftsteuer auf Bremen durchschlagen. Summa sum-
marum sind es 163 Millionen Euro.

Nun kann man sich tberlegen, was das fiir Bre-
men bedeutet, ich mochte aber noch einmal einen
kleinen Schlenker machen. Ich habe mir diesen Ko-
alitionsvertrag sehr aufmerksam durchgelesen —wir,
Rot-Grin, sind die Ausgaben- und nicht Sparkoali-
tion —ich habe in diesem gesamten Koalitionsvertrag
kein einziges Konzept dafur entdeckt, wie Sie 163
Millionen Euro in Bremen durch irgendetwas finan-
zieren wollen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Sie wollen es durch Wirtschaftswachstum generie-
ren und finanzieren. Wirtschaftswachstum soll es brin-
gen, dass diese gigantischen Summen in Deutschland
wieder eingespielt werden.

(Abg. Ginthner [SPD]: Durch Hand-
auflegen!)

Wir haben dieses Konzept in der Geschichte schon
zweimal erlebt:

(Abg. Woltem ath [FDP]: Bei Schroder
zuletzt!)

Das Konzept, durch massive Steuersenkungen Wirt-
schaftswachstum zu generieren, hat Ronald Reagan
probiert, hat Margaret Thatcher probiert,

(Abg. Woltemath [FDP]: Gerhard
Schroder!)

und was ist das Ergebnis gewesen? Das Ergebnis ist
gewesen, dass beide einen desastrosen Haushalt hin-
terlassen haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Am Ende kann man niichtern — und dagegen kon-
nen Sie sich auch nicht wehren - feststellen, dass Sie
unseren Staat ausbluten, um es denen zu geben, die
haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Sie geben denen, die viel zu vererben haben, Sie
geben denen, die Unternehmen fuhren, Sie geben
denen, die ein hohes Einkommen haben, und - fur
mich v6llig unverstandlich — Sie geben auch denen,
die Beherbergungsbetriebe haben beziehungsweise
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diese nutzen. Wie das hineinpasst, weill ich auch noch
nicht, zu wessen Gunsten das eine Umverteilung ist,
kann ich iiberhaupt nicht nachvollziehen. Man muss
sich aber auch einmal anschauen: Wem nehmen die
Schwarz-Gelben denn eigentlich? Die Schwarz-Gel-
ben nehmen Bremen mindestens 163 Millionen Euro.
163 Millionen Euro sind 55 Prozent der Konsolidie-
rungsmittel, die uns die Foderalismuskommission zu-
gebilligt hat. Die 300 Millionen Euro, die dort als Kon-
solidierungshilfen vereinbart worden sind, sind aner-
kanntermalien das absolute Minimum dessen, was
Bremen braucht. Wie erklaren Sie Bremerinnen und
Bremern, dass nur noch 45 Prozent von dem zur Ver-
fugung steht, was Bremen braucht?

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Sollte diese Vereinbarung tatsachlich umgesetzt
werden, entfallt fiir mich — das kann ich hier ganz deut-
lich erklaren — die Geschaftsgrundlage fir die Schul-
denbremse. Sollte es den Landern und vor allen Din-
gen auch Thren Landern nicht gelingen, diese Ent-
kernung des Staates riickgangig zu machen, bleibt fiir
uns auBerhalb des politischen Prozesses eigentlich
nur, die Frage der Finanzordnung beim Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe tuberprufen zu lassen.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Das ist die eine Seite, es gibt ja noch eine andere
Seite: Es gibt namlich die Seite, auf der Sie inhalt-
lich werden. Das, finde ich, ist eigentlich die span-
nendere Seite: Was wollen Sie eigentlich? Dies ist ja
mehr als ein Vertrag zulasten Dritter, mehr als ein
Vertrag zulasten von Landern und Gemeinden, das,
was Sie da aufgeschrieben haben, ist in meinen Augen
—vielleicht konnen Sie dazu ja noch einmal etwas dar-
stellen —ein Masterplan zur sozialen Spaltung Deutsch-
lands!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich mochte es an drei Beispielen deutlich machen:
In Threr Familienpolitik werden die Ziele einer ver-
besserten Bildungspartizipation und einer verbesser-
ten Betreuung absolut konterkariert. Sie erhohen das
Kindergeld monatlich v6llig unsinnigerweise um 20
Euro, dann gibt es 184 Euro. Sie erhohen den steu-
erfreien Kinderfreibetrag, wir wissen, wohin der Kin-
derfreibetrag fuhrt, das begunstigt schlicht und er-
greifend einfach nur die Besserverdienenden. Auch
daruber kénnte man noch hinwegsehen, das kann
man machen, wenn man Schwarz und Gelb ist. Aber
die entscheidende Frage — und an dieser Diskussion
waren wir mit Familienpolitikern der CDU schon ein-
mal viel weiter — ist: Was sollen eigentlich Leistun-
gen fur Kinder? Leistungen fiir Kinder mussen in Ein-

richtungen gegeben werden, die eine moderne bil-
dungspolitische Erziehung ermoglichen. Das darf nicht
mit dem GieBkannenprinzip verschleudert werden.
Diese Ressourcen brauchen wir!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grunen und bei der LINKEN)

Aber, als sei diese Geschichte noch nicht absurd
genug, was mich wirklich geargert, was mich entsetzt
hat, ist, dass die FDP —und jetzt verteilen wir es einmal
andersherum - zustimmt, dass es ein Betreuungsgeld
fur Kinder geben soll, die zu Hause und nicht in ei-
ner Kita betreut werden.

(Abg.Frau G arlin g [SPD]: Unglaublich!
Das Allerletzte!)

Es soll 150 Euro monatlich betragen. Was ist das fur
ein Gedankengang? Die Herdpramie! Sie wollen staat-
lich subventionieren, dass Kinder von Kitas und von
frihkindlicher Bildung ferngehalten werden! Was das
mit gesellschaftlicher Modernitat zu tun hat, kann ich
uberhaupt nicht nachvollziehen!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Vielleicht geht es aber ja auch gar nicht um benach-
teiligte Familien, vielleicht geht es ja auch gar nicht
darum, dass man in diesem Staat erkennt, dass Bil-
dung ein Schlussel ist. Vielleicht geht es ja auch gar
nicht darum, dass wir gerade denen, die aus bildungs-
fernen Schichten kommen, ermoglichen mussen, dass
sie an Bildung partizipieren. Wenn es namlich nicht
darum geht, macht es vielleicht Sinn, diese Leute mit
150 Euro abzuspeisen und von Bildung fernzuhalten.

Sie folgen lieber zum Preis sozialer Verschlechte-
rung den Ihnen liebgewordenen Lobbyinteressen.
Beispiel Gesundheit: Von 2011 an wird der Arbeitge-
beranteil fir die Krankenversicherung eingefroren,
die Arbeitnehmer sollen dann einen einkommensun-
abhangigen Beitrag leisten. Die Diskussion kennen
wir, das ist ein ahnliches Modell wie die Kopfpau-
schale. Das wird angesichts der stetig steigenden Kos-
ten im Gesundheitswesen, die wir hier auch immer
wieder diskutiert haben, notwendigerweise dazu fith-
ren, dass diese gesamten Steigerungen ausschlief3-
lich von Arbeitnehmern getragen werden. Was ist das
fur ein soziales Modell, das Sie da im Kopf haben?

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grunen und bei der LINKEN)

Sie haben uns dann vorgeworfen, wir wiurden un-
glaublich viel Buirokratie entwickeln. Dann haben Sie
gesagt, damit das nicht so auf diejenigen, die wenig
haben, durchschlagt, machen wir doch einen entspre-
chend steuerfinanzierten Zuschuss fiir Leute, die we-
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niger verdienen. Bei all dem, was ich dazu gelesen
habe, diese zwei Seiten, bei denen ich zum Teil — das
gebe ich ehrlich zu - in ihrer Komplexitat gar nicht
verstanden habe, wie das gemacht werden soll, ist
mir aber vollig klar, dass das schon in sich den Zug
eines burokratischen Monsters tragt, gegen den der
Gesundheitsfonds tiberhaupt nichts gewesen ist.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Griinen und bei der LINKEN)

Es wird Thnen aber ja auch von der privaten Ver-
sicherungswirtschaft zugejubelt. Die Pflegeversiche-
rungsanbieter jubeln tiber den pauschalen Beitrag,
der zuruckgelegt wird, der Kapitalbildungsmafinah-
men bringen soll fiir die Pflegeversicherung. Wir ha-
ben es bei verschiedenen anderen MaBBinahmen er-
lebt. Hurra, die Versicherungswirtschaft wird es Ih-
nen danken!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Jeder von uns hat Meinungen, und, ich finde, je-
der von uns darf hier auch offensiv sein Gesellschafts-
modell vorstellen. Jeder darf auch versuchen, das in
Politik zu giefen Was mich aber personlich am meisten
argert, ist, dass das, was Sie hier vereinbart haben,
mit dem groBen Ziel, das Sie haben, namlich Wirt-
schaft anzukurbeln, nicht funktionieren wird. Das mo-
gen Sie einem Sozi nicht glauben, deswegen habe
ich mir ein Zitat herausgesucht. Das Zitat ist vom
Prasidenten des Deutschen Instituts fur Wirtschafts-
forschung, Klaus Zimmermann, ein honoriger Mann.
Ich zitiere: ,Mit dem Koalitionsvertrag und den ge-
planten dauerhaften Steuersenkungen verabschie-
det sich die Regierung auch uber diese Wahlperio-
de hinaus, langfristig vom Ziel eines ausgeglichenen
Staatshaushalts. Dies wird Wachstum gefdhrden, denn
die hohe Neuverschuldung wird der privaten Wirt-
schaft den Spielraum fiir Investitionen raumen.“ Nach
seiner Uberzeugung wird diese Entwicklung lang-
fristig zu einer Einschrankung offentlicher Leistun-
gen fuhren. Er schlieBt mit der Bewertung, dass es
letztlich eine Umverteilung von unten nach oben ist.
Genau das ist Ihr Koalitionsvertrag!

(Beifall bei der SPD, beim Bundnis 90/Die
Griinen und bei der LINKEN)

Zum Abschluss: Die Tigerente schnattert, sie rollt
nicht, trotzdem hinterlasst sie eine Spur der Verwus-
tung. Schwarz-Gelb markiert nicht nur eine Gefahr
in der Atompolitik, sondern ist zwischenzeitlich auch
die Hinweisfarbe fiir die Entsolidarisierung unserer
Sozialsysteme und Gesellschaft geworden. Wirin den
Landern — und dahin geht mein dringender Appell,
Sie, die Sie hier sitzen, sind ja vor allem Landespoli-
tiker — missen alles tun, um dies zu verhindern. Wir

fordern jeden verantwortungsvollen Landespolitiker
auf, uns hierbei zu unterstiitzen! — Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rowekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Deutsche Bundes-
tag hat eben mit deutlicher Mehrheit Angela Merkel
zur Bundeskanzlerin gewahlt, das ist gut fur Deutsch-
land, und das ist gut fiir Bremen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Tschope, Ihr erster bundespolitischer Versuch
hier im Parlament, in der Bremischen Burgerschaft —

(Abg. Tsch 6 p e [SPD]: Jammerlich ge-
scheitert!)

Sie haben ja gar nichts tiber Bremen gesagt, sondern
Sie haben im Wesentlichen tber den Koalitionsver-
trag gesprochen —ist aus meiner Sicht ein eindeuti-
ger erneuter Versuch, von den eigenen Schwierig-
keiten dieser Regierung abzulenken.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Unter dem Strich, Herr Tschope, gibt es wirklich
keinen schlechteren Berater gegen nationale Ver-
schuldung als die Bremer Sozialdemokraten, die unser
Land mit Schulden uberhauft haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP — Abg.
Frau Busch [SPD]: Da misste Thnen ei-
gentlich das Pult umkippen!)

Wahrend Sie noch versuchen, in Berlin in der Op-
position Ihre Rolle zu finden, was man ja zunehmend
nur mit Mitleid und gar nicht mehr mit Anerkennung
verfolgen kann, mochte ich heute trotzdem nicht der
Versuchung erliegen, mich mit den Sozialdemokra-
ten zu beschaftigen, Herr Tschope, deswegen nur
zweli, drei wenige Satze dazu. Das, was Sie jetzt als
die groBe Entsolidarisierung der Gesellschaft anpran-
gern, namlich die Entkoppelung von Sozialversiche-
rungsbeitragen vom Einkommen: Wer hat denn den
ersten Schritt gemacht, Herr Tschope? Das war die
rot-grune Bundesregierung, die das erste Mal Arbeit-
geber- und Arbeitnehmeranteile bei den Sozialver-
sicherungsbeitragen entkoppelt hat, und zwar aus
gutem Grund, weil es darum geht, dass wir wieder
Moglichkeiten und Spielraume fir Wachstum und
Beschaftigung in Deutschland brauchen. Wir brau-
chen mehr Menschen, die arbeiten und ihre Beitra-
ge dadurch zahlen, dass sie Arbeit haben, und nicht
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weniger Menschen, die standig steigende Beitrage
zahlen. Das ist nicht die Politik fir Wachstum und Be-
schaftigung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich verfolge mit groBer Aufmerksamkeit die inner-
parteilichen Vorgange der Bremer Sozialdemokra-
ten, die bei dieser Bundestagswahl ihr schlechtestes
Ergebnis in ihrer Geschichte eingefahren haben.
Wenn Sie aber glauben, dass Sie die Menschen wieder
dadurch uberzeugen konnen, dass Sie nur linken
Ideen hinterherlaufen, statt sich um die Menschen
zu kimmern, die Wohlstand, Wachstum und Beschaf-
tigung in unserem Land uber Jahre erzeugt haben

(Abg. Tsch o6 pe [SPD]: Das machen wir
ja nicht!)

und von denen wir auch noch in den nachsten Jah-
ren und Jahrzehnten abhangig sein werden, laufen
Sie tatsachlich nur den Linken hinterher. Ich halte das
fur eine fatale Entwicklung der Sozialdemokraten!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich bin ein bisschen enttauscht, dass diese rot-griine
Regierung aus ihrer Larmoyanz nach zwei Jahren der
Regierungsubernahme noch immer nicht herausge-
kommen ist. Sie sehen in allem immer nur Risiken
und Gefahren. Die Koalitionsvereinbarung zwischen
CDU, CSU und FDP birgt fiir Bremen ernorme Po-
tenziale, aus den Schwierigkeiten unseres Bundes-
lands aus eigener Kraft wieder herauszukommen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP — Abg.

Dr. Guldner [Bundnis 90/Die Gru-

nen|: Wo denn? — Zuruf der Abg. Frau
Busch [SPD])

Das mochte ich Thnen, Frau Busch, auch gern sa-
gen: In dieser Koalitionsvereinbarung gibt es ein ein-
deutiges Bekenntnis zum Ausbau regenerativer En-
ergien, insbesondere im Offshore-Bereich. Herr Dr.
Guldner, Sie haben eben so getan, als ob das nichts
bedeuten wurde. Es steht etwas darin, was gelost wer-
den muss.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir brauchen Planungssicherheit fur Offshore-Wind-
parks. Ist das nichts? Ist das nicht in unserem Inter-
esse? Wir brauchen die Moglichkeit, Leitungsbau zu
betreiben, damit wir etwas ins nationale Netz einspei-
sen konnen, das steht im Koalitionsvertrag. Haben
Sie das nicht gelesen, oder wollen Sie es hier dem
Parlament nur bewusst verschweigen?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Nahezu eine Unwahrheit ist Ihre Behauptung, dass
durch die Verlangerung der Laufzeiten von Kernkraft-
werken regenerative Energien an die Wand gedriickt
werden sollen,

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis90/Die
Grunen]: Genau so ist es!)

das Gegenteil, Herr Dr. Guldner, ist der Fall!
(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wahrend dieser Senat in einer One-Man-Show
Stimmung gegen einen Atomtransport in Bremen
macht, obwohl Hunderte von Atomtransporten durch
Bremen und Bremerhaven stattfinden und das alles
nur Augenwischereiist, sagt die CDU gemeinsam mit
der FDP den Menschen die Wahrheit: Wir werden die
Kernenergie noch einige Jahre als Bruckentechno-
logie brauchen, weil wir eben noch nicht genug re-
generative Energiequellen haben, um den Energie-
bedarf der Bevolkerung zu decken, das ist die Wahr-
heit!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Da verstecken wir uns nicht hinter irgendwelchen
Ankundigungen, der Biirgermeister habe einen Trans-
port verhindert, und lassen dabei die Klammer weg,
dass er Uber 200 hat stattfinden lassen. Meine Da-
men und Herren, das ist unehrliche Politik, das mochte
ich an dieser Stelle auch sagen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen sage ich auch, in dem Koalitionsvertrag
steht, dass die den — vier haben Sie gesagt — Energie-
unternehmen aus der Verlangerung der Laufzeit zu-
flieBenden Erldse in die Weiterentwicklung regene-
rativer Energien investiert werden sollen. Das ist der
Weg der Bruckentechnologie, der richtig, verniunf-
tig und nachvollziehbar ist, Herr Dr. Guldner.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das niitzt dem Standort Bremerhaven!

Wir haben uber Jahre Geld in die Hand genom-
men, um Unternehmen ansiedeln zu konnen, bis hin
zum Fraunhofer-Institut, um im Bereich der Off-
shore-Windenergie ein Alleinstellungsmerkmal zu be-
kommen. Diese Regierung setzt auf den Ausbau der
Windenergie, auch im Offshore-Bereich, und schafft
dafur die Grundlagen. Das ist gut fur unser Bundes-
land und nicht schlecht!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Der zweite Bereich, der gut fiir uns ist, ist das klare
Bekenntnis des Koalitionsvertrags zur Luft- und Raum-
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fahrtindustrie, das habe ich bei Ihnen im Ubn'gen auch
vermisst. Es findet sich dort ein klares Bekenntnis zur
nationalen Aufgabe in der Luftfahrt, das ist auch fir
uns in Bremen von existenzieller Bedeutung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Viele Hundert Menschen haben ihren Arbeitsplatz
in diesem Bereich. Deswegen ist es richtig, dass wir
auch in Deutschland in der nationalen Luftfahrt
weitermachen. In der Raumfahrt wird das Programm
selbstverstandlich auch als nationales Programm
fortgeschrieben. Wir haben neben EADS Astrium mit
OHB einen riesigen Mittelstandler, der in diesem Be-
reich Hunderte von Arbeitsplatzen geschaffen hat.
Esist gut, dass sich die neue Regierung zur Luft- und
Raumfahrt in Deutschland bekennt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Was sagen eigentlich die Grunen dazu?

Der vierte Punkt, der in dem Koalitionsvertrag ent-
halten ist, ist das klare Bekenntnis zur maritimen In-
dustrie. Es wird auch in Zukunft den Kurs weiter ge-
ben, dass wir auf die Innovationsfahigkeit und die
hohe Arbeitsplatzdichte unserer deutschen Schiffbau-
er bauen konnen. Das ist ein klares Bekenntnis der
nationalen Regierung zu Arbeitsplatzen hier in Bre-
men und Bremerhaven vor Ort, auch das ist fiir uns
positiv.

(Beifall bei der CDU)

SchlieBlich bin ich auch fest davon tberzeugt, dass
es richtig ist, dass die Hightech-Initiative der Bun-
desregierung fortgeschrieben und mit zusatzlichen
Mitteln ausgestattet wird. Wer, wenn nicht ein Wis-
senschaftsstandort wie Bremen und Bremerhaven, soll
davon profitieren? Allein das Alfred-Wegener-Insti-
tut in Bremerhaven wird durch die Beschliisse die-
ser Koalition auch in Zukunft in die Lage versetzt,
den dringend notwendigen Ersatz seines Forschungs-
schiffs auch tatsachlich finanziert zu bekommen.

Das sind die Dinge, Herr Dr. Guldner, die fiir un-
sere Region wichtig sind, die fir die Menschen, die
hier arbeiten und jeden Tag fiir Wachstum und Be-
schaftigung sorgen, von entscheidender Bedeutung
sind. Das sind die Botschaften, die die Menschen in
Bremen und Bremerhaven an Wachstum und Beschat-
tigung und damit auch an diese Regierung glauben
lassen. Das ist das Ergebnis der Koalitionsverhand-
lungen.

(Beifall bei der CDU)

Nun haben Sie ja versucht, iber ungelegte Eier zu
reden, indem die Finanzsenatorin eine Milchmad-
chenrechnung tber die moglichen Steuerausfdlle
aufgestellt hat. Ich empfehle nur, den Koalitionsver-

trag an dieser Stelle genau zu lesen. Darin steht: Wir
wollen moglichst bis zum Jahr 2011 Steuererleichte-
rungen durchsetzen.

(Abg.Frau B us ch [SPD]: Eigentlich wol-
len Sie garnicht! -Abg. Dr. Kuhn [Biind-
nis 90/Die Grunen]: Das ist die eine Lesart!)

Nein, das ist das, was darin steht!

Herr Dr. Kuhn, Sie konnen davon ausgehen, dass
diese Regierung die Kraft und den Mut hat, Steuer-
erhohungen nur dann auch umzusetzen, wenn sie am
Ende finanziert sind. Das ist Uibrigens anders als in
Bremen!

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Steuererhohungen! Erhéhungen,
das ist ja interessant!)

Steuersenkungen nur dann durchsetzen, wenn sie fi-
nanziert sind!

Ich empfehle, Herr Dr. Kuhn, dass Sie sich einmal
sehr genau anschauen, wie sich eigentlich der Bre-
mer Senat in den letzten Jahren verhalten hat! Kon-
nen Sie sich noch daran erinnern, als wir das Ergeb-
nis tiber die steuerabhdangigen Mehreinnahmen im
Jahr 2008 gehort haben? Wie hat da dieser Senat ju-
biliert, im Ubrigen auch in gleicher Sekunde das Geld
ausgegeben, indem einmal eben 80 Millionen Euro
an die Kliniken und viele Millionen Euro an den So-
zialhaushalt iberwiesen worden sind! Hat sich damals
einer dartuber beklagt, dass das das Ergebnis natio-
naler Steuerpolitik ist? Hat sich da einer beklagt, dass
es das Ergebnis nationalen Wachstums ist?

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/Die
Grunen]: Ist es ja auch gar nicht!)

Nein, Sie haben dieses Geld auch als Land genom-
men! Aber dann ist es doch unfair, im Gegenzug zu
sagen, jetzt wird ein Geschaft zulasten Dritter ge-
macht. Die Steuereinnahmen fur Bremen waren ein
Geschaft zugunsten Dritter. Es hat keinen Sinn, Lander
und Gemeinden immer gegen den Bund auszuspie-
len.

(Beifall bei der CDU)

Entweder gibt es Wachstum und Beschaftigung in
Deutschland, dann profitieren wir davon — und das
haben wir —, oder es gibt eben eine Rezession wie
zurzeit, dann profitieren wir nicht davon, dann muss
Bremen auch seinen Beitrag leisten.

Ich will an dieser Stelle nur eindeutig sagen: Jetzt
so zu tun, als ob das, was da beschlossen worden ist,
alles unsozial ist, grenzt wirklich an Unwahrheit. Das,
Herr Dr. Guldner, will ich an dieser Stelle ausdriick-

(©)
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lich sagen. Ist es wirklich sozial ungerecht, den Kin-
derfreibetrag anzuheben

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/Die

Grunen]: Ja, genau das ist es! — Abg. Frau

Busch [SPD]: Denen wird es doch abge-
zogen!)

und damit kleine Einkommen vom ersten Euro an und
Menschen, die jeden Tag durch ihrer eigener Han-
de Arbeit Geld verdienen, dadurch zu entlasten?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP — Abg.
Dr. Guldner [Bundnis 90/Die Gru-
nen|: Unsozialer geht es gar nicht!)

Das ist doch nicht sozial ungerecht, Herr Dr. Guld-
ner!

Was haben Sie eigentlich fir ein Familienbild?
Tausende von Eltern in Bremen und Bremerhaven
kiimmern sich jeden Tag darum, dass ihren Kindern
eine vernunftige, eine zukunftsorientierte, eine so-
lide Entwicklung, Erziehung und Bildung anvertraut
wird. Sie tun ja gerade so, als ob das nur der Staat
konnte. Nein, meine Damen und Herren, diesen El-
tern ist, ob Sie es glauben oder nicht, auch mit 20 Euro
Kindergelderhohung eine Menge geholfen.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grinen]: Nulll)

Es gibt Menschen, die von dem Kindergeld tatsach-
lich auch die Erziehung, Ernahrung und Ausbildung
ihrer Kinder finanzieren miissen. Das ist nicht unso-
zial, sondern es ist sozial, dieses Kindergeld zu erho-
hen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Davon profitieren auch nicht nur einige, sondern das
Kindergeld bekommt jeder!

(Abg. Frau B us ch [SPD]: Eben! Einkom-
mensunabhangig!)

Dann haben Sie gesagt, es sei eine Entsolidarisie-
rung der Gesellschaft, dass wir in Zukunft die Bei-
trage zur Sozialversicherung teilweise auch aus Steu-
ern finanzieren, im Ubrigen eine Erfahrung, die wir
in Deutschland schon 6fter gemacht haben. Meine
Damen und Herren auch von den Griinen, die Soli-
daritat in dem Sozialversicherungssystem am Beispiel
Gesundheit drickt sich aber doch nicht dadurch aus,
dass wir unterschiedliche Beitrage haben. Die Soli-
daritat druckt sich dadurch aus, dass diejenigen, die
gesund sind, Geld in eine Kasse bezahlen, aus der
diejenigen, die krank sind, Geld bekommen. Das ist
gelebte Solidaritat. Das hat mit Beitragshohe erst ein-
mal nichts zu tun.

(Glocke)

Die Frage, wer wie viel an Beitragen leistet, Herr
Dr. Guldner, ist eine Frage des Sozialausgleichs. Es
ist aber ja nicht nur Aufgabe von Arbeitnehmern,
diesen Sozialausgleich zu organisieren und zu finan-
zieren, esist eine Aufgabe, die sich der Gemeinschaft
insgesamt stellt und deswegen auch uber Steuern
finanziert werden muss. Dieser Weg ist richtig, erist
sozial, und er ist konsequent.

(Beifall bei der CDU und beider FDP — Abg.
Dr. Guildner [Bindnis 90/Die Gri-
nen|: Kein bisschen!)

Esist bemerkenswert, Herr Dr. Giildner, wie es Ih-
nen einmal wieder gelungen ist, eine Rede zum Bre-
mer Haushalt zu halten, ohne auch nur einen einzi-
gen Sparvorschlag zu machen.

(Beifall bei der CDU und beider FDP — Abg.
Dr. Guldner [Bundnis 90/Die Gru-
nen|: Wir sparen doch die ganze Zeit!)

Sie sparen Null!

Diese Regierung wird von 2006 bis 2010 das Ni-
veau ihrer Ausgaben um 400 Millionen Euro und damit
um das Dreifache des heute von Ihnen kritisierten Be-
trags erh6hen, ohne auch nur einen miiden Euro da-
von durch irgendwelche MaBBnahmen gegenzufinan-
zieren. Wenn es eine Regierung in Deutschland gibt,
die auf Pump lebt, dann ist es diese rot-grune Landes-
regierung. — Danke!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin
der Meinung, dass der jetzt geschlossene schwarz-
gelbe Koalitionsvertrag in Berlin mitten in der Krise
sicherlich eine groB3e politische Zasur darstellt. Das
wird auch, und das ist, glaube ich, auch von den
Vorrednern schon gesagt worden, fiir Bremen Fol-
gen haben. Man muss dabei aber auch fragen: Was
steht denn in diesem Koalitionsvertrag, oder wessen
Geistes Kind ist eigentlich dieser Vertrag? Dazu muss
man doch deutlich sagen, lieber Herr Tschope: Der
soziale Kahlschlag, der mit der SPD und den Griinen
unter Herrn Schroder angefangen wurde, der in der
GroBen Koalition zwischen CDU und SPD verstetigt
wurde, wird jetzt in der Koalition von CDU und FDP
fortgesetzt. Das ist nichts als eine Fortsetzung, wenn
auch mit weniger und anderen Mitteln.

(Beifall bei der LINKEN)

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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Obwohl die Finanz- und ja letztendlich auch die
Systemkrise hinlanglich bewiesen hat, dass das ka-
pitalistische System mit seiner neoliberalen Zuspit-
zung nichtin der Lage ist, die Probleme der Mensch-
heit zu 16sen - siehe Klimakatastrophe — und auch
nicht in der Lage ist, die Probleme des kleinen Bre-
mer Haushalts zu 16sen, verhalten sich doch alle nach
einer kurzen Schrecksekunde so, als ware nichts pas-
siert.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau nach diesem Muster ist dieser Koalitions-
vertrag gestrickt. Die Finanzmarkte sind immer noch
nicht reguliert, das Kasino hat schon langst wieder
geoffnet, und der Koalitionsvertrag schweigt letzt-
endlich dazu. Die drohende Klimakatastrophe wird
den Wirtschaftsinteressen gebeugt, die 6ffentliche Da-
seinsvorsorge soll weiter privatisiert werden, das Mo-
dell der Riesterrente — von Herrn Schroder und Co.
wohlgemerkt, das hat Herr Rowekamp sehr richtig
bemerkt — wird nun von Frau Merkel und Herrn Wes-
terwelle auf die Pflegeversicherung angewandt. Das,
finde ich, ist im Grunde genommen schon ein ziem-
licher Skandal! Da muss man sich doch wirklich einmal
vorstellen — und ich betone das hier! —, da brechen
groBe kapitalgedeckte Pensionsfonds in den Verei-
nigten Staaten auseinander, und Hunderttausende,
vielleicht sogar Millionen von Menschen stehen ohne
Altersversorgung da, und Schwarz-Gelb stellt sich jetzt
hin und sagt, eben diese Kapitaldeckung ist das Zu-
kunftsmodell fur die Pflegeversicherung und fur die
gesamte Gesundheitsversorgung. Das ist Irrsinn! Das
ist sozialer Wahnsinn, den Sie da betreiben!

(Beifall bei der LINKEN)

Offentliche Beschaftigung, um auch die zu nennen,
kommt im Koalitionsvertrag erst gar nicht vor. An
Hartz IV andert sich nichts Wesentliches. Nur, wie
wir schon festgestellt haben, die Atomlobby strahlt
tber beide Ohren.

(Beifall bei der LINKEN)

Insgesamt, sage ich einmal ganz lapidar, ist fest-
zustellen, dass die Kosten der Krisen einmal wieder
auf die kleinen Leute abgewalzt werden sollen. Lassen
Sie mich aber zu Beginn meiner Rede — und das ist
mir auch noch einmal sehr wichtig - feststellen, dass
die Fraktion der Bremer Linken ohne Wenn und Aber,
und ich betone und wiederhole das, ohne Wenn und
Aber zur Existenz und zur Selbststandigkeit Bremens
steht!

(Beifall bei der LINKEN)
Sollte also, wie von Rot-Griin angedeutet, ein Gang

nach Karlsruhe zum Bundesverfassungsgericht zwecks
Sicherung der Finanzierung des Landes notwendig

sein, werden wir Sie nach Kraften und mit unseren
Mitteln unterstiitzen, ob Sie es wollen oder nicht, im
Parlament und auf der StrafBe!

(Beifall bei der LINKEN — Heiterkeit bei der
CDU und beim Buindnis 90/Die Grinen)

Ob Sie mit uns so auf die StraBle gehen wollen, das
weil} ich nicht. Im Parlament wird es mit der Unter-
stitzung einfacher sein, aber auf der Stral3e, da bin
ich gespannt, Sie sind herzlich eingeladen!

(Beifall bei der LINKEN)

Das kann ich auf jeden Fall im Namen der Fraktion
DIE LINKE den Burgern und Blrgerinnen Bremens
versprechen.

Die angekundigten Steuersenkungsplane von CDU
und FDP im Bund, dartiber wurde auch schon in An-
satzen gesprochen, nitzen erst einmal wieder nur den
Besserverdienenden. Zweitens erleiden die Lander
dadurch Steuereinbriiche in Millionenhohe. Herr
Bohrnsen und Frau Linnert bezifferten auf ihrer Pres-
sekonferenz die Mindereinnahmen mit immerhin 163
Millionen Euro pro Jahr. Dazu muss man sicherlich
noch die anteilig zu bezahlenden 140 Millionen Euro
fir die Konjunkturpakete I und II, die Bremen mitfi-
nanzieren muss, hinzurechnen. Bringt man diese
Summe dann noch mit der immerhin im Grundge-
setz festgeschriebenen Schuldenbremse in Zusam-
menhang, ist eigentlich klar, dass der sogenannte
Sanierungspfad der Foderalismuskommission ge-
scheitert ist, bevor er iiberhaupt betreten wurde.

(Beifall bei der LINKEN)

Nattirlich halt die Bremer Fraktion DIE LINKE nichts
von den Vorschlagen der rechten Seite dieses Par-
laments. Wenn Herr Rowekamp nun beschwingt von
der CDU/FDP-Koalition im Bund wiederholt in der
Presse von einem Alle-Mann-Manover oder von ei-
ner Enquetekommission spricht, dann, sage ich ein-
mal, ist Vorsicht geboten. Denn es kommt, wie es im-
mer kommen muss, und so kennen wir es ja auch von
unserer CDU: Die Gewoba und die Krankenhdauser
sollen verkauft werden, die Eliten mussen weiter be-
vorzugt werden, die Sozialleistungen mussen auf den
Prifstand, die Kriminellen héarter bestraft werden und
das, was immer noch wie eine sozialstaatliche Insti-
tution aussieht, muss privatisiert werden et cetera.
Man konnte diese Liste beliebig, und uber die Jah-
re auch angesammelt beliebig, fortsetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Fur diese Art von sozialem Kahlschlag, auch das
will ich hier noch einmal deutlich sagen, istimmerhin
die GroBe Koalition in Bremen abgewdhlt worden.
Herr Rowekamp, wenn Sie es jetzt noch einmal mit
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der FDP versuchen wollen, nur zu. Ich glaube aber,
die Birger werden sich das kein zweites Mal gefal-
len lassen. Bremen ist nicht Berlin, das werden Sie
auch noch lernen miissen, Herr Rowekamp!

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will aber auch nicht zu einseitig bleiben, nun
also zur linken Seite des Parlaments!

(Abg. Dr. Gildn er [Bindnis 90/Die
Grunen]: Jetzt kommt die Selbstkritik!)

Wenn Burgermeister Bohrnsen und Finanzsenatorin
Linnert heute zu der aktuellen Haushaltslage vermel-
den, dass sich durch die Steuersenkungsplane von
CDU und FDP die Situation dramatisch verschlech-
tern wird und sie jetzt endlich einmal Stopp sagen,
dann begrufit das naturlich DIE LINKE, auf jeden Fall!

Ich frage mich nur: Warum hat das so lange ge-
dauert? Wie oft hat unser Haushalts- und Finanzex-
perte Herr Rupp hier vor Ihnen gestanden und dar-
auf hingewiesen, warum der Sanierungspfad nicht
funktionieren kann beziehungsweise wie weit damit
die soziale Spaltung dieser Stadt von Rot-Grun vor-
angetrieben wird? Wie oft sind wir daftir verlacht wor-
den? Das ist nicht so schlimm, aber man muss doch
einmal deutlich sagen, Birgermeister Bohrnsen, da
spreche ich Sie auch personlich an, Sie sind nach Berlin
geeilt, um den zugegebenermafien ungerechten Lan-
derfinanzausgleich zu verandern, und als dieser dann
schon gar nicht mehr auf der Tagesordnung gestan-
den hat, sind Sie noch weiter gegangen und haben
auch noch die Schuldenbremse aktiv geférdert und
auch noch unterschrieben. Das kann ich wirklich
beileibe nicht verstehen. Ich frage Sie: Soll so glaub-
whurdige Politik fur die Biirger in Bremen aussehen?
Ich sage da deutlich nein!

(Beifall bei der LINKEN)

Nehmen wir als Beispiel, da will ich auch ganz kon-
kret werden, die Kosten der Unterkunft bei Arbeits-
losengeld-II-Beziehern! Wenn sich in den letzten Wo-
chen, was teilweise die Sozialdeputation fir sich in
Anspruch nimmt, durch die neue Verwaltungsricht-
linie etwas fur die Betroffenen getan hat, dann war
das nicht das Resultat Ihrer Politik, sondern das war
der anhaltende Widerstand der Betroffenen und vor
allem auch der der Sozialgerichte, die Sie dazu ge-
zwungen haben. Ich finde, das muss man sich doch
einmal vorstellen und auf der Zunge zergehen las-
sen, diese Bremer Sozialdemokratie muss von Sozi-
algerichten zur Einhaltung von sozialen Mindeststan-
dards gezwungen werden. Das finde ich skandalos!
Ich finde, da haben Sie noch ein ganzes Stiick Weg
vor sich, bevor das eintritt, was, ich glaube, Oskar
Lafontaine gesagt hat. Die Resozialisierung der So-
zialdemokraten hin zu einer wirklich modernen So-

zialdemokratie wird aber wohl noch ein bisschen
dauern.

(Beifall bei der LINKEN-Abg. Dr. Guld-

ner [Bundnis 90/Die Grunen]|: Auf Oskar

Lafontaine konnen wir in Bremen verzich-
ten!)

Ich sage aber auch in aller Deutlichkeit, wir wer-
den Sie dennoch unterstitzen, solange etwas fur die
Menschen in dieser Stadt dabei herumkommt. Wenn
Sie endlich Ernst machen mit Ihrem Bremer Koaliti-
onsvertrag und wenn Sie dem Ziel, die soziale Spal-
tung der beiden Stadte aufzuheben, endlich naher
kommen, dann werden wir Sie unterstiitzen, das ist
ganz klar.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, wir haben auch Vorschlage fiir eine Losung zu
machen. Wir schlagen vor, die Vermogensteuer als
landerwirksame Steuer im Bund wieder auf mittle-
rem, ich betone noch einmal, europaischem Niveau
einzufiihren. Das allein wiirden die meisten Proble-
me Bremens schon 16sen, nicht aber doch alle erheb-
lich minimieren zu lassen. Das bedeutet aber, und das
sage ich hier nattrlich klar und auch deutlich an die
Adresse der Sozialdemokratie, das bedeutet aber, dass
wir den Reichen und den ganz Reichen ans Geld
wollen. Das bedeutet, dass wir den Reichtum dieser
reichen Gesellschaft anders umverteilen wollen, nam-
lich diesmal von oben nach unten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich sage Thnen auch in aller Deutlichkeit, in Ab-
wandlung eines wohl bekannten Wahlkampfspruches:
Wir haben die Kraft dazu, das konnen Sie glauben.
—Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die rot-griine
Koalition hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema
»Bremer Sanierungskurs durch schwarz-gelben Ko-
alitionsvertrag gefahrdet” beantragt. Es ist ja rich-
tig niedlich und wirklich herzzerreilend, denn der
Bremer Sanierungskurs war doch schon immer ge-
fahrdet. Unter einer schwarz-roten Bundesregierung
hat es meines Erachtens auch noch nie einen richti-
gen Sanierungskurs im Land Bremen gegeben. Das
Land Bremen ist trotz finanzieller Zuwendungen des
Bundes noch nie so richtig saniert worden. Ganz im
Gegenteil! Eine Sanierung fand nie statt, und der
Schuldenberg des kleinsten Bundeslandes stieg auf
sage und schreibe circa 16 Milliarden Euro an. Ein
Ende dieser gigantischen Summe dieses Schulden-
berges ist noch lange nicht abzusehen.
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Durch den schwarz-gelben Koalitionsvertrag wer-
den die Lander den grofiten Teil der geplanten Steu-
ersenkung bezahlen mussen. Dadurch sind die Finan-
zen der Lander meines Erachtens nicht mehr gewahr-
leistet. Die Folge ist, Bremen miuisste noch mehr Schul-
den mit weiteren Nachtragshaushalten machen, die
jetzt schon absehbar sind. Dazu braucht man wahr-
lich kein Prophet zu sein.

Durch den schwarz-gelben Koalitionsvertrag wird
Deutschland zu einem noch gréeren Verschuldungs-
staat werden, als wir es jetzt schon sind. Denn nach
Berechnung der Fachleute werden die Lander Min-
dereinnahmen von circa 15 Milliarden haben, der
Bund von circa 10 Milliarden Euro. Das bedeutet im
Klartext, dass dann Bremen jedes Jahr circa 170 Mil-
lionen Euro fehlen werden. Nun bin ich wirklich ein-
mal gespannt, wie Sie diese jahrlichen Minderein-
nahmen von 170 Millionen Euro irgendwo deckeln
wollen und vor allen Dingen in welchen Bereichen
Sie diese 170 Millionen Euro einsparen wollen, die
jahrlich fehlen.

Ich habe mich nachweislich schon immer fir eine
deutliche und wirklich spurbare Steuerentlastung fur
unsere Burgerinnen und Burger eingesetzt, das steht
hier auBer Frage. Tatsache ist aber, dass unseren Bur-
gerinnen und Burgern vor der Wahl von allen Par-
teien das Blaue vom Himmel versprochen wird, ge-
logen darf ich ja nicht sagen. Da bekommt der Bir-
ger vielleicht, wenn es hoch kommt, 50 Euro in die
linken Tasche hinein, und aus der rechten Tasche
werden unseren Birgerinnen und Burgern anschlie-
Bend wieder 150 Euro herausgenommen, sodass am
Ende gerade fur den sogenannten kleinen Mann,
sprich Geringverdiener, von den vor der Wahl, ich
betone es extra, ach so groBartigen versprochenen
Steuersenkungen wieder einmal nichts ubrig geblie-
ben ist. Das nenne ich eine unehrliche, unseriose Po-
litik naturlich wieder einmal nur auf Kosten des klei-
nen Mannes!

Ich sehe den Sanierungskurs des Landes weder
durch Schwarz-Gelb noch durch Rot-Schwarz gefahr-
det, weil meines Erachtens noch nie eine wirkliche
Sanierung des Landes Bremens stattgefunden hat.
Egal welche Regierung, welche Partei auch immer
gerade dafur hier im Land Bremen die Verantwor-
tung getragen hat.

Herr Dr. Giildner, in Ihrer Rede zur Kernkraft-
energie und Laufzeitverlangerung von Kernkraftwer-
ken haben Sie vielleicht sogar wissentlich vergessen
oder nicht erwahnt, dass gerade Ihr ehemaliger Um-
weltminister Jurgen Trittin zahlreiche Verlangerun-
gen von Kernkraftwerken als griner Umweltminis-
ter unterschrieben, mit unterzeichnet und genehmigt
hat.

(Abg. Dr. Giuldner [Bindnis90/Die

Grunen]: Das ist einfach eine Luge! — Abg.

Rowekamp [CDU]:Dasist unparlamen-

tarisch! Das miisste der Prasident eigentlich
rugen!)

Das haben Sie ganz vergessen! Ich weill nicht, wie
Sie so etwas nennen, ich nenne es jedenfalls eine un-
ehrliche, eine scheinheilige Politik mit an den Haa-
ren herbeigezogenen Argumenten.

Herr Tschope, nun zu Thnen als Mitglied einer Partei,
die fur Hartz IV, Agenda 2010 und so weiter fur die
unsozialen Einschnitte gerade auf Kosten des klei-
nen Mannes, der Geringverdiener, mitverantwortlich
ist. Wer fur soziale Ungerechtigkeit steht, fir einen
unsozialen Kahlschlag sondergleichen, wie wir ihn
wohl noch nie in der Bundesrepublik Deutschland
gehabt haben, der hat eigentlich nicht das Recht, dazu
hier eine solche Rede halten zu diirfen.

(Abg. Dr. Guldner [Bundnis 90/Die

Grunen]: Das entscheiden gerade Sie, wer

hier das Recht hat zu reden! Das ware ja noch
schoner!)

Sie konnen ja gleich nach vorn kommen, Herr Dr.
Guldner! Bleiben Sie doch ruhig, Herr Dr. Guldner,
ich bin es doch auch. Warum sind Sie so aufgeregt?
Treffe ich wieder den Nagel auf dem Kopf? Bleiben
Sie doch ruhig!

Herr Erlanson, nach Ihrer eben gehaltenen Rede
verstehe ich nicht, warum DIE LINKE dem Haushalt
des Landes zugestimmt hat. Eine glaubwurdige Po-
litik sieht meines Erachtens ganz anders aus. — Ich
bedanke mich!

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Mollenstadt.

Abg. Dr. Mollenstdadt (FDP)*): Herr Prasident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Bei dem einen oder an-
deren Redebeitrag kann man sich ja schon fragen,
ob der Realitatsverlust bei den Rednerinnen und Red-
nern hier von Sitzungswoche zu Sitzungswoche weiter
fortschreitet.

(Beifall bei der FDP)

Ich will einmal versuchen, mich auf die Fakten des
Koalitionsvertrags, den wir diskutieren, zu konzen-
trieren.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen|: Haben wir aufmerksam gelesen!)

Meine Damen und Herren, dieser Koalitionsver-
trag ist eine riesige Chance fir das Land Bremen.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/Die
Grunen]|: Das glauben nur Sie!)

Ich glaube, lieber Herr Dr. Guldner, es lohnt sich schon
wirklich, dies im Einzelnen noch einmal zu wirdi-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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gen, und zwar mit einem Blick auf die wirtschaftlich
starken Bereiche Bremens. Die Logistik und die Trans-
portwirtschaft gehen gestarkt aus diesem Koalitions-
vertrag hervor. Hafenhinterlandanbindung, Binnen-
wasserstraBen, Beseitigung von Engpassen bei Schie-
ne und StraBe, das sind wirklich wichtige Dinge, die
fur das Land Bremen auf den Weg gebracht werden
mussen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Wissenschaftspakete werden weiter fortgesetzt,
von denen profitiert Bremen tUberproportional. Der
Kollege Rowekamp ist auf das Thema Luftfahrtindus-
trie und Raumfahrtindustrie schon eingegangen. Das
sind die Punkte, an denen Sie die Zukunftsfahigkeit
unseres Bundeslandes am Ende messen konnen.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Das war alles vereinbart, daftir ha-
ben Sie nichts getan!)

Auch im Sozialen, lieber Herr Dr. Giildner, haben
wir uns als Koalition, Union und FDP auf Bundes-
ebene zum Ziel gesetzt, einige zentrale Gerechtigkeits-
Iicken Ihrer Gesetzgebungsarbeit, namlich von Rot
und Grun bei Hartz IV, zu beseitigen. Wir erhohen
das Schonvermogen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir schaffen Zuverdienstmoglichkeiten fur Men-
schen in der Situation von Hartz IV. Es ist doch ganz
entscheidend, auch dartiber zu diskutieren, wie es
im Gesundheitswesen weitergeht, damit wir nicht alle
drei Jahre wieder eine neue Reform brauchen. Die-
se Koalition, ich begrufle das ausdriicklich, hat sich
zum Ziel gesetzt, ein Gesundheitswesen zu schaffen,
das fiir die nachsten Jahrzehnte Bestand haben wird.
Da geht es natitrlich auch darum, dass man Umver-
teilung dort vornimmt, wo sie hingehort, namlich im
Steuersystem und im Bundeshaushalt und nichtin je-
dem Sozialversicherungssystem noch einmal sepa-
rat.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Zum einen, und das will ich auch sehr deutlich
sagen, hat mich das schon ein bisschen gedrgert, wie
hier teilweise der Einstieg in die Debatte genommen
wird. Es kann IThnen doch nicht ganz entgangen sein,
dass wir nicht mehr im Absolutismus leben. Der Staat
ist fir die Buirger da und nicht umgekehrt. Das Geld,
das dem Staat von den Birgern zur Erfilllung sei-
ner Aufgaben im Rahmen von Steuern und Abgaben
uberlassen wird, gehort zuallererst den Burgerinnen
und Burgern. Deshalb sind wir als Parlamentarier auf
Landesebene, aber auch die auf Bundesebene zuerst
den Burgerinnen und Biurgern verantwortlich. Ich
finde es vollig unsinnig, diese Debatte nach dem Motto

.Da wird den Landern etwas weggenommen"”, zu
fuhren. Entscheidend ist, dass viele Burgerinnen und
Birger von dem, was wir im Koalitionsvertrag ver-
einbart haben, am Ende profitieren, und das sind ge-
rade die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit
kleinen und mittleren Einkommen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wenn Sie hier uber Energiepolitik reden, will ich
Thnen auch eines sagen, Versorgungssicherheit und
bezahlbare Strompreise kommen zunachst gerade
denjenigen mit kleinen und mittleren Einkommen zu-
gute und niemandem sonst.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir haben uns als Aufgabe gestellt, einen Schutz-
schirm fur die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
deren Arbeitsplatze durch die Krise und die Folgen
der Krise bedroht sind, aufzuspannen. Das ist das Pro-
jekt, was sich diese Koalition auf Bundesebene rich-
tigerweise vorgenommen hat. Wenn wir uber Klien-
telpolitik reden, lieber Herr Dr. Gildner, jetzt horen
Sie leider gerade nicht zu, dann will ich Thnen doch
einmal sagen, das ist doch ganz klar: Das ist fur Sie
und fur die Hochschullehrer, die Oberstudienratin,
die Sie vielleicht vertreten, vollig egal! Die zahlen
nachher nicht mit dem Arbeitsplatz fur die Folgen der
Krise. Fur diejenigen aber, die angestellt sind, die als
Facharbeiter tatig sind, die sich jetzt sorgen missen,
ob sie in den nachsten Monaten noch einen Arbeits-
platz haben, sind die Arbeitskosten ein ganz entschei-
dender Faktor. Deshalb setzt diese Koalition dort auch
einen Schwerpunkt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dies ist richtig, und das ist auch richtig fiur das Land
Bremen.

(Abg. Dr. Guldner [Bundnis90/Die
Grunen]: Es ist genau andersherum!)

Lassen Sie mich am Ende noch mit einem Hinweis
darauf antworten, was die Haushaltslage Bremens
anbetrifft. Ich ware da an Stelle dieser Koalition et-
was vorsichtiger. Was Sie uns hier an Haushalten in
den letzten Jahren vorgelegt haben, das spottet je-
der Beschreibung. Ich will nur einmal einige weni-
ge Zahlen nennen: Haushaltsvolumen von 3,9 Mil-
liarden Euro, dann auf 4,1 Milliarden Euro, jetzt deut-
lich iiber 4,1 Milliarden Euro fir 2011. Das Haushalts-
volumen geht immer weiter nach oben. Im Jahr 2010
ist ein Defizit von 928 Millionen Euro vorgesehen,
allein damit Sie einmal die Groenordnung von dem
verstehen. Und jetzt kommt Frau Linnert und sagt:
Schuld am Ende ist die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung. Schuld, dass dort eine Liicke nicht geschlos-

(D)
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sen wird, die seit Jahren klafft, wo Sie keinen einzi-
gen Beitrag dazu geleistet haben, dass sie auch nur
etwas geringer wird. Sie drehen immer mehr auf, und
dasist der falsche Weg. Schauen Sie sich doch einmal
um! Den Bundeslandern, in denen Union und FDP
regieren, geht es gut. Den Menschen dort geht es er-
heblich besser als hier bei uns. Das kann auch etwas
mit der Arbeit ihres Koalitionspartners in den letz-
ten Jahren zu tun haben. Bedanken Sie sich doch ein-
mal bei denen!

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die
Grunen]: Die Finanzminister dieser Lander
klagen gerade!)

Nein, Sie brauchen das auch tiberhaupt nicht weiter
hochzureden. Sie tun immer so, als wiirden Sie spa-
ren. Ihre Finanzsenatorin ist einmal so ehrlich gewe-
sen, am 9. September 2008 gab es die Uberschrift
»Gute Sparvorschlage sind selten!” in einer groen
Zeitung, das ist aber doch nicht Ihre Rolle. Ich glau-
be, es wird Zeit, dass man Ihnen einmal die Aufga-
ben einer Finanzsenatorin erklart.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Hier funktioniert das immer so, dass wir die Vor-
schlage machen und Sie anschliefend die Zensuren
hochhalten. Das ist nicht das Spiel, das wir hier be-
reit sind, weiter mitzuspielen. Sie konnen sich da-
rauf verlassen, und damit schliee ich, dass die FDP-
Fraktion in diesem Haus Ihnen auch in den anste-
henden Haushaltsberatungen wieder sehr konkret
sagen wird, wo Sie sparen konnen und welches die
richtigen Vorschlage sind.

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die
Grunen]|: Bisher haben Sie gar nichts ge-
macht!)

Tun Sie eines nicht! Schieben Sie es nicht der neuen
Bundesregierung in die Schuhe, wenn Sie es bei sich
hier nicht geordnet bekommen! — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tschope.

Abg. Tschope (SPD): Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Herr Kollege Erlanson, Sie sind
nicht da, aber wenn Sie da gewesen waren, wurde
ich gern meinem Zweifel Ausdruck verleihen, dass
wir Sie an unserer Seite haben wollen.

(Abg. Frau Troed el [DIE LINKE]: Ich
horezu!-Abg. Woltemath [FDP]: Da
wadre ich jetzt vorsichtig!)

Nein, ich bin deshalb nicht vorsichtig, weil ich die-
selben Zweifel, die ich beiihm habe, auch beiIhnen
habe, Herr Woltemath!

Wenn man Finanzpolitik machen will, die nur darauf
gerichtet ist, dass man das umsetzt, was man an po-
litischem Interesse gerade einmal fir eine einzelne
Gruppe formuliert, ohne das groe Ganze im Bild zu
haben, ohne zu sagen, wie es am Ende eigentlich
aufgeht — das ist das, was die FDP in diesem Koaliti-
onsvertrag fur ihre Klientel durchgesetzt hat, und das
ist das, was die Fraktion DIE LINKE durchsetzen will,
was wir hier immer wieder erleben, sie wollen un-
glaublich viel Geld ausgeben, ohne einen einzigen
Vorschlag dafur zu haben, wie es denn finanziert wer-
den soll —, geht das so nicht, Herr Erlanson! Vielleicht
wurden Sie ihm das sagen, Frau Troedel!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Herr Rowekamp, ich war ja ein bisschen erstaunt.
Ich kenne Sie anders. Sie mussten eigentlich wissen,
wie die Struktur von Kindergeld und deren soziale
Auswirkung ist. Die Struktur von Kindergeld ist so:
Hartz-IV-Empfangern wird es abgezogen, das heifit,
sie haben von der Erhohung gar nichts. Die Erth6hung
des Kinderfreibetrags fihrt dazu, dass diejenigen, die
viel verdienen, weniger Steuern zahlen mussen, und
dazwischen gibt es eine Bandbreite von arbeitenden
Leuten, die dieses Kindergeld bekommen.

(Abg. Rowekamp [CDUJ: Das ist die
Mehrheit! Die Mehrheit der Menschen be-
kommt das Kindergeld!)

Alle diejenigen, die Kindergeld bekommen und
nicht von dem Differenzbetrag profitieren, haben viel
mehr davon, wenn sie arbeiten gehen konnen, wenn
wir ihre Kapazitaten freisetzen. Wenn die Alleiner-
ziehenden tatsachlich ihre Kinder in Kindertagesein-
richtungen bringen konnen, haben sie viel mehr da-
von, als wenn sie 20 Euro mehr auf dem Konto haben.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen — Zurufe von der CDU)

Lassen Sie mich zum Abschluss sagen: Mich argert
—und das muss ich einfach noch einmal sagen — die
Vermischung, die Sie machen, zwischen der Haus-
haltssituation Bremens und dem, was Sie vereinbart
haben. Ich will Ihnen einmal ganz plastisch sagen —
ich glaube, das miissen die Leute in diesem Land und
wir in der Burgerschaft wissen —, welche Dimension
163 Millionen Euro haben! 163 Millionen Euro, die
Bremen nicht mehr haben wird, das sind alle Aus-
gaben fir Kindertagesbetreuung - sie kostet 119 Mil-
lionen Euro —, alle Ausgaben fur Wirtschaftsforderung,
die sich dieses Land leistet, das sind 138 Millionen
Euro, es sind zwei Drittel der Ausgaben fur Hilfen fur
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junge Menschen und Familien, namlich 252 Millio-
nen Euro, es ist die Hélfte unserer Ausgaben fiir Hoch-
schulen und Forschung, und es ist auch die Halfte der
Ausgaben fur offentliche Schulen in Bremen.

Uber diese Dimensionen sprechen wir. Das ist das,
was Sie diesem Land entziehen wollen, damit der Staat
Bremen weder seiner Wirtschaftsférderung noch sei-
nen sozialen Aufgaben nachkommt. Ich denke, das
geht einfach nicht!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe gestern Abend eine nette E-Mail bekommen.

(Abg. F e c k er [Bundnis 90/Die Grinen]:
Das ist auch selten!)

Ich bin noch nie so hochrangig eingeladen worden,
und deshalb denke ich auch ernsthaft dartiber nach,
obich dieser Einladung folgen werde. Franz Munte-
fering, Peer Steinbruick, Frank-Walter Steinmeier, An-
drea Nahles und noch eine ganze Menge anderer
Leute haben mich zum SPD-Bundesparteitag einge-
laden. Sie haben das nicht anonym geschickt, son-
dern darauf steht ausdricklich und deutlich: Uwe Wol-
temath, FDP-Burgerschaftsfraktion.

(Abg. Tsch 6 pe [SPD]: Die geben kei-
nen auf!)

Das steht auch ausdriicklich darauf. Deshalb werde
ich wahrscheinlich mit dem Kollegen Rowekamp eine
Fahrgemeinschaft bilden, da fur diese Fahrt nach Dres-
den keine Kosten iibernommen werden. Eine Fahrt
nach Dresden ist auch immer lehrreich, weil man ein-
mal andere Bundeslander kennenlernen kann.

Warum erzahle ich diese Geschichte? Ich erzahle
die Geschichte deshalb ——. Herr Tschope, Fraktions-
vorsitzender des SPD, Sie argern sich? Um mit einem
solchen Gebriill und solchen schrillen Ténen hier of-
fene Tiren bei uns einzulaufen und zu sagen, wir sol-
len fiir dieses Bundesland Bremen einstehen, um hier
dann eine Show abzuziehen, da muss ich wirklich sa-
gen, das verstehe ich uberhaupt nicht, das hat tiber-
haupt nichts mit Bremen zu tun!

Als der Vorschlag fir eine Enquetekommission kam
— uber den wir dann morgen noch einmal diskutie-
ren werden —, hatte ich mir gewunscht, dass so eine
nette Einladung, formlich, ordentlich, schon, gut, von
unseren beiden Biirgermeistern gekommen ware, und

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

wir hatten uns zusammengesetzt. Es ist doch gar keine
Frage, dass wir gegen bestimmte Situationen gar nicht
ansparen konnen, da waren wir uns immer einig, das
war immer genau die Position in diesem Haus. Die
miussen wir auch gemeinsam betonen. Das haben wir
auch wahrend der gesamten Foderalismusreformdis-
kussion getan. Deshalb verstehe ich nicht, warum die
Koalition hier vollig am Thema vorbei losmarschiert
und meint, man misse hier einmal ganz grof3 die Fah-
nen zeigen. Sie sind der Linkspartei kilometerweit
hinterher. Wenn Sie so weit nach links abriicken, brau-
chen wir uns tiberhaupt keine Sorgen zu machen.

Ich finde, man muss hier einmal die Mitte sehen.
Das haben mein Kollege Dr. Mollenstadt und der Kol-
lege Rowekamp gesagt, es geht hier auch um die Leu-
te —und das steht in dem Koalitionsvertrag —, die je-
den Tag zur Arbeit gehen und Steuern zahlen.

(Beifallbeider CDU-Abg. Dr. Gild-
n er [Bundnis 90/Die Grunen]: Wie geht
es?)

Das missen wir ja auch noch einmal feststellen: Der
Wahlkampf ist vorbei!

Vielleicht sollte jemand einmal im Rathaus und in
Thren Fraktionsbtiros das Licht einschalten und sa-
gen, der Wahlkampf ist vorbei, wir haben die Wahl
verloren, das ist schade fiir uns.

(Zurufe vom Bundnis 90/Die Grunen)

Das sollen Sie sich selbst sagen, das sage nicht ich!
Der Wahlkampf ist vorbei, damit miissen wir jetzt le-
ben und damit missen wir umgehen.

Unser Burgermeister, sehr geehrter Herr Bohrnsen,
war stellvertretender Vorsitzender der Foderalismus-
kommission. Wie oft haben wir hier gestanden und
gefragt: Wo sind denn Ihre Vorschlage daftir? Da hatte
man doch sagen konnen: Wir stimmen der Schulden-
bremse zu! Wo sind sie aber denn gewesen? Sie sind
nicht dagewesen. Jetzt im Nachhinein wird das kon-
struiert, weil Sie festgestellt haben, dass Sie tiberhaupt
keine Vorschlage gemacht haben. Das ist genau Ihr
Problem! Sie versuchen, jetzt aus dieser Geschichte
Schuldenbremse wieder herauszukommen. Man ver-
sucht, sich jetzt noch vor dem SPD-Bundesparteitag
ganz grof in Position zu bringen.

Das hat ja der Kollege NuBbaum in Berlin schon
einmal als Vorlage gemacht. Allerdings hat er einen
schonen Satz gesagt: Die Krise kann keine Dauer-
entschuldigung fur finanzpolitische Untatigkeit und
neue Schulden sein. Genau das ist es! Wir horen hier
uberhaupt keinen einzigen Vorschlag vom Senat. Es
werden hier larmoyant schon einmal 163 Millionen
Euro an die Wand geworfen, obwohl iberhaupt noch
keiner weil, ob es so kommt.

(Zurufe)
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Ich sage jetzt einmal Folgendes: Hier ist doch je-
der Politiker, und nichts wird so heill gegessen, wie
es gekocht wird.

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die
Grunen]: Ach so! Herr Westerwelle hat ge-
sagt, es kommt auf jeden Fall!)

Nun tun Sie doch nicht so!

Es gibt ein ganz normales Gesetzgebungsverfah-
ren dazu, bei dem jeder etwas sagen kann. Das wird
doch hier neuerdings nicht von Koalitionsvertragen
verordnet! Bei uns jedenfalls nicht!

(Beifall bei der FDP-Abg. Dr. Gild-
ner [Bindnis90/Die Grinen]: Kommt es
jetzt, oder kommt es nicht?)

Bei Ihnen mag es so sein, dass die Koalitionsver-
trage Ihr oberstes Gesetz sind. Hier wird dartber dis-
kutiert, dann werden die Lander ihre Position einbrin-
gen. Da soll doch bitte schén einmal der Senat ganz
deutlich Kante zeigen! Aber, stellvertretender Vor-
sitzender einer Kommission zu sein, irgendwie tber
Jahre zu schweigen und jetzt im Nachhinein solche
Dinge zu konstruieren, das finde ich absolut schwach
und am Thema vorbei!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich kann Thnen auch einen ganz einfachen Vor-
schlag machen, wo man sparen kann: Fur mich hat
sich bis zum heutigen Tag tiberhaupt nicht erschlos-
sen, warum dieses Finanzressort zwei Staatsrate
braucht. Ich will jetzt nichts gegen die beiden Per-
sonen sagen, die ich sehr schéatze. Ich habe sowohl
Herrn Miitzelburg als auch Herrn Lihr als sehr gute
Kollegen empfunden. Warum aber muss es denn so
sein? Auch da gibt es viele kleine Moglichkeiten, wo
man sparen kann.

(Beifall bei der FDP)
Wir konnen auch einmal das Kulturressort auflosen!

(Zuruf von der CDU: Ja!)

Warum muss es denn dieses Puppenstubenressort mit
einer Staatsratin, einem Pressesprecher und einer
Verwaltung geben, die noch nicht einmal die Krise
von ,Marie Antoinette”, die mit Ansage war, in den
Griff bekommt?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wer will denn dieses Land regieren und in der Bun-
desrepublik glaubhaft vermitteln, dass er irgendwel-
che Finanzen im Griff hat, wenn er noch nicht einmal

diese Pleitenummer verhindern kann? Sich dann hin-
terher in die Kulturdeputation zu stellen und zu sa-
gen, ich habe das alles gewusst, aber ich hatte kei-
ne Moglichkeit, das zu verhindern, das ist doch nicht
nur peinlich. Das ist wirklich nicht ertraglich!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Da muss ich wirklich sagen: Ein Biirgermeister, der
nicht einmal als Kultursenator ein 3,8 Millionen-De-
saster verhindern kann, obwohl er sagt, er hatte das
im Blick gehabt, wird mir nicht erzahlen konnen, dass
er den Rest des Haushalts in den Griff bekommt!

(Beifall bei der FDP)

Das ist das Kulturressort!

Dann kénnen wir sagen, weil wir eine Sozialsena-
torin haben, die ihr Ressort nicht im Griff hat, braucht
man dort auch noch einmal zwei Staatrate. Warum
denn? Es geht auch mit einem Staatsrat!

(Abg. Dr. Guldner [Bundnis 90/Die
Grinen]: Wir debattieren tiber den Bundes-
koalitionsvertrag!)

Es gibt riesige Landesministerien, die das mit einem
Staatssekretar machen, aber wir brauchen fir jeden,
der es nicht allein geregelt bekommt, zwei Staatsra-
te. Ist das ein Vorschlag zum Sparen?

(Beifall bei der FDP — Zurufe)

Nein, aber das ist rot-grine Politik: Macht einmal
schone Vorschlage, aber die passen uns allen nicht!

Wir haben schon in der letzten Debatte gehort, dass
der Verkehrslarm die Stadt sozial spaltet. Machen Sie
einmal wirklich Vorschldage, wie Sie dieses Land aus
dieser Krise fiihren wollen, wie Sie sparen wollen!
Dann sind wir an Ihrer Seite. Wir konnen diese Ver-
suche nicht konterkarieren, indem sie auf der ande-
ren Seite wieder abgeschopit werden. Das haben wir
immer erklart.

(Abg. Dr. Kuhn [Bundnis90/Die Gru-
nen|: Nur dann macht ihr das, oder was?)

Verehrter Herr Kollege Dr. Kuhn, Ihre Zwischen-
rufe waren auch schon einmal besser! Heute schwa-
cheln Sie ein bisschen auf dieser Position.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Abg.
Frau B us ch [SPD]: Er macht wenigstens
welche, im Gegensatz zu Ihnen!)

Ich spreche ja gerade! Soll ich jetzt einen Zwischen-
ruf machen? Bravo, das war endlich einmal eine klare
Rede!

(Beifall bei der FDP und beim Bundnis 90/
Die Griinen)
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Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rowekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die rot-griine Mehr-
heit in diesem Haus versucht zu vermitteln, als ob man
aus dem Koalitionsvertrag uber die Frage, wann und
wie und welche Steuererleichterungen tatsachlich um-
gesetzt werden — dazu habe ich schon gesagt, da ist
das letzte Wort ja noch nicht gesprochen —, das Ende
des Sanierungskurses des Landes Bremen herleiten
konnte. Doch der Titel Ihrer Aktuellen Stunde heifit
.Gefahrdung des Sanierungskurses durch Schwarz-
Gelb"”. Meine Damen und Herren, Sie haben in die-
ser Regierung, der Sie angehoren, kein Problem von
163 Millionen Euro durch Schwarz-Gelb, Sie haben
ein Problem durch 900 Millionen Euro Ihrer eigenen
Regierungsverantwortung, die Ihnen fehlen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen sage ich an dieser Stelle ganz nachhaltig:
Sehr geehrter Herr Birgermeister Bohrnsen, [hre Par-
tei hat ja den letzten Versuch zur uberparteilichen
Verstandigung auf ein Sanierungspaket fiir unser Land
abgelehnt, indem Sie die Enquetekommission mor-
gen nicht mittragen werden. Sie sind als Burgermeister
gewahlt worden mit rot-griner Mehrheit in diesem
Bundesland, um Verantwortung fiir dieses Bundesland
zu Ubernehmen, und Sie sind nicht gewahlt worden,
um die Verantwortung fur das Scheitern Ihrer Regie-
rungspolitik anderen in die Schuhe zu schieben. Die-
sen Versuch werden wir nicht zulassen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen kann ich nur sagen: Nehmen Sie diese
Verantwortung endlich wahr, sorgen Sie daftr, dass
dem Bund und den anderen Landern nachgewiesen
werden kann, dass Bremen sich zur Sanierung sei-
ner Haushalte aus eigener Kraft mit Unterstiitzung
des Bundes auf den Weg gemacht hat! Dann bin ich
sicher, dass Sie am Ende auch die anderen davon
uberzeugen werden, dass wir uber Steuerminder-
einnahmen sprechen koénnen. Aber doch nicht erst
meckern und nichts tun, sondern erst selbst arbeiten
und dann schauen, wie einem andere helfen konnen,
das ist doch alte Bremer Tradition. Das hatte ich von
Thnen verlangt, und nicht das Gegenteil!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen will ich auch nur ganz kurz zu dem, Herr
Tschope, etwas sagen, was Sie gesagt haben zur so-
zialen Spaltung! Ich komme aus einem sozialdemo-
kratisch gepragten Elternhaus, und ich habe von zu
Hause immer mitbekommen, dass die SPD die Par-
teiist, die sich um die Interessen von Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmern kiimmert. Das Gegenteil

aber, Herr Tschope, ist bei Ihrer Partei mittlerweile
der Fall, und das ist auch Ihr Problem: Sie kimmern
sich nicht mehr um diejenigen, die die Sozialkassen
durch ihre eigene Arbeit fiillen, Sie kimmern sich
nicht mehr um diejenigen, die dafur sorgen, dass
uberhaupt noch Steuern gezahlt werden. Sie kiim-
mern sich nur noch darum, wie das Geld anderer Men-
schen ausgegeben wird. Das ist die Sackgasse der
Sozialdemokratie.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen will ich auch noch einmal ganz bewusst
sagen, was uns vom System her unterscheidet: Der
Werftarbeiter, der Arbeitnehmer in der Fischindus-
trie in Bremerhaven in der Nahrungsmittelindustrie,
derjenige, der im Hafen arbeitet, musste durch Kurz-
arbeit, durch Verlust von Beschaftigung, durch Ver-
lust von Einkommen —insbesondere auch beim GHB,
aber auch bei anderen — seinen Beitrag dafir bezah-
len, dass wir die Banken gerettet haben und dass wir
Konjunkturpakete finanziert haben. Das haben wir
alles tiber Schulden finanziert, tiberall tiber Schul-
den, und das werden diese Menschen mit ihren Steu-
ern und ihren Abgaben noch tiber Jahrzehnte abzah-
len mussen.

(Zuruf des Abg. Tsch 6 pe [SPD])

Was sagen Sie eigentlich den Menschen, Herr
Tschope, die in Kurzarbeit sind, die ihren Arbeitsplatz
verloren haben, die Angst um ihren Arbeitsplatz ha-
ben? Was sagen Sie eigentlich, was dieser Staat, der
ihnen das Geld nimmt, um anderen zu helfen, fir sie
tut? Sie haben einen Anspruch darauf, dass sich dieser
Staat, nachdem er sich um die Banken und um die
Konjunktur gekiimmert hat, jetzt auch um die Men-
schen kiimmert, die den Wohlstand dieses Staates
ausmachen. Das ist die Politik dieser schwarz-gelben
Regierung, und die ist richtig, Herr Tschope!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP — Abg.
Tschope [SPD]: Das steht gar nicht da-
rin!)

Nattirlich steht es darin! Da steht zum Beispiel da-
rin, dass wir die Mehrbedarfe in den Sozialversiche-
rungssystemen, die wir haben, weil wir Beschafti-
gungsruckgange haben durch Bankenkrise und Wirt-
schaftskrise, eben nicht den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern aufbiirden, dass sie eben nicht durch
Sozialversicherungsbeitrage finanziert werden, son-
dern dass wir sie in Solidaritat der Gemeinschaft al-
ler Burgerinnen und Biurger dieses Landes genauso
finanzieren, wie wir die Bankenrettung und die Kon-
junkturpakete bezahlt haben. Die Menschen auf den
Werften, in den Fabriken und in den Unternehmen
konnen nichts fiir die wirtschaftliche Situation, und
deswegen sollen sie sie auch nicht allein bezahlen,
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sondern das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufga-
be, die iber Steuern finanziert werden muss. Das ist
der richtige Weg dieser Koalition.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Thre Politik fihrt dazu, und das wird heute wieder
einmal deutlich, dass Sie denjenigen, die mit ihren
Beitragen zu dem Sozialversicherungssystem beitra-
gen und mit ihren Steuern die Einnahmen des Staa-
tes und der Systeme noch finanzieren, immer mehr
wegnehmen wollen,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

anstatt sich endlich darauf zu konzentrieren, daftr
zu sorgen, dass immer mehr Menschen ihre Beitra-
ge leisten. Das ist doch der Weg! Deswegen sage ich
abschlieBend: 100 000 Arbeitsplatze mehr bringen
zwei Milliarden Euro Mehreinnahmen in die Sozial-
versicherungssysteme in Deutschland und in den 6f-
fentlichen Haushalt. Deswegen ist es die Aufgabe die-
ser Regierung und deswegen ist es auch die feste,
unverriuckbare Position der CDU Bremen, dass wir
unsere Staatsfinanzen und unsere Sozialversiche-
rungssysteme nicht dadurch in den Griff bekommen,
dass wir, wie Sie das wollen, denjenigen, die bisher
bezahlt haben, immer mehr abknépfen, sondern dass
wir den Faktor Arbeit entlasten und dafur sorgen, dass
immer mehr Menschen tiberhaupt von eigener Hande
Arbeit leben konnen und damit eben auch ihren Bei-
trag zur solidarischen Finanzierung unseres Gemein-
wesens finanzieren konnen. Das ist der Richtungs-
wechsel!

Nicht verteilen, sondern vermehren, das hat sich
diese Regierung auf die Fahnen geschrieben! — Danke!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giildner (Bundnis 90/Die Grunen)*): Herr
Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Man kann im Grunde genommen nur froh sein, dass
wir eine solche Debatte hier in diesem Haus auch in
dieser Scharfe fiihren, damit klar wird, wer tatsach-
lich welche Position im Bund und im Land Bremen
vertritt!

(Unruhe bei der CDU und bei der FDP)

Wer hat eigentlich Bedenken, dass das, was Sie da
in steuerpolitischer Hinsicht tun, verheerend fur die
Lander sein konnte? Ich sage Ihnen, wer Bedenken
hat! Am 19. Oktober, das ist jetzt noch nicht einmal
zwei Wochen her, haben Herr Dr. Schrors und seine

*) Vom Redner nicht Gberprift.

Kollegen aus den Bundeslandern, die finanz- und
haushaltspolitischen Sprecher der CDU-Landesfrak-
tionen, hier in Bremen getagt und eine sehr bemer-
kenswerte Resolution verabschiedet. Ich zitiere mit
Genehmigung des Prasidenten aus der Resolution der
christdemokratischen haushalts- und finanzpolitischen
Sprecher: , Die haushalts- und finanzpolitischen Spre-
cher betonen, dass Steuersenkungen nicht einseitig
zulasten der Lander geschnurt werden durfen, und
appellieren an die Verantwortung des Bundes, die
Konsolidierungsbemiithungen in den Landern nicht
durch zusatzliche Einnahmeausfalle zu erschweren. ”

Da hat jemand Panik, weil er weil}, was in der ei-
genen Partei und auf Druck der FDP beschlossen wer-
den sollte. Eine Woche vor dem Abschluss der Koa-
litionsverhandlungen haben Sie das beschlossen, weil
Sie wussten, dass in den Landern, und das haben Ihre
Kollegen CDU-Finanzminister ja auch schon massiv
in der Offentlichkeit kritisiert, die Einnahmen weg-
brechen werden, wenn der Bund dies hier beschlief3t.
Sie haben es offensichtlich vorher gewusst. Diese
Resolution spricht Bande, die die CDU-Haushaltspo-
litiker dort verabschiedet haben.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Esist in der Tat ein Problem, das wir auch in Bre-
men noch einmal aufgreifen wollen. Wir werden es
morgen und naturlich in den Haushaltsberatungen
immer wieder diskutieren. Was Sie versuchen, Herr
Rowekamp, ist Folgendes: Sie sagen, wenn ich hier
kein symboltrachtiges, offentliches Schlachtfest ver-
anstalte, indem ich das privatisiere, das verkaufe, die
Einrichtung schliefle, das zusammenlege und so wei-
ter, dann wird nicht gespart. Das ist aber eine vollig
falsche Darstellung!

In Bremen wird seit Jahren unter Ihrer Agide —und
unter unserer Agide ganz genauso —, massiv gespart.
Sie konnen doch nicht einerseits, wenn es Probleme
und Engpadsse beim Stadtamt und tberall gibt, die
aufgrund einer jahrelangen PEP-Quote, einer soge-
nannten Personaleinsparquote, verursacht werden,
dagegen protestieren, dass diese Engpasse entste-
hen, und dann kommen Sie andererseits hierher und
tun so, als ob nicht gespart wirde. Naturlich ist das
ein Ergebnis von massiven Sparanstrengungen, die
in Bremen gemacht werden. Sie haben bei den In-
vestitionen daruber geklagt, dass wir gespart haben.
Beim Personal klagen Sie an vielen Stellen dartber,
dass wir sparen. Bei den konsumtiven Ausgaben fir
viele Einrichtungen klagen Sie dartiiber, dass wir spa-
ren, und dann kommen Sie hierher und sagen, diese
Regierung spart nicht, weil sie nicht das von Ihnen
im Ubrigen mit lauter Ladenhiitern bestiickte Schlacht-
fest veranstalten will!

Diese Regierung spart, bis es kracht und bis es weh-
tut. Es ist eine ganz schwierige Geschichte in Bre-

(D)
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men, Haushalte aufzustellen, die genau dieses um-
setzen, weil wir schon lange mit diesem Sparkurs in
Bremen zu tun haben. Insofern tun Sie doch nicht so,
als ob diese Finanzsenatorin, dieser Blurgermeister
und diese Koalition hier in Bremen nicht sparen wur-
den.

Dann zu Threm Punkt mit dem Kindergeld und den
Freibetrdagen! Ich finde, das sind genau die Themen
— der Kollege Tschope hat es auch angesprochen —,
bei denen wir uns hier ganz deutlich auseinander-
entwickeln. Es bringt iberhaupt nichts, 20 Euro zu-
satzlich an die Familien zu verteilen. Es bringt tiber-
haupt nichts, bei hohen Einkommen prozentual den
Kinderfreibetrag zu einer erhohten Einsparung zu fiih-
ren. Wir brauchen in Deutschland gut ausgebildete
Kinder und Jugendliche, die in den Schulen und in
den Hochschulen ausgebildet werden. Sie wissen ganz
genau, was das kostet. Das kostet den Staat enorme
Anstrengungen, enorme Geldmittel.

Wir brauchen eine Kinderbetreuung, die es den
Eltern ermoglicht, auch arbeiten zu gehen. Denn es
ist vollig richtig, dass Arbeit das Rickgrat dieser
Wirtschaft und dieser Gesellschaft ist. Daftir missen
wir die Einrichtungen von der Unter-Dreijahrigen-
Betreuung, uber die Kita, Schule und Hochschule
starken. Der Staat kann das definitiv nicht, wenn Sie
ihm durch Steuersenkungen den Boden unter den
FuBen wegziehen. Das ist die Auseinandersetzung,
die wir hier in der Birgerschaft fiihren mussen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen und
beider SPD - Abg. Fr e h e [Bindnis 90/
Die Grunen]: Kein Betreuungsgeld!)

Jetzt kommt etwas ganz Interessantes in die De-
batte, sowohl vom Kollegen Woltemath als auch vom
Kollegen Réwekamp. In Wirklichkeit ist das alles viel-
leicht gar nicht so gemeint, wie es darin steht. Vielleicht
kommt es ja gar nicht so, vielleicht kommt es ganz
anders. Wir mussen ja noch einmal daruber reden!
Ich greife das einmal positiv auf: Ich habe den Koa-
litionsvertrag so gelesen: ganz viele Kommissionen,
ganz viele Prifauftrage, ganz viele Ideen und vielleicht
ab dem Jahr 2011 und vielleicht auch nicht und so
weiter. Wir werden diese Vagheit- und Unsicherheit
umdrehen, die Sie verursachen, und werden in al-
len gesellschaftlichen Bereichen kampfen, dass be-
stimmte Dinge so, wie Sie es jetzt beschlossen ha-
ben, nicht zustande kommen.

Die Tur, die Sie da aufgemacht haben, dieses ,Na
ja, vielleicht einmal schauen”, CSU und FDP wollen
es. Die CDU hat einige Finanzpolitiker in ihren Rei-
hen, ich habe gerade welche erwahnt, die sehen das
auBerst skeptisch. Genau da werden wir einhaken,
wir werden uns einmischen. Wir werden im Bundesrat
und auf vielen Ebenen versuchen zu verhindern, dass
es so kommt. Wir werden eine gesellschaftliche Aus-
einandersetzung tiber die Werte und tber die tatsach-

lichen Entscheidungen in dieser Gesellschaft mit Ihnen
fihren.

Sie haben viele Dinge aus dem Koalitionsvertrag
zitiert, das ist genau der Gegensatz, wenn man ihn
liest. Auf der einen Seite Lippenbekenntnisse, mit de-
nen Sie sich zu etwas ohne konkrete Konsequenzen
bekennen, auf der anderen Seite ganz klare, harte
Einschnitte, die schon zum 1. Januar 2010 beginnen
sollen. Das ist genau der Gegensatz, den wir gegen-
uber den Menschen thematisieren werden: einerseits
klare Fakten, die Sie zugunsten der Gruppen, die Sie
beguinstigen wollen, schaffen, andererseits schwam-
mige Ausflichte, was Sie alles Schones und Gutes
machen wollen. In diesem Gegensatz wird dieser
Koalitionsvertrag stehen, viele Mitglieder fiihrender
deutscher Wirtschaftsforschungsinstitute haben sich
schon so geauBert. Die CDU-Finanzpolitiker und
-Ministerprasidenten haben sich schon so gedauBert,
und diese rot-grine Regierung wird darum kampfen,
dass Sie dem Land Bremen und den Menschen in
Bremen und Bremerhaven mit Ihrer Regierung nicht
den Boden unter den Fiullen wegziehen. — Vielen
Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Burgermeister Bohrnsen.

Biirgermeister Bohrnsen: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Der Wahlkampf ist vorbei, des-
wegen werde ich meine Neigung zur Polemik begren-
zen. Die Wahlerinnen und Wahler haben entschie-
den, man mag die Entscheidung je nach Parteifarbe
bedauern oder bejubeln, jedenfalls gibt es einen Auf-
trag der Wahlerinnen und Wahler zur Koalitionsbil-
dung. Deswegen werde ich das als Demokrat zunachst
einmal respektieren und selbstverstandlich auch der
Kanzlerin zu ihrer Wiederwahl herzlich gratulieren.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis90/Die
Griinen]: Es fehlten ein paar Stimmen, habe
ich gehort, aus der Koalition!)

Jedenfalls ist sie gewahlt worden!

Naturlich wird sich der Senat der Freien Hanse-
stadt Bremen um eine vernunftige, konstruktive Ver-
bindung zur neuen Bundesregierung im Interesse
Bremens bemuihen. Denn wir haben gro3e Aufgaben,
die wir naturlich mit der Unterstitzung der Bundes-
regierung weiter vorantreiben miissen: Verkehrsin-
frastruktur, Hafenhinterlandanbindung, Luft- und
Raumfahrt, Forschung und Entwicklung und natur-
lich auch die Fragen regenerativer Energien und vie-
les mehr. Ich werde nattrlich auch den Kontakt zu
allen unseren Bundestagsabgeordneten suchen, weil
ich fest davon uberzeugt bin, dass jeder Bundestags-
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abgeordnete in seiner Rolle in den Fraktionen in Berlin
jemand ist und sein muss, der fur bremische Inter-
essen wirbt.

Ich will mich darauf beschranken, aus bremischer
Sicht auf diesen Koalitionsvertrag zu schauen und zu
fragen, was er bedeutet. Ich teile im Ubrigen selbst-
verstdandlich die allgemein politischen Bewertungen,
teile auch die Einschatzung, die in Deutschland all-
gemein verbreitet ist, dass es noch nie eine Bundes-
regierung und eine Koalition gegeben hat, die einen
derartigen Fehlstart hingelegt hat. Ich schaue aber
auch auf diesen Koalitionsvertrag und frage: Was
bedeutet er fur uns in Bremen? Da schaue ich natur-
lich auf Zahlen und darauf, was uns in Aussicht ge-
stellt wird. Wir haben das errechnet, die Finanzse-
natorin mit ihren Fachleuten, und da kommen wir,
sehr aktuell und sehr konkret auf den Betrag.

.Rowekam : Ab wann ei-
Abg. R 6 k p [CDU]: Ab i
gentlich?)

Wir beginnen mit dem Jahr 2010.
(Abg. R6 w ek am p [CDU]J: Mit wie viel?)

Sie wissen, das Burgerentlastungsgesetz ist noch et-
was von der GroBien Koalition.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Das haben
Sie mit beschlossen!)

Ja, gar keine Frage! AnschlieBend hat die neue Ko-
alition dort noch sieben Milliarden Euro fir 2010 da-
rauf gelegt. Ab dem Jahr 2011 — und das ist fur uns
ein entscheidendes Jahr, darauf komme ich noch zu-
rick —haben wir die volle Wirkung, namlich plus 24
Milliarden Euro. Das bedeutet nach tiberschlagiger
Rechnung fir Bremen einen Verlust von 163 Millio-
nen Euro, allein die steuerlichen MaBnahmen, die im
Koalitionsvertrag konkret benannt worden sind. Nicht
genannt und auch nicht berechnet sind alle anderen
Dinge.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Bei Null-
wachstum rechnen Sie das! Das ist ein Worst-
Case-Szenario!)

Lieber Herr Rowekamp, ich wiirde es fiir Deutsch-
land naturlich sehr begrilen, wenn es anders ware.
Nennen Sie mir einen Okonomen, der in den letz-
ten Tagen und Wochen eine Stellungnahme abge-
geben hat, die lautet, Wirtschaftswachstum in wel-
cher GréBenordnung auch immer ware in der Lage,
die Steuerausfdlle aller offentlichen Haushalte in
Deutschland zu kompensieren. Eine solche Stellung-
nahme gibt es nicht!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Deswegen sollten Sie ehrlich sein und sagen, das
ist ein ungedeckter Scheck auf die Zukunft, und das
Schlimme ist, dieser Scheck ist nicht auf die Bundes-
regierung allein ausgestellt, sondern erist auf die Lan-
der, Gemeinden und Stadte in Deutschland ausge-
stellt. Das ist die Wahrheit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Der Hamburger Erste Burgermeister Ole von Beust
hat gestern mit Recht, und nicht nur er allein, davon
gesprochen: Es ist ein Vertrag zulasten Dritter, und
normalerweise fragt man den Dritten, ob er diese Be-
lastungen tragen kann.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Wird er ja
auch! Nattrlich wird er gefragt!)

Wir sind nicht gefragt worden!

Ich ware interessiert daran, wie der Landesvorsit-
zende der CDU in Bremen sich beim kleinen Partei-
tag am Montagabend verhalten hat, ob er gemein-
sam mit dem saarlandischen Ministerprasidenten Pe-
ter Miiller darauf hingewiesen hat, dass Lander wie
das Saarland, Bremen, Schleswig-Holstein, Sachsen-
Anhalt und Berlin eine solche Belastung nicht tragen
konnen. Haben Sie sich im Parteirat der CDU ent-
sprechend verhalten? Das wirde mich interessieren!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich habe mit Freude, aber auch mit Uberraschung,
soeben gehort, was nach der Sendung ,Anne Will”
unter anderem im Gesprach mit dem neuen Finanz-
minister noch zu groBer Aufregung geftihrt hat, ndm-
lich die Frage: Ist das, was steuerpolitisch verabre-
det worden ist, endgtltig, oder steht es unter einem
Vorbehalt? Ich habe mit Interesse gehort, dass Ihre
beiden Fraktionen, augenscheinlich der Auffassung
sind, das steht noch unter Vorbehalt.

(Abg. R6 wekamp [CDU]J:Das steht so-
gar darin!)

Ja, das steht darin! Es steht ein ,moglichst” im Ko-
alitionsvertrag.

Es ist ja schon zu horen — ich freue mich, dass ich
das auch in andere Gremien mitnehmen kann —, dass
die Bremer FDP und die Bremer CDU der Auffassung
sind, dass man das noch einmal tiberprufen muss. Dies
unter anderem mit Blick auf die Frage, ob die, die
es aufbringen sollen, auch in der Lage sind, es zu be-
zahlen! Wenn ich sage, Vertrag zulasten Dritter, dann
wissen Sie, dass der Uberwiegende Anteil dessen, was
steuerpolitisch vereinbart worden ist, von den Lan-
dern und den Gemeinden zu tragen ist.
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Dann will ich noch auf zwei Punkte hinweisen, die
noch gar nicht angesprochen worden sind! Es sind
auch Dinge in den Koalitionsvertrag aufgenommen
worden, wie zum Beispiel die Erbschaftsteuer zu re-
gionalisieren. Wissen Sie, was das bedeutet, wenn
wir das auf die Lander nach Steuersatz, Steuerhohe
beziehen und die Lander entscheiden konnen, ob sie
Erbschaftsteuer nehmen oder nicht? Das ist eine Sa-
che! Dies wollen Sie auch noch weiter prifen. Aber
das Gravierendste fur die Stadte in Deutschland — das
Handelsblatt hat die Uberschrift , Aufstand der Stadte
in Deutschland!” gebracht, ich war vor 14 Tagen im
Prasidium des Deutschen Stadtetages und kann Ih-
nen sagen, es herrscht einhellige Emporung bei al-
len, unabhangig von der Parteifarbe — betrifft den
Punkt, der seit dem Jahr 2003 in der Programmatik
der FDP steht und Eingang in den Koalitionsvertrag
als Perspektive gefunden hat, namlich die Abschaf-
fung der Gewerbesteuer. Abschaffung der Gewer-
besteuer und Ersetzung durch einen Zuschlag zur Ein-
kommensteuer!

Sie wissen hoffentlich, was das bedeutet, dass Sie
dann hier in Bremen und fur Bremen entscheiden miis-
sen, dass ein wesentlicher Teil unserer kommunalen
Finanzierung auf eine vollig andere Basis gestellt wird.
Das ist nicht nur eine Steuer, die auf Gewerbeleis-
tungen bezogen ist, sondern eine, die dann verbrei-
tert und auf alle Burgerinnen und Burger bezogen
wird. Ich hoffe sehr, dass die CDU an diesem Punkt
der FDP-Programmatik nicht folgt. Ich habe gesagt,
das hat fiir Bremen Auswirkungen! Ich wiirde mich
deswegen hier und jetzt zu der Behauptung durch-
ringen zu sagen: Dieser Koalitionsvertrag gefahrdet
Bremen und seine finanzpolitische Zukunft in erheb-
lichem MaSBe. Lassen Sie uns die Eigenanstrengun-
gen und das, was wir von anderen erwarten, einmal
anschauen!

Sehr geehrter Herr Rowekamp, alle Polemik hilft
nicht dartber hinweg, dass man bei Finanzfragen auf
die Zahlen schauen muss, und da darf ich Ihnen sa-
gen, dass wir gerade von der Forschungsstelle Finanz-
politik im Oktober noch einmal bestatigt bekommen
haben, dass Bremen den geringsten Anstieg der Pri-
marausgaben - das sind alle Ausgaben ohne Zins-
ausgaben —aller Lander hat. Wenn Sie sich das Ver-
haltnis der drei Stadtstaaten anschauen, so lag Bre-
men im Jahr 2001 uber den Primarausgaben von Ber-
lin und Hamburg, und zwar in beachtlicher Hohe.

Wir befinden uns jetzt zum Ende 2008 unter dem
Ausgabenniveau von Berlin und Hamburg. Wenn Sie
das im Verhaltnis zu den Ausgaben von Flachenlan-
dern ansehen - Sie wissen, dass wir iiber die Einwoh-
nerveredlung eigentlich von einem Satz von 125 Pro-
zent als Minimum ausgehen —, so liegt Hamburg bei
130,5 Prozent, Berlin bei 129,5 Prozent und Bremen
bei 125,4 Prozent. Das bedeutet nach dem, was die
Finanzwissenschaftler sagen — und Sie erinnern sich
noch an den leider verstorbenen Herrn Seitz, der das
immer mit groBer Uberzeugung vertreten hat —, dass

Sie damit ein kritisches Map fiir einen Stadtstaat er-
reichen. Ich halte es bei Finanzpolitik mit Zahlen!

Noch einmal auf die Féderalismuskommission ab-
gestellt: Die Foderalismuskommission hat erstmalig
in Deutschland — so etwas hat es vorher noch nicht
gegeben —, die Haushalte von Landern, die sich frei-
willig bereit erklart haben, sich untersuchen zu las-
sen, einer Prifung unterzogen, die es in dieser Tiefe
und in dieser Genauigkeit noch nie gegeben hat. Das
sind die Haushalte von Bremen, von Schleswig-Hol-
stein und vom Saarland. Das Ergebnis ist fur jeden
nachzulesen, der es mochte. Gehen Sie in das Inter-
net, schauen Sie es sich an! Bremen hat eine exzel-
lente Beurteilung bekommen, aber leider auch eine,
die fir uns von den Zahlen her ungeheuer anstren-
gend ist. Das Ergebnis ist gewesen, dass wir uns wie
kein anderes Land - und lassen Sie uns doch die
Erfolge insoweit auch der GroBen Koalition nicht
schlechtreden, jedenfalls in den letzten zwei Jahren
angestrengt hatten.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Wie gehtes
denn weiter?)

Wir haben uns in einer Weise angestrengt, dass wir
schon bis auf die Knochen gespart haben. Man darf,
auch wenn es schwerfallt, in dieser Runde und in
diesem Parlament jedenfalls stolz darauf sein, dass
man einen solchen Weg gegangen ist, der schwer ge-
nug war, zu einem Erfolg gefiihrt hat, sodass wir in
der Landergesamtheit ganz anders dastehen, als Sie
es hier darstellen wollen. Wir stehen als ein Land da,
das seine Aufgaben macht, und ich erwarte von je-
dem, dass er aulerhalb Bremens sich auch entspre-
chend einlasst und nicht schlecht tiber Bremen re-
det, wenn es keinerlei Grund dafiir gibt, und hier gibt
es keinen Grund.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wie geht es weiter? Es geht so weiter, dass wir das
Ergebnis der Foderalismuskommission, das eine Schul-
denbremse bedeutet, aber dartiber hinaus eben auch
bedeutet, dass wir fiir zehn Jahre jahrlich 300 Milli-
onen Euro bekommen, dass wir mit diesem Geld un-
sere Eigenanstrengungen komplementieren. Wir wer-
den Mitte des Jahres 2010 eine Verwaltungsverein-
barung mit dem Bund haben, und dort werden wir
die schwierige Aufgabe geklart haben, die noch keiner
geleistet hat, namlich zu klaren, und wenn Sie sich
mit den Schuldenbremsregime des Grundgesetzes
naher beschaftigen, dann wissen Sie, dass es darum
geht, zu trennen, was ein konjunkturelles und was
ein strukturelles Problem in einem Haushalt ist. Da
gibt es die Fragen, die zwischen Bund und Land zu
klaren sind.

Wir werden dann Mitte 2010 tiber eine Vereinba-
rung mit Abbauschritten verfliigen, und wir werden
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diese Abbauschritte in den Haushalt 2011 einbauen
miussen, jedenfalls die ersten Abbauschritte. Das ist
die Aufgabe, die vor uns liegt, und sie wird anstren-
gend genug sein. Welil sie erstens anstrengend wird,
aber zweitens nur auf der Grundlage einer Verstan-
digung mit dem Bund moglich ist, rate ich sehr dazu,
dass wir uns hier nicht in Polemik verlieren. Vor al-
len Dingen, Herr Rowekamp, nicht zum falschen Zeit-
punkt! Wenn Sie zum Beispiel sagen, dass es eine
Jugendorganisation gibt, die 100 000 Euro bekommt
—und Sie finden, das sei ein wichtiger Sparbeitrag —,
und heben zum gleichen Zeitpunkt am Montagabend
die Hand daftr, dass Bremen 163 Millionen Euro ver-
liert, dann passt das nicht zusammen. Ich nenne das
zynisch, das in einem Atemzug zu nennen.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grunen und bei der LINKEN)

Wir werden uns auf einen noch anstrengenderen
Weg des Sparens machen. Der ist aber nicht mit ir-
gendwelchen Uberschriften iiber zwei Staatsréte, eine
Jugendorganisation und einen Kindergarten bei der
Arbeitnehmerkammer oder so etwas zu leisten. Das
ist nicht ernsthaft und nicht sorgfaltig genug, da muss
man anders herangehen!

(Abg. Rowekamp [CDUJ: Indem man
nichts sagt?)

Lieber Herr Rowekamp, ob ich zwei Theater zu-
sammenlege, einen Staatsrat einspare und eine Ju-
gendorganisation mit 100 000 Euro foérdere oder nicht
fordere, das macht den Kohl nicht fett in Bremen. Wir
mussen zu ganz anderen gemeinsamen Anstrengun-
gen und Strukturen kommen!

(Abg. Rowekamp [CDU]J: Doch! So
etwas kostet Geld, das ist schon klar!)

Lieber Herr Rowekamp, ich erwarte in dieser Phase
von Ihnen und auch von der FDP etwas ganz ande-
res. Schlielen Sie sich denen an — —.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Die nichts
sagen, die nichts tun wie diese Regierung?)

So, wie Herr Miller, wie Frau Lieberknecht, wie Herr
von Beust, wie der baden-wirttembergische Finanz-
minister und wie viele andere, wie Herr Prof. Boh-
mer oder wie Herr Wulff es vor der Unterzeichnung
des Koalitionsvertrags gesagt haben. SchlieBen Sie
sich denen an und starken Sie die, die dafur sorgen
wollen, dass das, was im Koalitionsvertrag in diesem
Punkt angekindigtist, nicht Realitat wird! Sorgen Sie
dafiir, dass diese Plane keine Mehrheit im Bundes-
rat haben koénnen! Das ware ein Beitrag fiir Bremen,
ein ganz entscheidender Beitrag.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)

Um die Groenordnung in diesem Zusammenhang
klar zu machen: Die Abbauschritte, wie sie im Ein-
zelnen ab 2011 aussehen, werden ein Verhandlungs-
ergebnis mit dem Bund sein. Ich werde hier nicht eine
Summe nennen, um anschlieBend vom Bund zu ho-
ren, in der Bremischen Biuirgerschaft hatte man ge-
wissermalien schon einen Betrag hingestellt.

(Abg. R6 wekamp [CDU]: Aber die Ge-
samtsumme kennen Sie!)

Herr Rowekamp, haben Sie keine Ahnung? Ich ha-
be es Ihnen erzahlt. Schauen Sie in das Grundgesetz!
Sie mussen unterscheiden, was konjunkturell und was
strukturell in einem Haushaltdefizit ist. Alle Lander
stehen vor dieser Aufgabe. Kénnen Sie mir sagen,
was konjunkturell und was strukturell im bremischen
Haushalt ist?

(Abg. Ro w e kam p [CDU]:Esfehlen 900
Millionen Euro!)

Ach, 900 Millionen Euro, was ist denn davon kon-
junkturell und was ist strukturell?

(Abg. Rowekamp [CDU]: Das fehlt,
egal, ob das konjunkturell oder strukturell
istl)

Nein! Dann haben Sie nicht begriffen, worum es
geht!

(Zuruf des Abg. Rowekamp [CDU])

Wir haben nicht 900 Millionen Euro abzubauen,
sondern wir haben den strukturellen Anteil im bre-
mischen Haushalt abzubauen. Machen Sie sich kun-
dig!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Esist erschreckend, dass ein Oppositionspolitiker
in Bremen, der einmal Mitglied des Senats war, nichts
von der Schuldenregelung des Grundgesetzes ver-
steht. Schauen Sie da hinein, und dann reden wir
weiter! — Vielen Dank fur heute!

(Starker Beifall bei der SPD und beim
Bundnis 90/Die Grunen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren! Der
Senat hat die Redezeit jetzt auf 17 Minuten verlan-
gert. Die Fraktionen hatten jetzt noch zwei Minuten
Redezeit.

Als nachster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Woltemath.
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Abg. Woltemath (FDP)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich nehme einmal die positiven Bei-
trage aus dem letzten Redebeitrag mit.

(Abg. Im h o ff [CDU]: Das war nicht viel!
—Abg. Frau B us ch [SPD]: Wollen Sie das
die ganze Zeit wiederholen?)

Ich versuche das jetzt einmal. Wir sind da tiberhaupt
nicht auseinander, wir hatten diese Debatte teilweise
gar nicht fuhren missen. Dass wir jetzt fur Bremen
einstehen, das haben wir uns jetzt oft genug versi-
chert und oft genug bewiesen. Ich finde, hier mit die-
sem lauten Getose diese offenen Tiiren einzulaufen,
das habe ich vorhin schon einmal gesagt, ist pein-
lich.

Jetzt will ich etwas zur Gewerbesteuer sagen: Man
kann in den Annalen des Deutschen Stadtetages
nachschauen, da gibt es namlich auch einen Prufauf-
trag und die Aussage, wie man denn eine Gemein-
desteuerreform tiberhaupt noch einmal hinbekom-
men kann. Denn es gibt auch Gemeinden, denen die
Gewerbesteuer wegbricht. Denen hilft die Gewerbe-
steuer am Ende des Tages tiberhaupt nichts mehr. Des-
halb das jetzt hier so aufzubauen und zu sagen, wir
hatten da ein Problem mit der Gewerbesteuer und
das ware alles ganz schlimm, muss man ganz genau
prufen. Dazu haben die Gemeinden und die Stadte
auch mit Recht sehr unterschiedliche Meinungen. Das
kann man ja auch wirklich untersuchen, dagegen
habe ich uberhaupt nichts, auBerdem steht das The-
ma uberhaupt gar nicht im Koalitionsvertrag.

Dann muss ich dazu sagen, dass diese Debatte in
diesen Punkten, bei denen es dann entscheidend wird,
wirklich viel zu polemisch ist, weil wir da vollig an
dem Thema vorbeireden. Wenn wir nicht gemeinsam
nach Berlin gehen, nicht gemeinsam fir Bremen ein-
stehen und das unter einen Hut bringen, dann wer-
den wir iberhaupt nichts erreichen. Das ist uns vol-
lig klar, und dazu stehen wir auch! Aber jetzt solch
ein Dorf aufzubauen und zu sagen, dass ihr da einen
Koalitionsvertrag abgeschlossen habt! Herr Rowe-
kamp und ich haben gesagt, das ist keine Gesetzes-
form, und Gott sei Dank ist es in Deutschland auch
so, dass Koalitionsvertrage noch keine Gesetze sind,
sondern es sind Absichtserklarungen dessen, was man
in der Regierung gemeinsam machen will.

Ich kann mich an Bundeskanzler aller Couleur er-
innern, die gesagt haben, sie hatten Koalitionsver-
trage tiberhaupt nie gelesen. Helmut Schmidt, Hel-
mut Kohl und Gerhard Schroder haben das auch ge-
sagt, deshalb werden hier Potemkinsche Dorfer und
irgendwelche Tore aufgebaut, in die man hinterher
mit Schwung hineinlaufen kann. Mit dieser Debatte
haben Sie tiberhaupt nichts gewonnen, damit haben
Sie sich nur geschadet, weil Sie namlich deutlich dar-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

gestellt haben, dass Sie fur Bremen und Bremens Zu-
kunft iberhaupt keinen Plan haben. — Danke!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giilldner (Bundnis 90/Die Grunen)*): Sehr
geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Es geht einem schon ein bisschen an die Nie-
ren, wenn hier einfach auch mit falschen Fakten oder
mit Dingen gesprochen wird, die drauflen an den Bild-
schirmen oder fir die Medien in der Kurze der Zeit
so nicht nachvollziehbar sind. Deswegen lassen Sie
mich aus dem Koalitionsvertrag mit Genehmigung
des Prasidenten zu dem letzten Punkt des Kollegen
Woltemath zitieren: , Wir werden eine Kommission
zur Erarbeitung von Vorschlagen zur Neuordnung der
Gemeindefinanzierung einsetzen. Diese soll auch den
Ersatz der Gewerbesteuer durch einen hoheren Anteil
an der Umsatzsteuer, einen kommunalen Zuschlag
auf die Einkommen- und Koérperschaftsteuer mit ei-
genem Hebesatz priifen.” Insofern ist hier eine klare
Willensbekundung der Koalitionen vorhanden. Sa-
gen Sie uns bitte hier, wenn Sie Gelegenheit finden,
wie wir zusatzlich zu dem, was Sie vom Bund beschlos-
sen haben, in Bremen durch den Wegfall der Gewer-
besteuer finanzpolitisch klarkommen sollen!

(Unruhe bei der CDU)

Es ist eine absolute Geisterbahn, auf die Sie uns
hier schicken. Wir konnen diesen Haushalt niemals
sanieren. Das ist ja immer auf Leistungen fiir Burger-
innen und Buirger bezogen. Dasist ja kein Selbstzweck
an sich. Das ist nicht nur in Bremen so, das ist auch
in Stadten in Nordrhein-Westfalen so. Dort werden
im Mai Landtagswahlen stattfinden. Da wird man se-
hen, wie die Menschen das bewerten, wenn Sie in
den Stadten und Gemeinden, wo die Menschen woh-
nen und davon abhdangig sind, dass der Staat die In-
frastruktur bereitstellt, ihnen derartig die Finanzen
unter den Fulen wegzieht. Damit werden Sie keinen
Erfolg haben!

(Zurufe von der FDP)

Da konnen Sie auch nicht darum herumreden, liebe
Kollegen von der FDP, da konnen Sie nicht so tun,
als ob es nicht darin steht. Der Burgermeister hat es
ganz genau skizziert: Dass Sie jetzt so tun, als sei ganz
vieles in diesem Koalitionsvertrag gar nicht ernst ge-
meint, macht mich noch nachdenklicher, als ich eh
schon war, als ich ihn gelesen habe. — Dankel!

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Ausweitung des Geltungsbereichs des Landes-

gleichstellungsgesetzes (LGG) auf die im 6f-

fentlichen (Mehrheits-)Besitz befindlichen Ge-
sellschaften

Mitteilung des Senats vom 25. August 2009
(Drucksache 17/901)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Burgermeis-
terin Linnert.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD)*): Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Offentliche Unter-
nehmen sind nicht nur betriebswirtschaftlichen Zie-
len verpflichtet, diese Unternehmen mussen auch ei-
nen Beitrag leisten, mit dem allgemeine gesellschafts-
politische Ziele umgesetzt werden. Wir sind uns, glau-
beich, alle einig, 6ffentliche Unternehmen haben hier
eine Vorbildfunktion. Dies gilt ganz besonders bei der
Umsetzung der Gleichberechtigung und somit natur-
lich schwerpunktmaBig auch fir die Frauenforderung.
Das Ziel unseres Buirgerschaftsantrags war es, fur alle
offentlichen Unternehmen eine einheitliche Regelung
zu verankern, das heifit somit, den Geltungsbereich
des Landesgleichstellungsgesetzes auf alle Unterneh-
men zu ubertragen.

Der Senat hat in seiner Mitteilung an die Burger-
schaft jetzt iber die erste Phase der Umsetzung be-
richtet. Die Voraussetzung ist vom Senat durch einen
Beschluss im letzten August geschaffen worden, eine
neue Mustersatzung fur GmbH ist im Beteiligungs-
handbuch aufgenommen worden. Die Grundlage fur
eine verldssliche Umsetzung ist die Verankerung in
den Unternehmenssatzungen, die aus Kostengrin-
den - so war es zwischen uns vereinbart — dann auf-
zunehmen ist, wenn Anderungen in den jeweiligen
Gesellschaftsvertragen anstehen.

Wie aber sieht die Umsetzung in den jeweiligen
Unternehmen denn konkret aus? Der erste Schritt ist
die Wahl einer Frauenbeauftragten, und der zweite
Schrittist die Aufstellung von Frauenforderplanen von
den jeweiligen Gesellschaften. Einige Unternehmen
gehen sehr gezielt an diese neue Aufgabe heran -
dem Berichtist es zu entnehmen —, hier seien genannt
GroBmarkt, Kliniken oder Fischereihafen-Betriebs-
gesellschaft, andere Unternehmen mussen noch ein
wenig auf diesem Weg angestoen werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grunen - Vizeprasident Ravens tiber-
nimmt den Vorsitz.)

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Wir wissen, dass den Unternehmen Zeit eingeraumt
werden muss, wir erwarten aber auch vom Beteili-
gungsressort, dass Ausreden konsequent aufgedeckt
werden.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Mit fachlichem Rat und mit Unterstiitzung auf die-
sem Wege steht die ZGF auch mit ihrem fachlichen
Background zur Verfliigung. Es ist mir in diesem Zu-
sammenhang wichtig, noch auf einen Punkt hinzu-
weisen: Das Thema , Beruf und Familie” ist zweifels-
frei sehr wichtig, und die Unternehmen — und davon
haben wir in Bremen viele —, die auf diesem Gebiet
gute Ideen umgesetzt und Vereinbarungen getrof-
fen haben, mussen hier auch gelobt werden. Eines ist
aber auch richtig: Das Thema ,Beruf und Familie” er-
setzt in Bremer Unternehmen nicht die Frauenforde-
rung.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Wir diirfen es nicht zulassen, dass sich Unternehmen
mit dem Hinweis auf eine Auditierung ,Beruf und
Familie” aus der Frauenforderung herauskaufen. Hier
bitte ich das Ressort, besonders wachsam zu sein!

Bei den Aktiengesellschaften mit 6ffentlichen An-
teilen ist die rechtliche Umsetzung etwas komplizierter
als bei den GmbH. In den Vorfelddiskussionen um
eine mogliche praktische Umsetzung unserer gesell-
schaftspolitischen Ziele der Frauenférderung ist zum
Beispiel die Wahl einer Frauenbeauftragten bei den
Betriebsraten auf ziemliche Ablehnung gestoBen. Sie
befirchten schlichtweg Konkurrenz und Machtver-
lust. Elegant hat der Betriebsrat der Gewoba versucht,
sich hier herauszumogeln, indem ein Mitglied des
Betriebsrats zur Frauenbeauftragten gewahlt wurde,
aber genau das darf nicht sein und kann von uns in
keiner Weise unterstiitzt werden!

(Beifall bei der LINKEN)

Eine Frauenbeauftragte als Mitglied des Betriebs-
rats ist dem Betriebsrat und seinen Beschliissen ver-
pflichtet und ist nicht mehr unabhdangig. Auch bei der
Gewoba wurde die Vereinbarung ,Familie und Be-
ruf” in den Vordergrund der Umsetzung der Frau-
enforderung gestellt, und ein Sich-Kuimmern ersetzt
keinen Frauenforderplan. Hoffnung geben die BLG
und die BSAG, wenngleich beide Unternehmen auch
sehr unterschiedliche Strategien haben. Der erste
Schrittist vonseiten des Senats gemacht. Wir wissen,
dass das oft auch der schwerste Schritt ist, und wir
schauen zuversichtlich auf den folgenden Bericht, der
uns in diesem Hause in etwa zwei Jahren erwartet.
—Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)
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Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (DIE LINKE) *): Herr Prasident,
meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Fraktion DIE LINKE begriifit die Auswei-
tung des Geltungsbereichs des Landesgleichstellungs-
gesetzes auf die im 6ffentlichen Mehrheitsbesitz be-
findlichen Gesellschaften. Wir konnen nur sagen
endlich, aber eine Starke der Frauen ist ja Geduld
und manchmal unangemessene Langmut.

Nach der Selbstverpflichtung durch den Senatsbe-
schluss vom 19. Februar 2002 zur Einfithrung von
Gender-Mainstreaming, beginnend in der bremischen
Verwaltung, hat es nun fast sieben Jahre gedauert,
bis andere Zustandigkeitsbereiche ins Auge gefasst
wurden. Mit Verwunderung mussen wir allerdings
feststellen, dass der Senat fast zwei Jahre verstrei-
chen lieB3, um die dafiir nétigen Regelungen zu be-
schlieBen. Die Festlegung verbindlicher Termine zur
Umsetzung des Gesetzes fehlen immer noch, ebenso
fehlen die verbindlichen Einsetzungen und Zusagen
der finanziellen Mittel fur die Freistellung der Frau-
enbeauftragten. Schwammig wird es in der Mittei-
lung des Senats immer dann, wenn konkrete Termi-
ne gefordert werden. Das betrifft mindestens sieben
personalrelevante Gesellschaften. Beispielhaft seien
genannt Fischereihafen-Betriebsgesellschaft, Bremer
Ratskeller und Klinikservice-Gesellschaft Bremen.

Die Regelungen zur Gleichstellung von Frau und
Mann werden bei einigen Betrieben — vorgeblich we-
gen Mangels an Beschaftigten — gar nicht erst ein-
gefordert. Soll das heilen, dass bei der Hanseatischen
Wohnungsbeteiligungsgesellschaft und der Ausbil-
dungsgesellschaft Bremen sowie bei der Bremer Ver-
kehrsgesellschaft jeweils nur eine Frau beschaftigt
ist? Leider lasst die Mitteilung des Senats die Bremi-
sche Biirgerschaft und die interessierte Offentlichkeit
im Unklaren daruiber, welche Mehrheitsgesellschaften
mit beschrankter Haftung nicht erfasst worden sind.
Des Weiteren fehlt die Begrundung fir diese Auslas-
sung.

Die BLG Logistics Group fihrt nach der Mittei-
lung des Senats bei der Personalpolitik ein aktives
Diversity Management ein. Das bedeutet die Bekamp-
fung und Beseitigung der offenen und verdeckten Dis-
kriminierung und beinhaltet die Forderung bezogen
auf Alter, ethnische Herkunft, korperliche Behin-
derung, sexuelle Orientierung, Religion, Familien-
stand, Elternschaft, Bildung sowie Lebens- und Be-
rufserfahrung und schliefllich auch Geschlecht. Leider
scheint dieses aktive Diversity Management am Chef
der BLG, Herrn Aden, spurlos vorbeigegangen zu sein.
Seine Auﬁerungen, Frauen hatten mit den Schiffen
den groBen, kostspieligen Bedarf an konservierenden
Farb- und Malerarbeiten und den frithen Rostansatz

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

gemein, ist diskriminierend und sagt viel tiber sein
Frauenbild. Die Erklarung des Sprechers der BLG Lo-
gistics Group und des Abgeordneten und Kollegen
Dr. Mollenstadt machen diesen Vergleich nicht bes-
ser, eher schlechter.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Abschluss: Befremdlich ist, dass den Wirt-
schaftsunternehmen von gesetzlicher Seite noch keine
Verpflichtung zur Gleichstellung von Mann und Frau
abverlangt wird. Warum eigentlich? Forderungen und
Antrage von politischer und gewerkschaftlicher Seite
gibt es zuhauf. Dass auch in der Privatwirtschaft Frau-
enforderplane und Frauenbeauftragte gesetzlich ver-
ankert werden, ist auch der Gleichbehandlung von
Frauen geschuldet, unabhangig davon, ob sie im 6f-
fentlichen Dienst oder in der Privatwirtschaft arbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sehen, es gibt noch viel zu tun, und ich danke
fir die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Motschmann.

Abg. Frau Motschmann (CDU): Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie
mich zundachst eine Vorbemerkung machen: Dies ist
aus frauenpolitischer Sicht ein guter Tag, nicht nur,
weil die Bundeskanzlerin gewahlt worden ist.

(Zuruf von der SPD: Neun Stimmen
weniger!)

An die Spitze des zweitgrofiten Arbeitgebers in Deutsch-
land ist heute eine Frau gewahlt worden, wir gratu-
lieren Margot KaBmann, sie ist Ratsvorsitzende der
EKD geworden.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, beim
Bindnis 90/Die Grinen und bei der
LINKEN)

Immerhin, man sieht doch, es geht, und das bei ei-
ner Organisation wie der Kirche!

Jetzt kommen wir einmal in die Niederungen der
bremischen Politik und schauen uns einmal an, wie
es beiuns aussieht: Im Oktober 2007, also genau vor
zwei Jahren, hat die Birgerschaft beschlossen, das
Landesgleichstellungsgesetz auf die im 6ffentlichen
Mehrheitsbesitz befindlichen Gesellschaften aus-
zuweiten und die hierfur notwendigen Schritte un-
verzuglich einzuleiten. Prima! Wir haben nicht mit-
gestimmt. Zehn Monate spater, namlich am 26. Au-
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gust 2008, hat der Senat die Regelungen des Senats
zur Gleichstellung von Frau und Mann in bremischen
Mehrheitsgesellschaften beschlossen. Wir halten jetzt
erst einmal fest, unverziglich einleiten heift fiir den
Senat zehn Monate. Das finde ich relativ unbefrie-
digend. Wieder ein Jahr spater, namlich am 25. Au-
gust 2009, unterrichtet der Senat die Bremische Biir-
gerschaft uber erste Schritte der Umsetzung des Be-
schlusses. Dafir sind wir dankbar.

15 Gesellschaften — das ist nur ein Teil, da stimme
ich Frau Troedel zu, wir wissen gar nicht, welche es
noch gibt — lassen uns nun wissen, wie weit sie mit
ihren Hausaufgaben sind. So weit, so gut! Drei die-
ser 15 Gesellschaften konnen Vollzug beziehungs-
weise Erfolg vermelden, das ist wirklich schon. Zur
Brepark heifit es: ,Am 9. Marz wurde die Wahl zur
Frauenbeauftragten mit Erfolg durchgefuhrt.” Das
sollten wir loben! Gesundheit Nord bringt uns eben-
falls gute Nachrichten. Die haben es auch besonders
notig, wenn wir an die iberwaltigende Mehrheit von
Chefarzten und die verschwindend geringe Zahl von
Chefarztinnen in diesem Betrieb denken. Da heil3t es,
ich zitiere: ,Frauenbeauftragte wurden gewahlt und
Frauenforderplane in den Klinika vereinbart. In der
Neufassung der Gesellschaftsvertrage wurden zusatz-
liche Regelungen zur Anwendung des LGG gemal
Mustersatzung aufgenommen. “ Musterschtler, moch-
te man fast sagen, wenn das Verhaltnis von Mannern
und Frauen in den Spitzenfunktionen der Gesellschaft
doch nur ein bisschen besser ware.

SchlieBlich gehort die Fischereihafen-Betriebsge-
sellschaft — das wird die Bremerhavener freuen — zu
denen, die den Senatsauftrag ernst genommen ha-
ben. Da heilit es, ich zitiere: ,Am 7. November 2008
wurde im Vorgriff auf die gesellschaftsvertragliche
Regelung eine Frauenbeauftragte gewahlt. Diese hat
ihre Tatigkeit aufgenommen.” Man kann nicht kri-
tisieren, dass eine gewdahlte Frauenbeauftragte auch
ihre Arbeit aufgenommen hat, das kann uns wirklich
freuen.

Die ubrigen zwolf Gesellschaften haben den Se-
natsauftrag nicht so ernst genommen, und es ist in-
teressant, was da so steht, ich halte mich streng an
den Text: ,Die Geschaftsfiihrung unterstutzt die Wahl
einer Frauenbeauftragten und hat die Vorbereitun-
gen dazu initiiert”, bremen online. Oder bei den Bre-
mer Badern: ,Nach Auskunft der Geschaftsfihrung
vom Juni 2009 sollte beim nachsten Monatsgesprach
zwischen Geschaftsfihrung und Betriebsrat verab-
redet werden, wie die Regelungen des Senats zur
Gleichstellung von Frau und Mann in bremischen
Mehrheitsbeteiligungen in der Gesellschaft umge-
setzt werden sollen. Als erster Schritt wirde es um
die Wahl der Frauenbeauftragten gehen." Noch scho-
ner die Wirtschaftsforderung GmbH, Zitat: ,Eine
schnelle Umsetzung, Regelungen des Senats zur
Gleichstellung von Frau und Mann in bremischen
Mehrheitsbeteiligungen, Wahl einer Frauenbeauftrag-
ten und Aufstellen von Frauenforderplanen, ist an-

gekundigt.” Die Flughaten GmbH, Zitat: ,Die Wahl
einer Frauenbeauftragten sowie Frauenforderplane
sind im Zusammenhang mit der anstehenden Neu-
strukturierung der Gesellschaft derzeit in Vorberei-
tung.”

Mein Fazit, tut mir leid: Jede Menge Anktindigun-
gen, leider keine Umsetzung. Den Senat mag das zu-
friedenstellen, weil er ohnehin nur kleine Brotchen
backt. Mich stellt das nicht zufrieden. In Wahrheit ist
das Ergebnis nach mehr als zwei Jahren durftig und
blamabel.

Wie sieht es bei den Aktiengesellschaften aus? Auch
da willich zitieren: , Aufgrund der aktienrechtlich feh-
lenden Weisungsbefugnis von Aufsichtsrat und Haupt-
versammlung hat der Senat auf eine unmittelbare Im-
plementierung der Regelungen des Senats zur Gleich-
stellung von Frau und Mann in bremischen Mehrheits-
beteiligungen per Satzung verzichtet.” Die erste Frage
ist: Kann man eigentlich auf etwas verzichten, das
rechtlich nicht moglich ist? Dann heift es: , Gleich-
wohl soll in die Satzung der Bremer StraBenbahn AG
durch die Hauptversammlung am 28. August die Re-
gelung aufgenommen werden, dass der Vorstand in
der Gesellschaft die Gleichstellung von Mann und
Frau fordern muss." Na tolll Das ist eine groBartige
Regelung, dass namlich der Vorstand der Strafien-
bahn AG die Gleichstellung von Frau und Mann for-
dern muss.

Das wadre ein gefundenes Fressen fiir Harald Schmidt,
tut mir leid! Wir reden iiber eine Selbstverstandlich-
keit, wir reden dartiiber, dass Frauen selbstverstandlich
in allen Bereichen der Gesellschaften jedes Amt
ubernehmen konnen. Da sind solche vorsichtigen,
leisen, ersten Schritte zwei Jahren nach dem Beschluss
moglich geworden? Die EKD, eine konservative Or-
ganisation, wahlt an die Spitze eine Frau, und hier
sind wir im Kleinen nicht in der Lage, ein normales
Geschaft, namlich Frauen in die Verantwortung und
in die Arbeit zu nehmen, hinzubekommen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss: Mich wundert im Hinblick
auf die Ungleichstellung von Mann und Frau in un-
serer Gesellschaft im Allgemeinen und in Bremen im
Besonderen gar nichts mehr. Ich kann es nur, Frau
Troedel, noch einmal aufnehmen: Was Herr Aden ge-
sagt hat, war als Scherz gemeint.

(Abg.Frau Tro e d el [DIELINKE]: Es gibt
Momente, da kann ich daruber gar nicht
lachen!)

Ich sage Ihnen nach langer politischer Arbeit ganz
ehrlich, dass ich diese Chauvi-Spriiche leid bin.

(Beifall bei der CDU)
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Entschuldigung, Herr Prasident, lassen Sie mich
noch eines zum Schluss sagen: Wenn fur die Wirt-
schaft gilt, dass das Klima entscheidend ist, sage ich,
dass es flir uns Frauen auch entscheidend ist, in wel-
chem politischen und geistigen Klima wir unsere Ar-
beit tun. Solche AuBerungen tragen zu einer Klima-
verschlechterung bei, und deshalb mussen wir uns
auch dagegen wehren! Deshalb ist das auch kein
Kleinkram, wenn Herr Aden so etwas macht, sondern
das ist einfach in unserer Zeit eigentlich nicht mehr
tragbar. — Vielen Dank, meine Damen und Herren!

(Beifall)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schon.

Abg. Frau Schén (Biindnis 90/Die Grunen)*): Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich mochte
zunachst eine Vorbemerkung machen: Frau Motsch-
mann, wenn ich mir Thre Ausfihrungen anhore, bin
ich doch leicht irritiert. Ich erinnere mich daran, Sie
haben vor zwei Jahren gegen unseren Antrag ge-
stimmt, weil Sie es nicht fiir notwendig hielten, das
Landesgleichstellungsgesetz auf die im 6ffentlichen
Besitz befindlichen Gesellschaften zu tibertragen, und
jetzt geht Ihnen alles nicht schnell genug. Was stimmt
denn nun an dieser Stelle?

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Thre Ausfuhrungen und auch das, was in dem Senats-
bericht steht, zeigen doch gerade, dass dieser Antrag
vor zwei Jahren mehr als notwendig war. Das ist doch
das Ergebnis der Geschichte.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir haben diesen Antrag damals genau deswegen
auf den Weg gebracht, weil wir wollten, dass das
Landesgleichstellungsgesetz nicht nur in der 6ffent-
lichen Kernverwaltung gilt, sondern auch in den Ge-
sellschaften, und da hat sich dann auch herausgestellt,
dass es bei den Aktiengesellschaften ein bisschen
schwieriger ist als bei den GmbH, dazu komme ich
gleich noch. Im Wesentlichen ging es darum, Frau-
enforderplane verbindlich in den Gesellschaften auf-
zustellen, die Beschaftigten bei der Wahl von Frau-
enbeauftragten zu unterstiitzen, die Frauenbeauftrag-
ten dabei zu unterstiitzen, wenn es mit den Geschafts-
leitungen Schwierigkeiten gibt, Frauen bei gleicher
Eignung bevorzugt einzustellen, und auch die Aus-
bildungsquote, die entsprechende Geschlechterquo-
tierung des offentlichen Dienstes, auf die Gesellschaf-
ten zu Ubertragen. Das waren alles ganz richtige und
wichtige Dinge damals, wie sich jetzt ja auch heraus-
stellt. Der Senat hat das dann auch so beschlossen,
und jetzt haben wir hier nach zwei Jahren einen Be-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

richt, der durchaus zeigt, dass dieser Antrag damals
sehr notwendig war und auch erste Erfolge sichtbar
sind.

Einige Gesellschaften haben sich vorher schon auf
den Weg gemacht, viele auch erst danach. Ich mochte
die Beispiele, die hier alle schon genannt worden sind,
nicht wiederholen, aber sie zeigen ganz deutlich, dass
die Gesellschaften da auch einen sehr unterschied-
lichen Umsetzungsstand haben und es diverse Ge-
sellschaften gibt, die noch ganz am Anfang stehen.
Es ist dort noch ein ganz erheblicher Teil der Weg-
strecke zuruickzulegen, und wir wollen das an die-
ser Stelle auch begleiten und wollen auch, dass das
in den Gesellschaften Realitdt wird. Es ist aber auch
klar — das mochte ich an dieser Stelle auch sagen —,
dass ein Landesgleichstellungsgesetz in den Gesell-
schaften immer nur ein Teil von Gleichstellung in Be-
trieben sein kann und auch andere Schritte dazuge-
horen.

Zu den Aktiengesellschaften vielleicht ganz kurz:
Da gibt es rechtliche Schwierigkeiten fiir eine Eins-
zu-eins-Umsetzung, aber auch dort hat sich ein bis-
schen getan. Am fortschrittlichsten ist die BSAG, die
eine Betriebsvereinbarung zur Frauenférderung und
auch einen Beschluss auf der Hauptversammlung her-
beigefihrt hat. Bei der Gewoba - Frau Arnold-Cra-
mer hat es schon gesagt — gibt es eine Frauenbeauf-
tragte bei den Betriebsraten. Das kann auch aus un-
serer Sicht nur ein erster Schritt sein, weil vollig klar
ist, eine Frauenbeauftragte muss unabhangig arbeiten
konnen, und so ist sie ja in das Kollektivorgan des
Betriebsrats eingebunden und damit nicht unabhan-
gig.

Was positiv zu bemerken ist, die Frauenquote bei
Fuhrungskraften der Gewoba hat von 10 auf 30 Pro-
zent zugenommen. Ich finde, das ist ein erheblicher
Schritt. Zur BLG ist schon einiges gesagt worden, ich
mochte das nicht wiederholen. Ich glaube aber trotz-
dem, dass der Senat seine Einflussmoglichkeiten —
wenn es uber das Aktienrecht nicht so ohne Weite-
res moglich ist — iber Kontraktvereinbarungen oder
uUber entsprechende Beschliisse auf den Jahreshaupt-
versammlungen, wo ja durchaus Moglichkeiten be-
stehen, nutzen sollte.

Als Fazit mochte ich sagen, dass es genau der rich-
tige Schritt war, das Landesgleichstellungsgesetz auf
die offentlichen Gesellschaften auszuweiten. Fiir Rot-
Grun ist Gleichstellungspolitik ein ganz wichtiger
Punkt des Handelns. Ich mochte an der Stelle noch
einmal darauf hinweisen, gerade Rot-Grun hat dafur
gesorgt, dass wir wieder mehr Frauen in Fihrungs-
positionen haben. Die Prasidentin des Landesrech-
nungshofs sitzt dort, das ist ein Beispiel, als Landes-
beauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit
haben wir auch eine Frau gewahlt, und die Brepark-
Geschaftsfihrung hat auch eine Frau inne.

Wir werden diesen Weg konsequent weitergehen,
weil fur uns Gleichstellungspolitik auch Nachhaltig-

©)

(D)



Bremische Burgerschaft (Landtag) — 17. Wahlperiode — 53. Sitzung am 28. 10. 09

3953

keitspolitik ist. Wir werden uns regelmaBig berich-
ten lassen, gerade weil wir noch eine groe Weg-
strecke zu gehen haben. — Herzlichen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Moéllenstadt.

Abg. Dr. Méllenstddt (FDP)*): Herr Prasident, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Rot-Grtin ist eine be-
scheidene Koalition, das wird auch an dem Bericht,
der uns hier zuteil geworden ist, einmal mehr deut-
lich; bescheiden, was die Ergebnisse Ihres politischen
Handelns angeht, aber nicht bescheiden, was den For-
malismus und Burokratismus angeht, den Sie auslo-
sen, um das wenige, was Sie nachher erreichen, zu
erreichen. Deshalb haben wir als liberale Fraktion
damals auch gesagt, uns erscheint das zu formalis-
tisch, allen Gesellschaften vorzuschreiben, dass sie
eine Frauenbeauftragte und Forderplane brauchen,
dass wir uns das dann regelmaBig anschauen. Das
hat aus unserer Sicht schon im 6ffentlichen Dienst nicht
wirklich gut funktioniert, und deshalb spricht eigent-
lich nichts dafiir, dass das in Gesellschaften, die der
offentlichen Hand gehoren, mehrheitlich besser funk-
tionieren soll.

(Beifall bei der FDP)

Ich mochte Thnen nur einmal einige Auszuge aus
dem Bericht, den wir bekommen haben, vorlesen, weil
ich davon ausgehe, dass sich vielleicht nicht jeder,
der es gelesen hat, daran erinnern kann. Zur Aus-
bildungsgesellschaft Bremen GmbH, Bremer Ver-
kehrsgesellschaft mbH, Performa Nord und so wei-
terist ausgefuhrt: ,Mangels Beschaftigten ergibt sich
kein Anwendungsbereich fiir die Regelungen des Se-
nats zur Gleichstellung von Frau und Mann in bre-
mischen Mehrheitsbeteiligungen.” Fir die Hansea-
tische Naturentwicklung GmbH wurde zurtiickgemel-
det: ,Die Notwendigkeit zur Wahl einer Frauenbe-
auftragten und zum Aufstellen von Frauenforderpla-
nen wird nicht gesehen, der Anteil der Frauen zu
Mannern betragt sieben zu zwei.” Da konnte man
sich vielleicht eher fragen, ob es in solchen Gesell-
schaften nicht angeraten sein konnte, eher einen Man-
nerbeauftragten einzusetzen und Mannerforderplane
aufzustellen!

(Beifall bei der FDP)

Bei der Bremer Arbeit GmbH sind 82 Prozent der Be-
schaftigten Frauen, dafur durfte das Gleiche gelten
wie bei der eben genannten Gesellschaft.

(Beifall bei der FDP)

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Ich fand die Einlassung der Rednerin der Koalition
an einigen Stellen schon wert zu hinterfragen. Frau
Arnold-Cramer hat gesagt, ein Sich-Kimmern ersetzt
keinen Frauenforderplan. Da sind wir ganz entschie-
den anderer Meinung. Es muss darum gehen, ein gu-
tes Betriebsklima zu haben, in dem es keine Rolle
spielt, ob jemand mannlichen oder weiblichen Ge-
schlechts ist, und da hilft auch kein Frauenforderplan,
Frau Kollegin, ein gutes Unternehmensklima und eine
gute Unternehmensfithrung zu erreichen. Darum mus-
sen wir uns bemiithen und nicht um Formalismus und
Burokratismus, Frau Kollegin.

(Abg. Frau B us ch [SPD]: Darauf fallen

wir nicht mehr herein! - Abg. Frau Tr o -

ed el [DIE LINKE]: Herr Aden lasst gru-
Ben!)

Ich komme noch zu Ihnen! Sie misstrauen ja jedem
auf Threm Weg.

(Abg.Frau B us ch [SPD]: Nein, Ihnen be-
sonders!)

Frauen bevorzugt zu befoérdern, sogar in den Be-
triebsraten, dazu besteht aus unserer Sicht kein An-
lass. Ich glaube, dass es gute Betriebsrate gibt, die
dieses Thema in der Vergangenheit sehr verntinftig
bearbeitet haben. Wenn sich dort Frauen finden, die
sagen, ich mochte mir das gern im Rahmen meiner
Betriebsratstatigkeit zum Thema machen, finde ich
das ehrenwert. Das sollte man hier auch nicht her-
abwirdigen, genauso wenig wie man herabwirdi-
gen darf, dass das Engagement vieler Unternehmen
zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf
ausdrucklich zu begrifien ist und auch ein wichtiger
Beitrag fur eine bessere Gleichberechtigung fiir Frau-
en im Arbeitsleben ist. Das Thema ist nach wie vor
wichtig, und es hier so herunterzureden, ist dem The-
ma, glaube ich, nicht angemessen.

(Beifall bei der FDP)

Kommen wir zu dem Punkt, der hier auch ange-
sprochen worden ist, zu den AuBerungen des Herrn
Aden! Ich glaube, die Einlassungen der Kolleginnen
haben eines sehr deutlich gemacht, dass man, wenn
man vernunftig mit diesem Thema umgehen will, nicht
so verbittert und verbiestert damit umgehen darf, wie
das einige von Ihnen in der Vergangenheit getan ha-
ben. Viellleicht ware auch etwas mehr Verstandnis
fur manchen launigen Humor angebracht, um zu ei-
nem besseren Verhaltnis der Geschlechter zu kommen.

(Abg. Frau Troed el [DIE LINKE]: Wir
haben jahrhundertelang Verstandnis fiir die
Maénner aufgebracht!)

Esist nicht immer alles so uibertrieben ernst, wie Sie
das nehmen. Ich glaube, dass die Einlassungen, die

(D)
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von den Kolleginnen hier teilweise gemacht wurden,
eher dazu fihren, dass diese Debatte hier in die La-
cherlichkeit abgleitet, als dass wirklich ein ernsthafter
Beitrag zu dem Ziel, das Sie sich eigentlich einmal
gesetzt haben, geleistet werden kann. — Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Busch.

Abg. Frau Busch (SPD)*): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Vielen Dank fur die Moglichkeit,
das noch einmal eben sagen zu konnen! Ich finde,
diese Rede von Herrn Dr. Mollenstadt hat uns um 20
bis 30 Jahre zuriickgeworfen.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Griunen und bei der LINKEN)

Er hat tiberhaupt nichts begriffen, er hat nicht einmal
die gesetzlichen Regelungen begriffen, dass man zwi-
schen Betriebsrat, Personalrat und dem Amt der Frau-
enbeauftragten trennen muss. Sie haben den Frau-
en mit dieser Rede uberhaupt keinen Gefallen ge-
tan und ihnen schon gar nicht geholfen! - Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin erhalt
das Wort Frau Birgermeisterin Linnert.

Biirgermeisterin Linnert: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Senat legt
Ihnen hier einen Zwischenbericht vor, einen Zwi-
schenbericht dartiiber, wie wir es geschafft haben, die
Verabredung der Koalition, den Beschluss der Bur-
gerschaft und den Senatsbeschluss vom August 2008
umzusetzen, namlich zu versuchen, in den bremischen
Mehrheitsgesellschaften sicherzustellen, dass das
Landesgleichstellungsgesetz dort sinngemal ange-
wendet werden kann.

Einige von Ihnen hier aus dem Hause wissen es,
dass die Frage, wie wir eigentlich mit unseren Ge-
sellschaften umgehen, oder der Plan, dass wir es mit
dem Ausgrunden von GmbH schaffen, dass es zwei
verschiedene Geltungsbereiche im Staat gibt, nam-
lich welche, wo sich eher so neoliberale Sichtweisen
durchsetzen konnen, und den Kernstaat, dass die Aus-
einandersetzung damit jemand wie ich auch tiber die
Oppositionsjahre lange gefiihrt hat. Deshalb wissen
Sie, dass es mir ein personliches Anliegen ist, zu ver-
hindern, dass die GmbH, die dem Staat mehrheitlich
gehoren, eine Art von Nebenstaat bilden und die Pro-
bebetriebe fur Low-Bedingungen in den Bereichen,

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

die wir hier als Staat regeln wollen, darstellen kon-
nen.

Ich habe die Debatte so verstanden, dass alle Red-
nerinnen und Redner —mit unterschiedlicher Hoflich-
keit und Zuruckhaltung, aber doch sehr einhellig —
eine Kritik am Senat geauBert haben, dass es nicht
schnell genug geht. Das kann ich nachvollziehen,
wobei, wenn Sie sich noch einmal die Burgerschafts-
debatte ansehen, die hier zu dem Thema gefihrt
wurde: Ich habe nie versprochen, dass wir das inner-
halb von kurzer Zeit umsetzen konnen wegen der
Entscheidung, die der Senat getroffen hat, nicht fla-
chendeckend jetzt sofort bei allen Gesellschaften alle
Satzungen der Mehrheitsgesellschaften zu verandern,
sondern sukzessive und immer dann, wenn Satzun-
gen verandert werden mussen, Ubrigens auch aus
Verwaltungs- und Kostengrinden. Wenn wir einen
solchen Weg gehen wollen, dauert es ein bisschen
langer.

Ich stehe nach wie vor dazu, dass wir das so ge-
macht haben, und, Frau Motschmann, da muss man
auch nicht Hohn und Spott ausgiefen: Sie wissen ganz
genau, wenn man eine Fusion der Wirtschaftsforde-
rung macht, in diesem Fall BIG, WFG und HVG zu-
sammenlegt, dann ist es sinnvoll, die Etablierung des
neuen Aufsichtsrates und der neuen Gremien abzu-
warten, bevor man die Regelung des Landesgleich-
stellungsgesetzes einfiihrt. Das ist doch ganz normal.
Das gilt zum Beispiel auch fiir den Flughafen. Ich weif3
nicht, warum man das hier so lacherlich machen muss.
Wir haben da zum Teil auch Dinge vorgefunden, die
man gewaltig aufraumen musste, und das dauert eine
Zeit.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Auch die Kritik, dass man ja gar nicht weil}, wie
viele Gesellschaften der Staat hat, Frau Troedel, neh-
me ich nicht an. Es gibt einen Beteiligungsbericht,
der kommt regelmalig heraus und wird dem Haus-
haltsausschuss jahrlich uberreicht, dort konnen Sie
das ganz genau sehen. Dort legen wir auch genau
Rechenschaft dartiber ab, wie viele Manner und Frau-
en in den Betrieben beschaftigt sind, und wir wer-
den das auch weiterhin zugunsten der Beschaftigung
von Frauen verandern.

Ich mochte hier noch einmal darauf hinweisen, dass
die GmbH sich dadurch auszeichnen, dass es kei-
nen direkten Zugriff des Senats gibt, sondern wir mith-
selig Uiber die Veranderungen der Satzungen errei-
chen missen, dass die Regelungen des Gleichstel-
lungsgesetzes in den Gesellschaften Geltung bekom-
men konnen und samtliche Vorgange zum Beispiel
notariell beglaubigt werden mussen. Vielleicht kann
man im Gleichstellungsausschuss einmal berichten,
mit welchen Verwaltungsverfahren das auch verbun-
den ist. Das geht sogar so weit — das Beispiel BSAG
ist hier ja schon genannt worden —, dass wir langer
suchen mussten, weil wir namlich auch inhaltlich Neu-
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land betreten, bis wir einen Notar oder eine Notarin
gefunden hatten, die bereit waren, das auch zu ma-
chen, was wir gern in der Satzung der BSAG veran-
kern wollten. Da gibt es auch nach wie vor unter-
schiedliche Rechtsauffassungen uber die Frage, ob
es verfassungskonform ist, wenn der Senat Punkte
in die Satzungen bekommt, die bisher als unzulassi-
ger Eingriff der Anteilseigner in die Hoheit des Vor-
stands gelten.

Es ist also nicht so einfach, wie man sich das hier
vielleicht vorstellt, wenn man sagt, ich mochte, dass
das alles gilt. Wir arbeiten weiter daran. Ich finde es
auch gut, dass die Frage der Umsetzung des Landes-
gleichstellungsgesetzes in den regelmaBigen Gleich-
stellungsberichten der Biirgerschaft auftaucht, weil
es damit namlich nicht mehr dieses ganz Besondere
ist, sondern wir missen zusammen daran arbeiten,
dass die Gesellschaften ein normaler Teil des Staa-
tes werden. Dazu tragt das auch bei. Ich kann IThnen
sagen, ich gehe davon aus, dass wir bis Ende des Jah-
res 2009 einen GroSteil der wesentlichen Mehrheits-
gesellschaften erfasst haben. Wenn aber Gesellschaf-
ten zum Beispiel, wie hier darauf hingewiesen wur-
de, mehr Mitarbeiterinnen als Mitarbeiter haben, dann
ist es so, dann miissen wir die Satzung da auch nicht
dndern und nicht Geld fiir Satzungsanderungen zum
Fenster hinauswerfen.

Wie gesagt, es ist ein Zwischenbericht, wir werden
uns weiter bemiihen, und Sie konnen sicher sein, dass
mir das auch ein personliches Anliegen ist. [ch mochte
aber in diesem Zusammenhang noch einmal ganz
explizit darauf hinweisen, dass es sich hierbei um
einen kleinen und isolierten Ausschnitt der Bemii-
hungen des Senats handelt, der Gleichstellung von
Frauen im offentlichen Leben und insbesondere im
offentlichen Dienst mehr Geltung zu verleihen. Wenn
man auf diesen Bereich eine eher unbarmherzige Lupe
legt, kann man naturlich zu dem Ergebnis kommen,
dass wir schneller sein konnen, das konnen wir immer.

Wir kommen aber aus der Situation, in der hier noch
vor weniger als drei Jahren eine Mehrheit im Parla-
ment behauptet hat, dass all das, was wir da gerade
machen, rechtlich gar nicht moglich ist und nattrlich
auch der Untergang des Abendlandes ist und ganz-
lich unerwiunscht. Wenn man das damit vergleicht,
konnen Sie vielleicht doch ein bisschen mit uns zu-
frieden sein.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/901, Kenntnis.

Es war angedacht, die Punkte 14 und 15 nach die-

sem Tagesordnungspunkt zu diskutieren. In Anbe-
tracht der Zeit findet das nicht mehr statt. Es ist in-

terfraktionell vereinbart worden, diese Punkte nach
Punkt 36 aufzurufen. Um 14.30 Uhr wird der Punkt
29 behandelt, danach Punkt 36 und dann diese Punkte,
die wir jetzt eigentlich debattieren wollten.

Ich unterbreche die Sitzung zur Mittagspause.

(Unterbrechung des Sitzung 13.05 Uhr)

%

Vizeprasident Ravens eroffnet die Sitzung wieder um
14.30 Uhr.

Vizepradsident Ravens: Meine Damen und Herren,
die unterbrochene Sitzung der Burgerschaft (Land-
tag) ist wieder eroffnet.

Auf der Besuchertribiine begrifBe ich recht herz-
lich ehemalige Mitarbeiter der Brauerei Dressler in
Bremen.

Herzlich willkommen im Hause!
(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir setzen die Tages-
ordnung fort.

Bremisches Gesetz zur Errichtung und Fiihrung
eines Korruptionsregisters (Bremisches Korrup-
tionsregisterG)

Antrag der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/
Die Griinen
vom 29. September 2009
(Drucksache 17/93%)
1. Lesung

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Staatsratin
Buse.

Wir kommen zur ersten Lesung.
Die Beratung ist eroffnet.

Das Wort erhalt der Abgeordnete Tschope.

Abg. Tschope (SPD): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Korruption schadet dem Wettbewerb und
gefahrdet deshalb Arbeitsplatze beirechtstreuen Un-
ternehmen. Korruption schadigt den Staat, weil ma-
terielle Ressourcen unniutz vergeudet werden, sie
schadigt damit unsere Gesellschaft.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)

Am wichtigsten ist, und ich glaube, das kann man
an allen internationalen Vergleichen ablesen, Kor-
ruption schadigt das Vertrauen in staatliche Entschei-
dungsprozesse. Sie schadigt Vertrauen in ein trans-
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parentes, sie schadigt Vertrauen in ein offenes, in ein
faires Verfahren, und damit schadigt sie die Demo-
kratie. Wir konnen in internationalen Vergleichen
uberall ablesen, dass dort, wo Korruption ausgepragt
ist, auch die demokratische Kultur eines Landes —.
Herr Rowekamp, ist in der Mittagspause etwas pas-
siert?

(Abg. Rowekamp [CDUJ: Mir nicht!)

Mir auch nicht, gut! Ich war jetzt etwas ——.

Wir konnen das in allen internationalen Verglei-
chen ablesen, dass uberall dort, wo Korruption einen
vorherrschenden Faktor im Wirtschaftssystem ergibt,
auch demokratische Mitwirkungsmoglichkeiten und
Partizipation gering geachtet werden.

Was liegt also naher, als korrupte Unternehmen von
der offentlichen Auftragsvergabe auszuschlieBen?
Damit solche Firmen auch ein finanzielles Risiko tra-
gen, muss man ihnen 6ffentliche Auftrage entziehen.
Das geeignete Instrument daftr ist ein Korruptions-
register.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Kritiker wenden dagegen ein, dass der Ausschluss
von der Auftragsvergabe dann diese Unternehmen
doppelt bestrafen wirde. Ich glaube, das ist nicht
richtig. In einem Unternehmen wird fiir korrupte Hand-
lungen jeweils der einzelne Handelnde in einem Straf-
verfahren verantwortlich gemacht. An denjenigen,
dem aber der wirtschaftliche Vorteil zugeflossen ist,
namlich denjenigen, der durch Korruption einen Auf-
trag ergattert hat, an ihn und das Geld wird nicht he-
rangegangen. Deshalb wird ein Unternehmen auch
nicht doppelt bestraft. Selbst, wenn es so ware, ware
esrichtig, dass dieses gesellschaftswidrige, dass dieses
soziopathische Verhalten einzelner Unternehmen da-
mit bestraft wird, dass sie von der offentlichen Auf-
tragsvergabe ausgeschlossen werden.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Weiter wenden die Kritiker ein, was macht denn
eigentlich so ein Landeskorruptionsregistergesetz,
wenn man die Unternehmen nur in Bremen von 6f-
fentlichen Auftragsvergaben ausschlief3t. Diese Kri-
tik ist durchaus berechtigt, aber jetzt muss man sich
an die eigene Nase fassen und schauen, was geht und
was nicht geht. CDU/CSU und FDP lehnen ein Kor-
ruptionsregistergesetz auf Bundesebene ab, zumindest
habe ich keine Neupositionierung in ihrem Koaliti-
onsvertrag dazu gefunden. Herr Hinners, vielleicht
hat sich das ja noch einmal geandert. Solange die
Bundeslage so ist, wie sie ist, mussen wir hier ein deut-
liches Zeichen gegen Korruption setzen. Damit fan-
gen wir an, indem wir die bremische Auftragsvergabe
so gestalten wollen, dass in Zukunft an korrupte Un-

ternehmen keine Auftrage vergeben werden durfen.
Wir brauchen in Bremen schwarze Listen fuir schwarze
Schafe!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen)

Allein mit einem Korruptionsregistergesetz wird
man Korruption nicht eindammen kénnen, aber es
ist ein Pfeiler. Wir haben Ihnen in diesem Antrag noch
weitere Pfeiler aufgezeigt, die wird erganzend Herr
Fecker gleich auch noch einmal erlautern. Wir ha-
ben im Vorfeld zu unserem Gesetzentwurf noch sehr
viele Anregungen bekommen, dass beispielsweise
dieses Korruptionsregistergesetz vielleicht auch elek-
tronisch gefiihrt werden kann. All diese Anregungen
sind uns hochwillkommen. Wir werden diese nach
der ersten Lesung in die Beratung in der Innende-
putation einbeziehen. Wir werden dort alle weiteren
Vorschldge, die vielleicht auch noch kommen mogen,
bewerten, und all das, was uns hilft, dass mit der 6f-
fentlichen Auftragsvergabe in Bremen der Verdacht
beseitigt werden kann, dass diese der Korruption un-
terliegt, werden wir in dieses Registergesetz einbauen.

Ich hoffe, dass sich in Bremen ganz viele daran be-
teiligen. Ich wunsche, dass am Ende dieses Prozes-
ses ein transparentes Vergabeverfahren steht und kor-
rupte Unternehmen hier in Bremen vom Markt ge-
drangt werden. — Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grunen)

Vizeprasident Ravens: Das Wort erhalt der Abge-
ordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bundnis 90/Die Grunen): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Korruption beeintrachtigt immer wieder
in erheblichem Ma@e das politische, wirtschaftliche
und soziale Leben. Sie schwacht das Vertrauen der
Bevolkerung in die Funktionsfahigkeit des Staates
und in die Lauterkeit seiner Reprasentanten. Nur
durch eine effektive Bekampfung in diesem Bereich
lasst sich dieses Vertrauen zuriickgewinnen. Korrup-
tion schadet nicht nur dem Vertrauen, sondern auch
ganz real den kleinen und mittleren Betrieben, die
sich dem fairen Wettbewerb stellen wollen.

Bremen ist bei der Korruptionsbekampfung bereits
langer auf einem guten Weg. Mit der Einrichtung einer
zentralen Antikorruptionsstelle, diversen Richtlinien
und der Benennung von Antikorruptionsbeauftrag-
ten in jedem Ressort haben wir durchaus wirksame
Mittel der Pravention, aber auch der Reaktion. Die-
sen Instrumenten wollen die Koalitionsfraktionen
heute ein weiteres Mittel hinzufiigen. Mit der gesetz-
lichen Einrichtung eines Korruptionsregisters wollen
wir allen vergebenden Stellen die Moglichkeit ge-
ben, eine Informationsquelle zur Prufung des Unter-
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nehmens zu nutzen. In diesem Register sollen all die
Firmen aufgefihrt werden, die gegen entsprechende
Passagen des Strafgesetzbuches, also Vorteilsnahme,
Bestechung oder Betrug, sowie weitere im direkten
Zusammenhang zur Korruption stehende Straftatbe-
stande wie unter anderem auch die illegale Beschaf-
tigung, verstoBen.

Naturlich ist ein rein bremisches Korruptionsregister
nicht allein ausreichend. Schade, dass gerade die
Union auf Bundesebene alle Entwicklungen fiir ein
bundesweites zentrales Register blockiert! Die Gru-
nen halten das Zeichen, das die CDU an dieser
Stelle setzt, fir politisch falsch und auch schadlich
fur unser Land.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

So bleibt den Landern nichts anderes ubrig, als selbst
tatig zu werden. Bremen ist da bei weitem kein Ein-
zelfall. Ich nenne jetzt an dieser Stelle exemplarisch
Nordrhein-Westfalen, das ein ahnliches Gesetz schon
vor langerem verabschiedet hat.

Diesem Gesetzentwurf, der uns heute vorliegt, war
in den Fraktionen eine lange Diskussion vorgeschaltet.
Es gab unter anderem auch eine gemeinsame Ver-
anstaltung der SPD-Fraktion und unserer grunen
Fraktion, in der wir uns aus den Erfahrungen aus
Nordrhein-Westfalen haben berichten lassen. Auch
einen Austausch mit der Bremer Handelskammer ha-
ben wir gefihrt.

Wir wollen heute aber nicht nur das Gesetz in erster
Lesung beschlieBen, sondern auch den Senat auffor-
dern, weiter zu handeln. Die zentrale Antikorrupti-
onsstelle bedarf aus unserer Sicht einer gesetzlichen
Grundlage und muss auch die Zustandigkeit fir die
bremischen Gesellschaften umfassen. Das macht Sinn,
und das hatte man eigentlich gleich von Beginn an
auch so handhaben miissen. Wir brauchen fur das
Bremische Beamtengesetz eine Regelung, in der wir
den sogenannten Whistleblowern Schutz zusichern,
denn gerade bei Korruptionstatbestanden, und das
hat auch die Vergangenheit immer wieder gezeigt,
sind die Verfolgungsbehorden auf Hinweise auch
direkt aus den Unternehmen oder den Behorden an-
gewiesen.

Lassen Sie mich zum Abschluss kurz noch auf das
Verfahren eingehen! Uns liegen eine Reihe Ande-
rungsvorschlage aus den Reihen der Antikorruptions-
beauftragten vor, Herr Tschope hat bereits darauf hin-
gewiesen, von denen aus gruner Sicht auch viele
sinnvoll sind. Es gibt sicherlich auch von den Oppo-
sitionsfraktionen noch entsprechende Vorschlage. Uns
Grunen ist daran gelegen, dieses Gesetz auf eine
breite Basis zu stellen, und wir machen auch gern an
dieser Stelle das Gesprachsangebot an alle, die uns
in dieser Angelegenheit mithelfen wollen, in unse-
rem Bundesland Korruption wirkungsvoll zu bekamp-
fen.

Esistnichtso verniedlichend der Slogan , Eine Hand
wdascht die andere”, sondern es ist ein klarer Angriff
auf unsere Gesellschaft. Lassen Sie uns gemeinsam
dafir eintreten, dass Korruption tiberall in Bremen
und Bremerhaven entschieden bekampft wird! —- Herz-
lichen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Das Wort erhalt der Abge-
ordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Korruption beeintrach-
tigt zweifellos den fairen Wettbewerb im Rahmen
offentlicher Ausschreibungen. Ohne Zweifel entsteht
dabei auch ein groBer Schaden fiir das Vertrauen in
den Staat — dafur gibt es weltweit viele Beweise —und
seine Institutionen, Herr Tschope und auch Herr
Fecker haben schon darauf hingewiesen. Die CDU-
Fraktion unterstiitzt deshalb ausdrucklich die Be-
kampfung der Korruption. Aus diesem Grund, mei-
ne Damen und Herren, haben wir in der GroBen Ko-
alition mit fiir die Einrichtung der zentralen Antikor-
ruptionsstelle gesorgt.

Meine Damen und Herren von der Koalition, der
vorliegende Antrag zur Einrichtung und Fihrung
eines Korruptionsregisters geht allerdings weit tiber
das Ziel hinaus, das sehen im Ubrigen auch die Han-
delskammer und die Handwerkskammer so. Herr
Fecker, Sie haben bei Ihrem Hinweis unterschlagen,
dass Sie mit denen in Kontakt getreten sind. Ihr Antrag
beinhaltet nicht nur typische Tatbestande der Kor-
ruption, sondern listet vielmehr ein Sammelsurium
von Paragrafen des Strafgesetzbuches und anderer
Gesetze auf. Die Palette geht von Geldwasche uber
den normalen Betrugstatbestand, Steuerhinterzie-
hung, ungenehmigte Beschaftigung von Auslandern
bis hin zur Bekampfung von Schwarzarbeit. Eine
Rechtsfolgeregelung, als Jurist wissen Sie, was da-
runter zu verstehen ist, fehlt dagegen vollig.

Insgesamt 22 Rechtsvorschriften, meine Damen und
Herren, listen Sie in Ihrem Antrag auf. Besonders kri-
tisiert wird von der CDU-Fraktion die aus dem An-
trag hervorgehende Verletzung des Grundsatzes der
Unschuldsvermutung, denn nach Ihrem Willen soll
es schon moglich sein, Unternehmen wahrend eines
laufenden Straf- und BuB3geldverfahrens in das Re-
gister eintragen zu konnen.

Weiterhin wollen Sie, meine Damen und Herren
von der Koalition, auch bei Einstellung eines Verfah-
rens nach 153 a Strafprozessordnung, StPO, eine Ein-
tragung des betroffenen Unternehmens oder der na-
tirlichen Person in das Register vornehmen. Auch das
ist mit uns nicht zu machen.

*) Vom Redner nicht Gberprift.

(D)
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Im Ubrigen enthélt Ihr Antrag, meine Damen und
Herren von der Koalition, keine Hinweise darauf, wie
Sie mit Unternehmen umgehen wollen, deren Mit-
arbeiter eigenstandig und zum eigenen Vorteil Kor-
ruption ausgeubt haben. Wollen Sie in solchen Fal-
len etwa die Firma in Sippenhaft nehmen und in das
Register eintragen lassen? Ganz offensichtlich geht
es Ihnen in dem Antrag auch nicht nur um die Be-
kdmpfung der Korruption, sondern eher um die Uber-
prufung der Zuverlassigkeit und des Charakters ei-
nes Unternehmens. Dafur ist das Korruptionsregis-
ter weder geeignet noch zuldassig.

Meine Damen und Herren, aus den genannten
Grinden lehnen wir Thren Antrag unter Ziffer 3 zur
Einrichtung und Fihrung eines Korruptionsregisters
ab. Der CDU-Fraktion ist vollig klar, dass etwas ge-
gen Korruption, ich hatte es schon angedeutet, un-
ternommen werden muss. Wir sind deshalb durchaus
fir die Einrichtung eines entsprechenden Registers,
allerdings sollte es dafur auf eine bundeseinheitliche
Regelung mit eindeutigen Tatbestanden der Korrup-
tion geben. Herr Tschope, da gibt es nichts zu lachen,
ich habe deutlich gemacht, dass Sie hier Tatbestan-
de auffihren, die mit Korruption im eigentlichen und
engeren Sinne nichts zu tun haben.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen auch keine Insellosung fiur Bremen mit
dem von Ihnen dargestellten Sammelsurium von
Rechtsvorschriften.

Noch ein Hinweis an die Adresse der Griinen, Herr
Fecker. Der auch von Ihnen unterzeichnete Antrag
wurde im Wortlaut fast identisch am 8. Oktober 2009
von der SPD in die Hamburger Biirgerschaft einge-
bracht und von Thren Parteifreunden dort abgelehnt.

(Abg. F e c k e r [Blindnis 90/Die Grunen]:

Da gibt es einen Koalitionsvertrag! — Abg.

Dr. Guildner [Bindnis 90/Die Gri-

nen|: Weil die CDU es dort nicht will und
hier auch nicht!)

Meine Damen und Herren, da Ihr Antrag weitere
Anforderungen an den Senat beinhaltet, beantragen
wir zu den einzelnen Punkten getrennte Abstimmung.
Mir ist wichtig, dass das deutlich wird. Da miissen
Sie sich mit Ihren Hamburger Kollegen unterhalten!

(Zuruf von der CDU: Wir auch!-Abg. Dr.
G uldner [Bindnis 90/Die Grinen]: Sie
nicht, Sie konnten zustimmen!)

Sie auch!

Im Einzelnen nehmen wir wie folgt dazu Stellung:
Getrennte Abstimmung hatte ich soeben beantragt.
Der unter Ziffer 1 a geforderten Rechtsgrundlage in

Form eines Gesetzes uber die Tatigkeit der zentra-
len Antikorruptionsstelle stimmen wir zu. Die unter
Ziffer 1 b geforderte gesetzliche Regelung im Bremi-
schen Beamtengesetz lehnen wir ab — Herr Fecker,
Sie haben eben darauf hingewiesen —, da das Beam-
tengesetz in Paragraf 37 Absatz 2 schon Regelungen
fur Beamte bei begrindetem Verdacht auf eine Kor-
ruptionsstraftat vorsieht. Weiterhin lehnen wir die
unter Ziffer 1 c aufgestellte Forderung nach Korrup-
tionsbeauftragten fir alle Ressorts und Dienststellen,
man moge sich einmal vorstellen, was das fir einen
Umfang annimmt, ab. Dadurch wird nur der Buro-
kratismus weiter verstarkt und die zentrale Antikor-
ruptionsstelle geschwacht. Sinnvoller in diesem Zu-
sammenhang ist eine bessere Aufklarungs- und Pra-
ventionsarbeit.

Der unter Ziffer 2 formulierten Forderung an den
Senat, iber den Bundesrat eine Initiative zur Einfiih-
rung eines bundesweiten Korruptionsregisters zu er-
greifen, stimmen wir nicht zu, Herr Tschope, dies aus
folgendem Grund: Ihr Antrag beinhaltet so viele Straf-
tatbestande und Rechtsvorschriften, dass wir davon
ausgehen, dies soll Ihr Antrag auf Bundesratsinitia-
tive werden, und konsequenterweise konnen wir den
dann nur ablehnen und ihm nicht zustimmen. Vie-
len herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE) *): Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! DIE LIN-
KE hat sich mit diesem Antrag auch sehr ausfiihrlich
beschaftigt. Wir begrufien, dass es eine Einzelabstim-
mung uber die einzelnen Punkte gibt. Ich mochte ein-
mal Folgendes kurz benennen: Wir haben uns in der
Tat sehr genau gefragt, ob die Eintragungsvoraus-
setzungen, die hier genannt worden sind, und wann
der fir die Eintragung erforderlich hinreichende Nach-
weis des jeweiligen RechtsverstoBles, ausreichend
erbracht wird, wirklich nicht zu eng gefasst sind. Da
waren wir uns zugegebenermaBen nicht ganz sicher.

Wir begriuBlen generell, dass es so ein Korruptions-
register geben soll. Nattrlich finden wir den Punkt 2,
dass es eine Bundesratsinitiative gibt, vollig richtig.
Wir werden das unterstiitzen, sonst wird das, wenn
das nur fur Bremen gelten sollte, wie auch die Vor-
redner schon gesagt haben, zu einem zahnlosen Ti-
ger. Bremen ist ein Anfang!

Zu dem Gesetz wurden wir vorschlagen, was durch-
aus ein ubliches Verfahren ist, wenn wir heute die
erste Lesung machen, dass es eine Uberweisung in
die Ausschusse gibt. Damit waren wir einverstanden,
dann konnten wir allen Punkten zustimmen und die

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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offenen Fragen, die ich soeben benannt habe, fiir uns
noch einmal klaren. Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich will nicht alles wiederholen, was
zur Korruption gesagt worden ist, aber da sind wir
uns ja auch alle einig, dass es den Rechtsstaat und
das Vertrauen in den Staat unterhohlt, wenn Korrup-
tion betrieben wird, und dass es tiefgreifende MaB3-
nahmen gibt, um Korruption zu bekampfen.

Ich mochte gleich, um es kurz zu machen, in die
einzelnen Punkte des Gesetzes einsteigen: Wir ha-
ben als FDP-Fraktion bei Paragraf 2, Einstellung des
Strafverfahrens und dann Eintragung, ein Problem,
vor allen Dingen bei Abschnitt 5, Dauer der Durch-
fuhrung eines Straf- und Buigeldverfahrens, wenn
im Einzelfall angesichts der Beweislage bei der mel-
denden Stelle kein vernunftiger Zweifel besteht und
so weiter. Dartiber sollten wir, finde ich, noch einmal
hinreichend nachdenken, denn dagegen haben wir
massive rechtsstaatliche Bedenken. Daftr muss es
nach unserem Daftirhalten ein eindeutiges Urteil und
eine eindeutige Rechtsgrundlage geben.

(Beifall bei der FDP)

Ich denke auch, dass wir keine Insellosung anstre-
ben sollten und eine bundeseinheitliche Losung brau-
chen, weil Korruption nicht an der Landesgrenze Halt
macht. Es gibt vor allen Dingen hier in Bremen eine
sehr enge Verflechtung und Verbindung mit dem Um-
land.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis90/Die
Grunen]|: Aber Nordrhein-Westfalen mit 20
Millionen Einwohnern hat schon eines!)

Der Punkt, der hier auch schon angesprochen wor-
den ist: Was passiert, wenn Mitarbeiter sich der Kor-
ruption hingeben, ich mochte das einmal so formu-
lieren, und die Firma dadurch in Mitleidenschaft ge-
zogen wird? Lange Rede, kurzer Sinn, wir werden
dem Gesetz in dieser Form, wie es vorliegt, nicht zu-
stimmen, und ich denke, es ist dringend erforderlich,
dass es noch einmal in die Ausschiisse liberwiesen
und tiberarbeitet wird. — Danke!

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Ravens: Das Wort erhdlt der Abge-
ordnete Tschope.

Abg. Tschope (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Sofern sich die Auseinandersetzung

*) Vom Redner nicht Gberprift.

an den Eintragungsvoraussetzungen entziundet, sage
ich einmal, was die Eintragungsvoraussetzungen dafir
sind, dass ein solches Unternehmen dort hineinkommt:
Erstens, es hat eine strafrechtliche Verurteilung vor-
gelegen, dies ist rechtsstaatlich vollig unbedenklich,
das konnen Sie, glaube ich, alle annehmen, dass es
unbedenklich ist.

Zweitens, es hat ein Strafbefehl vorgelegen, dies
ware vollig unbedenklich, weil derjenige, dem der
Strafbefehl zugestellt wird, durch einen Einspruch
jederzeit ein Verfahren hatte erreichen konnen. Legt
er keinen Einspruch ein, akzeptiert er die Verurtei-
lung durch den Strafbefehl!

Drittens, und da sagen Sie, das ware bei einer Ein-
stellung des Strafverfahrens nach Paragraf 153 a StPO,
dasist eine Einstellung gegen Zahlung eines Verwar-
nungsgelds: Dieses Verfahren beende ich nattrlich
nur dann, wenn ich meine, dass der Vorwurf irgendwie
schon zutrifft.

(Abg. Woltemath [FDP]:Dasistjawie-

der Interpretation! - Abg. Rowekamp

[CDU]: Das machen sie doch, um das Ver-
fahren zu beenden!)

Das machen sie zur Verfahrensbeendigung! Wenn
Sie aber als derjenige, der angeklagtist, ernsthaft glau-
ben, ausreichende Argumente zu haben, dass Sie hin-
terher nicht verurteilt werden, dann werden Sie das
nicht tun. Das ist eine vollig einfache rechtsstaatli-
che Geschichte, womit man bei sonstigen register-
rechtlichen Eintragungen auch keine Probleme hat,
Herr Kollege Rowekamp!

Wortliber man nachdenken kann, ist: Warum steht
dann eigentlich darin ,fir die Durchfihrung eines
Straf- oder BuBgeldverfahrens*”?

(Abg. R0 w e k am p [CDU]: Eine Einstel-
lung nach Paragraf 153 a steht nichtim Fih-
rungszeugnis! Warum soll das hierin stehen?)

Das steht nicht im Fihrungszeugnis, das nicht! Darf
ich eben noch einmal den Gedankengang aufneh-
men: Wir wissen doch alle, wie lange Wirtschaftsstraf-
verfahren dauern. Da gibt es eine Anklageerhebung,
dann dauert das zwei Jahre, bis in der ersten Instanz
entschieden wird, dann gibt es eine Berufung, die
dauert noch einmal zwei bis drei Jahre, gegebenenfalls
gibt es am Ende noch eine Revision.

Ich glaube, wenn man nicht ernsthaft dieses Un-
ternehmen, und die Falle haben wir auch erlebt, wo
kurz vor Verfahrensbeendigung das Unternehmen
einfach umfirmiert oder den Besitzer gewechselt hat
——. Wenn wir nicht sagen, wenn kein vernunftiger
Zweifel mehr daran besteht und das ist die Voraus-
setzung, es darf kein vernunftiger Zweifel mehr be-
stehen, dann kann das Ganze eingetragen werden.
Ich finde das abgewogen. Ich biete aber allen noch

(©)
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einmal an, in den Ausschiissen auch tiber diese Ein-
tragungsvoraussetzungen zu sprechen.

Herr Hinners, dass es keine Rechtsfolge gibt, ist
naturlich nicht richtig! Wenn Sie in diesem Register
sind, dann erhalten Sie keine 6ffentlichen Auftrage
mehr. Das ist eine klare, wirtschaftliche Folge.

Letzter Punkt, Sie haben gesagt, das ist ja viel zu
viel und darin stehen ja ganz viele Dinge. Fur die Kol-
legen, die hier gern einmal hineinsehen mochten, un-
ter Paragraf 3 Absatz 1 stehen insgesamt 30 verschie-
dene Tatbestdande. Diese verschiedenen Tatbestan-
de sind alle darauf ausgerichtet, dass sich Unterneh-
men nicht rechtstreu verhalten. Dies ist Schwarz-
arbeit, es istillegale Beschaftigung, es sind Verstofie
gegen Wettbewerbsbeschrankungsregelungen. Das
sind alles Dinge, die man im fairen Wettbewerb
schlicht und ergreifend nicht macht. Wir wollen ei-
nen fairen Wettbewerb, und jedes Unternehmen, das
gegen fairen Wettbewerb mit illegalen Methoden ver-
stoBt, darf unseres Erachtens keine offentlichen Auf-
trage mehr erhalten!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wenn Sie eine andere Meinung haben, dann ist das
okay, aber wir wollen das so: Ich biete noch einmal
an, uber die Eintragungsvoraussetzungen vielleicht
auch mit den Kollegen der FDP zu reden, vielleicht
macht es IThnen das einfacher, in erster Lesung zu-
zustimmen. Das konnen wir in der Innendeputation
noch einmal bereden, das heilit ja nicht, dass Sie in
der zweiten Lesung dann zustimmen miussen. —
Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/

Die Grinen-Abg. Rowekamp [CDU]:

Auf den Trick fallen wir, anders als die Links-
partei, nicht herein!)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bliindnis 90/Die Griinen): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Tschope hat eben schon auf die
in der Tat hohe Anzahl von Straftatbestanden hin-
gewiesen, die wir in das Gesetz hineingeschrieben
haben. Die sind in der Regel alle auch in direktem
Zusammenhang mit den Korruptionstatbestanden an-
zutreffen. Wenn man sich einmal die lange Liste der
auch bundesweit bekannten Falle anschaut, kann man
eine andere Meinung dazu haben, das akzeptiere ich
auch. Ich glaube aber, wir sollten die Augen nicht da-
vor verschlieBen, dass Korruption meistens auch mit
anderen Straftaten einhergeht.

(Abg.Frau Winth er [CDU]: Aber meis-
tens! So kann man das Gesetz ja nicht in-
terpretieren!)

Ja, Frau Winther! Sie haben ja auch das Gesetz ge-
lesen und wissen auch, dass die Behorden nachher
bei der Vergabe frei sind und immer noch entschei-
den konnen, ob sie vergeben wollen oder nicht. Des-
wegen glaube ich, ist der gewahlte Weg schon der
richtige!

Ich mochte einfach einmal auflisten: Die Lander
Berlin und Nordrhein-Westfalen haben ein Korrup-
tionsregister auf gesetzlicher Ebene, und wenn man
sich jetzt ansieht, welche Bundeslander das auf Er-
lassebene haben, also auch ein entsprechendes Kor-
ruptionsregister haben, dann sind solche prominen-
ten Lander dabei wie Baden-Wiurttemberg, Bayern,
Hessen und Rheinland-Pfalz. Ich glaube, auch die-
sen Landern kann man nicht den Untergang des
Abendlandes prophezeien, nur weil man entschieden
konsequent gegen Korruption vorgeht, meine Damen
und Herren!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Ganz spannend, Herr Hinners, finde ich den Spa-
gat, den Sie hier gemacht haben, namlich zu sagen:
Eigentlich finden wir ein Korruptionsregister gut, das,
was Sie als Koalition vorgeschlagen haben, geht uns
aber zu weit. Die Meinung darf man haben. Eine Bun-
desratsinitiative aber, wo Sie vorher noch gesagt ha-
ben, dass gerade eine bundesweite Vereinheitlichung
sinnvoll ware, machen Sie nicht mit, weil Sie Angst
haben, dass dieser Gesetzentwurf die Grundlage wer-
den kann. Das kann man, glaube ich, relativ schnell
aus dem Weg raumen. Wir als Koalition moéchten, und
da wiirden wir uns richtig freuen, wenn wir méglichst
viele Fraktionen hier dabei haben, gemeinsam fur eine
bundesweit einheitliche Regelung streiten, gern auch
zusammen mit der CDU. Wenn wir das wenigstens
im Vermittlungsverfahren nachher noch hinbekom-
men, dann, glaube ich, sind wir ganz weit.

Der Auftritt hier, der hat sich mir nicht ganz erschlos-
sen ebenso wie dieses nette Spiel in Hamburg, dort
haben Sie dem nicht zugestimmt, obwohl die Sozi-
aldemokraten da einen Antrag gemacht haben. Sie
haben ja nun noch nicht die Koalitionserfahrung, dass
man manchmal wirklich gute Ideen hat, aber der Ko-
alitionspartner auf der anderen Seite findet, dass diese
Idee nicht gut ist. Die Kolleginnen und Kollegen in
Threr Fraktion werden Ihnen das bestatigen konnen.

(Abg. Gunthner [SPD]: Darunter lei-
det die CDU noch heute!)

Genauso wie auch die Kolleginnen und Kollegen der
SPD durchaus von der anderen Seite Vorschlage be-
kommen haben, die nicht sinnvoll sind.

In Hamburg ist die Situation relativ einfach, da gibt
es eine schwarz-grune Regierung, und wenn der eine
Koalitionspartner sagt, dass man vielleicht dem sinn-
vollen Vorschlag der SPD folgen sollte, und der an-
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dere Koalitionspartner sagt, dem folgen wir nicht, dann
wird dieses Gesetz abgelehnt. Das ist normale Koa-
litionsarithmetik, die sollten wir uns hier nicht gegen-
seitig vorwerfen, das ist nicht parlamentarischer Stil!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
beider SPD-Abg. Rowekamp [CDUI:
Das haben Sie ja auch noch nie gemacht!)

So etwas machen wir auch nie, Herr Rowekamp!

(Abg. Rowekamp [CDU]: Das hat es
hier noch nie gegeben!)

Ich finde, Herr Rowekamp, wir haben Ihnen als Griune
immer die Politik vorgeworfen, die Sie hier 12 Jahre
lang gemacht haben, dafiir haben Sie Verantwortung
getragen, das ist unser gutes Recht. Wenn Sie uns jetzt
die Inhalte vorwerfen, konnen wir auch damit leben,
bitte aber nicht auf der Ebene , Sie haben da nicht
zugestimmt”! Ich finde, man muss sich das immer an
Inhalten orientiert genau ansehen.

Dann finde ich den Bereich der Antikorruptionsbe-
auftragten sehr problematisch, zu dem Sie gesagt ha-
ben, Herr Kollege Hinners, es gebe da einen gro3en
Waust an Biirokratie. Wenn man sich ansieht, wie die
Antikorruptionsbeauftragten mittlerweile in den Res-
sorts arbeiten, dass sie namlich sensibilisieren, dass
sie sehr vorsichtig vorgehen und immer wieder sa-
gen, Leute passt auf, das und das konnte ein Problem
werden, dann ist die Einrichtung von Antikorrupti-
onsbeauftragten beziehungsweise die Ernennung
dieser Menschen eine unheimliche gute und sinnvolle
Sache gewesen, die ja auch in den Zeiten der Gro-
Ben Koalition stattgefunden hat, das auf alle Dienst-
stellen auszudehnen, weil man damit naturlich in allen
Dienststellen Probleme hat. Sie haben eben auch ge-
sagt, entsprechend schulen! Ja, wer soll das denn
sonst machen, wenn nicht die Korruptionsbeauftrag-
ten? Das, finde ich, geht auch nicht!

Zusammengefasst: Ich bin gespannt auf die Ande-
rungsvorschlage, die wir in der Innendeputation dann
von den entsprechenden Oppositionsfraktionen be-
kommen werden. Warten wir es ab! Ich glaube, Herr
Kollege Tschope hat klargemacht, dass wir an eini-
gen Stellen durchaus noch verhandlungsbereit sind.
—Danke schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin rufe
ich Staatsratin Buse auf.

Staatsratin Buse: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Ich denke, dass ich wie alle Vorredner davon
ausgehen kann, dass keiner von uns hier Korrupti-
on dulden will. Ich meine auch herausgehort zu ha-
ben, dass sogar ein Korruptionsregister an sich von

niemandem infrage gestellt wird, und jetzt besteht
nur die unterschiedliche Interpretation, welche Straf-
taten in welchem Stadium der strafrechtlichen Fest-
stellung in dieses Register aufgenommen werden kon-
nen.

Ich bin auch sehr froh gewesen, gehort zu haben,
dass die Bereitschaft besteht, im Rahmen der Aus-
schusse noch tiber einzelne Fragen zu sprechen, denn
ich denke, dass wir da tatsachlich noch den einen oder
anderen Verbesserungsvorschlag moglicherweise
auch von den Kolleginnen und Kollegen der CDU und
der FDP aufnehmen konnen. Ein Bereich, der mir
insbesondere aus der Verwaltung als Wunsch mitge-
geben wurde, war, dass man doch versuchen moge,
dieses Register elektronisch zu fiihren, und dann eine
automatisierte Abfrage machen konnte. Das wiirde
Personal sparen und auch die Transparenz erhohen.
Das miusste dann allerdings in diesem Gesetz auch
schon so vorgesehen sein. Ich bin da aber sehr zu-
versichtlich nach dem, was ich hier gehort habe, dass
solche Ziele hier erreicht werden konnen.

Zur Frage Insellésung denke ich im Ubrigen: Das
ist naturlich eine ganz schwierige Diskussion, wenn
in jedem Land gesagt wird, wir finden das eigent-
lich richtig, aber um uns herum gibt es noch einige,
die es nicht getan haben, also lassen wir es. Irgend-
wann muss man auch einmal eine Prioritat setzen und
sagen: Dies ist ein Signal in Bremen! Wir moéchten
uns gegen die Korruption in einer Weise aussprechen,
die nach auBlen deutlich wird, und die wird deutlich
durch die Einfiihrung eines Korruptionsregisters. Da-
her setzen wir damit ein positives Signal, und bald
gibt es dann so viele Inseln nebeneinander, dass wir
ein Festland haben. Dann haben wir das erreicht, was
wir mochten, namlich dieses Register moglicherweise
in ganz Deutschland einzurichten. —Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich uber den Antrag abstimmen.
Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden.

Zuerst lasse Uber die Ziffer 1 a des Antrags abstim-
men.

Wer der Ziffer 1 a des Antrags der Fraktionen der
SPD und Bundnis 90/Die Grunen mit der Drucksa-
chen-Nummer 17/937 seine Zustimmung geben moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
der Ziffer 1 a des Antrags zu.

(Einstimmig)
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Nun lasse ich tber die Ziffern 1 b, 1 ¢ und 2 des
Antrags abstimmen.

Wer den Ziffern 1 b, 1 cund 2 des Antrags der Frak-
tionen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen mit der
Drucksachen-Nummer 17/937 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE und Abg. M 6 hle [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, Abg. Tim k e [BIW]
und Abg. Tittm ann [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
den Ziffern 1 b, 1 c und 2 des Antrags zu.

Jetzt lasse ich iiber das Gesetz zur Errichtung und
Fuhrung eines Korruptionsregisters in erster Lesung
abstimmen.

Wer das Bremische Gesetz zur Errichtung und Fuh-
rung eines Korruptionsregisters, Drucksache 17/937,
in erster Lesung beschlieBen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE und Abg. M 6 h 1l e [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, Abg. Tim k e [BIW]
und Abg. Tittm ann [parteilos])
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlie3t
das Gesetz in erster Lesung.

Esist beantragt worden, den Gesetzesantrag nach
der ersten Lesung an die staatliche Deputation fur
Inneres zu iberweisen.

Ich lasse jetzt {iber die Uberweisung abstimmen.

Wer das Bremische Gesetz zur Errichtung und Fiih-
rung eines Korruptionsregisters, Drucksache 17/937,
zur Beratung und Berichterstattung an die staatliche
Deputation fiir Inneres iberweisen mochte, den bit-
te ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) uberweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien

Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen

iiber die Anderung der gemeinsamen Landesgrenze
vom 5. Mai 2009 und zu dessen Ausfithrung

Mitteilung des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/950)
1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Nagel.
Wir kommen zur ersten Lesung.
Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner erhalt das Wort der Abgeord-
nete Gunthner.

Abg. Giinthner (SPD)*): Verehrter Herr Prasident,
meine Damen, meine Herren! Wir sprechen heute
uber den Staatsvertrag zwischen dem Land Nieder-
sachsen und der Freien Hansestadt Bremen tiber die
Anderung der gemeinsamen Landesgrenze. Wenn
man deutlicher machen mochte, worum es geht, muss
man eigentlich noch den Zusatz Luneplate hinzufui-
gen, dann wissen namlich auch alle, wortiber hier ge-
redet wird. Wenn man sich dann noch deutlich macht,
dass wir es in diesem Fall mit einem der inzwischen
insgesamt seltenen Falle von friedlichem Flachenzu-
wachs zu tun haben, indem sich namlich das Land
Bremen mit Niedersachsen darauf geeinigt hat, dass
die noch in Niedersachsen befindliche Luneplate zu-
kunftig in das Eigentum Bremens und dann in die Ho-
heit und das Eigentum der Stadt Bremerhaven tiber-
geht, ist das, finde ich, ein wichtiger Schritt fiir Bre-
men und insbesondere fur die Stadt Bremerhaven.

Es ist auch deswegen ein wichtiger Schritt, weil
damit dem Gentlige getan wird, was wir in den ver-
gangenen Jahren beobachten konnten, dass wir es
im Bereich der Windenergie zum einen namlich mit
einem Boom zu tun und starke Zuwachse haben, ge-
rade wenn es um Beschaftigung geht. Daraus resul-
tierend haben wir es zum anderen nattrlich auch mit
dem Thema weiterer moéglicher und nétiger Flachen
zu tun, Stichwort Flachenknappheit, das in den ver-
gangenen Jahren immer wieder eine Rolle gespielt
hat. Das heiBt, mit dem Zuwachs, den wir tiber die
Luneplate erhalten, erhalten wir auch im Land Bre-
men die Moglichkeit, eine weitere Gewerbeflache auf
dieser Luneplate, insbesondere nach unserer Auffas-
sung als SPD-Fraktion fir den Bereich der Winden-
ergie, nutzen zu konnen. Das ist insofern wichtig, wenn
Sie einmal in den vergangenen Monaten durch Bre-
merhaven gefahren und in den Bereich des stidlichen
Fischereihafens gekommen sind und sich angeschaut
haben, wie sich dort die Windenergie entwickelt hat,
wird klar, was das fur ein Zukunftsthema ist.

Ich glaube, dass unbeschadet der Diskussion, die
wir vorhin tiber die Frage hatten, wie sich Schwarz-
Gelb thematisch in der Energiepolitik aufstellt, das

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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Thema Offshore-Windenergie nach Auffassung der
SPD auch in Zukunft ein starkes Gewicht in der Po-
litik haben muss, die wir im Land Bremen machen.
Diese Bedeutung sehen wir durch diesen Staatsver-
trag auch bestatigt.

Wenn man sich die Flachen, tiber die wir sprechen,
anschaut, sieht man, dass davon auch groflere Was-
serflachen betroffen sind, dass da nattirlich auch die
AuBendeichflachen und damit auch Flachen betrof-
fen sind, die wir im Naturausgleich fiir andere MaB-
nahmen haben. Insofern kann ich uns allen nur an-
raten, dieses Umweltthema, das auf der Luneplate,
wie ich finde, insgesamt ein ganz spannendes The-
ma ist, mit der notigen Sorgfalt anzugehen. Wir ha-
ben vor einiger Zeit iiber eine Anfrage in der Frage-
stunde einmal nachgefragt, welche Moglichkeiten
beziehungsweise Plane es eigentlich gibt, die Lune-
plate fur ,sanften Tourismus*”, fur Okotourismus zu
nutzen. Ich glaube, dass das auch ein Thema ist, das
wir angehen kénnen.

Naturlich ist klar, dass wir mit der Entscheidung
fiir die Ubertragung der Luneplate auch in die Pha-
se eintreten, in der wir sehr genau dartiiber sprechen
mussen, wie sich der Windenergiebereich weiterent-
wickeln soll. Dazu gehéren nach unserer Auffassung
zwei groBe Themen, die gemeinschaftlich von Bre-
men, das dort eine grofe Rolle spielt, und Bremer-
haven, das die Flachen ibernimmt, angegangen wer-
den missen: Das ist zum einen die Frage, wie man
perspektivisch diese Gewerbeflachen erschlieBt, mit
wem man sie erschlieffit und zu welchen Modellen
der ErschlieBung man sich durchringt. Man kénnte
ja sagen, man vermarktet sie en gros, man kann sa-
gen, man richtet sie her und vermarktet sie anschlie-
Bend, womit man mehr Geld erzielen konnte. Zu der
Frage, die wir auch noch perspektivisch diskutieren
mussen, gehort das Thema, das in den Senat getra-
gen worden ist, namlich: Was macht man mit dem Ha-
fen, der nach unserer Auffassung als SPD-Fraktion
in der Weser entstehen soll, um die Windenergie ent-
sprechend noch starker an den Standort heranzu-
ziehen?

Insofern sehen Sie, dass wir mit diesem Schritt hier
heute einen wichtigen tun — Flachenzuwachs fur Bre-
men, aber naturlich Flachenzuwachs insbesondere
fir die Stadt Bremerhaven —, dass aber weitere Schritte
folgen missen. Ich glaube, dass wir in Zukunft tiber
diese weiteren Schritte, insbesondere tiber die Fra-
ge, wie wir sie denn mit dem notigen Geld unterle-
gen, hier intensiv diskutieren werden missen.

Insofern freue ich mich auf die weiteren Diskussi-
onen, freue mich aber erst einmal, dass wir diesen
Schritt hier erreicht haben. — Vielen Dank fiir Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Bodeker.

Abg. Bédeker (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen, meine sehr geehrten Herren! Zu-
nachst einmal denke ich, es ist heute ein guter Tag
fir Bremerhaven und fir das Land Bremen. Die
Grundlage dieses Staatsvertrags, der uiber acht Jah-
re lang verhandelt worden ist, war die Uberlegung,
dass wir bei CT 4 selbst keine Kompensationsflachen,
keine Ausgleichsflachen haben. Das war die erste
Grunduberlegung. Ich erinnere noch einmal daran,
dass wir Gebietskaufe im Bereich der Luneplate ge-
tatigt haben, um schon Ausgleichsflachen schaffen
zu konnen, aber wir haben auch Ausgleichsflachen
bei Nordholz gekauft, namlich die AuBlendeichflachen
dort, und haben dann iiber bremenports Uberlegun-
gen angestellt, den Sommerdeich zu schleifen. Das
Problem war nur, dass die Gemeinde Nordholz in kei-
ner Weise informiert war und dementsprechend die
Reaktion naturlich dort nicht gerade Begeisterung ge-
wesen ist.

Insofern, denke ich, ist der Weg, den wir jetzt be-
schreiten, richtig, dass wir verhandeln, dass wir die
Ausgleichsflachen dann auch in unsere Gebietskor-
perschaften bringen. Dabeiist damals in der Gro3en
Koalition die Idee entstanden, dass man zusatzlich
auch Gewerbeflachen in dem Bereich schaffen kann,
dass man auch durch Gebietstausch Gewerbeflachen
an Loxstedt abgeben kann, sodass auch sie sich in
dem Bereich weiterentwickeln konnen. Ich denke,
das ist eine vernunftige und sinnvolle Entscheidung
gewesen, insofern war es richtig, diesen Staatsver-
trag so auszuhandeln.

Man muss dabei allerdings bedenken, dass Bre-
merhaven, was die Finanzierung angeht, ungefahr
10 Millionen Euro finanzieren muss. Das machen wir
tiber die BIS, um dann tiber Grundstiicksverkaufe
wieder eine Refinanzierung hinzubekommen. Der Se-
nat hat inzwischen im Haushalt eine ErschlieBungs-
straBe fur 10 Millionen Euro beschlossen, und das Geld
ist im Haushalt eingestellt.

Da beginnt aber schon das Problem. Wir haben Ge-
werbeflachen, und — Herr Senator, ich mochte mich
nicht wieder falsch ausdriicken — wir haben schon ein-
mal eine Ansiedlung, die kommen sollte, nicht an-
nehmen konnen, weil wir keine Gewerbeflachen hat-
ten, namlich Ambau. Ich denke, soist es genau richtig,
und ich warne davor, dass uns das noch einmal pas-
siert, denn nur Gewerbeflachen vorzuhalten niitzt uns
nichts, sondern wir miissen diese Gewerbeflachen
dann auch erschlieBen. Das muss schnellstmoglich
passieren, sodass die ansiedlungswilligen Unterneh-
men dort auch angesiedelt werden konnen.

Es hatim Rahmen des Staatsvertrags eine Diskus-
sion mit der Stadt Cuxhaven gegeben, die nattrlich
gesagt hat, wenn schon Gewerbeflachen nach Bre-
men gegeben werden, dann aber bitte nicht fiur Wind-
energie. Ich halte diese Diskussion fir falsch, und ich
glaube, dass das, was in einem Zusatzprotokoll ver-

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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einbart worden ist, richtig ist, dass man sagt, Wind-
energie ist nicht nur eine Technologie fur Bremerha-
ven und Bremen, sondern fiir die gesamte Region.
Auch unsere Arbeitsplatze treffen ja — der Kollege
Gunthner hat es gesagt — zum Teil die Region und
eben nicht nur Bremerhaven. Insofern denke ich, es
ist eine vernunftige Entscheidung, die Verabredun-
gen sind auch verninftig und der Streit, der mit Cux-
haven gefiihrt worden ist, allerdings auch von unserem
Oberbiurgermeister in einer nicht ganz sachlichen Art
und Weise, ist nun einmal beigelegt.

Die Frage des Schwerlasthafens ist naturlich ganz
spannend, weil man gelesen hat — zumindest habe
ich es nur gelesen, auch offiziell noch nicht gehort —,
dass man uberlegt, ob man CT 4 nicht fiir Schwer-
lastverladung nutzen kann.

(Abg. Ginthner [SPD]:CTIl)

Wir Christdemokraten sind trotzdem der Meinung,
dass im direkten Bereich der Luneplate ein Schwer-
lasthafen entstehen muss, dass uns das gelingen muss,
und ich glaube, inzwischen hat sich die Diskussion
dort etwas versachlicht, ich erinnere an die Diskus-
sion zum Flugplatz Luneort. Ich glaube, dass man dort
eine gesamtheitliche Entwicklung hinbekommen
kann, sodass auf der einen Seite die Investitionen,
die das Land Bremen in Bremerhaven bei Luneort
getatigt hat, nicht umsonst gewesen sind, weil auch
Unternehmen sagen, eine vernunftige Luftverkehrs-
anbindung ist auch sinnvoll, und auf der anderen Seite
ist ein Schwerlasthafen in diesem Bereich ebenfalls
sinnvoll.

Der Appell der CDU ist es, nicht nur die Gewer-
beflachen zu ibernehmen, sondern die Gewerbefla-
chen auch schnellstmoglich zu erschliefen und dem-
entsprechend Zeichen nach auflen zu setzen. Damit
Sie sehen, dass auch die Stadtverordnetenversamm-
lung und der ihr angeschlossene Bauausschuss nicht
untatig ist, haben wir inzwischen schon eine 6ffent-
liche Biurgerbeteiligung durchgefiihrt. Wir haben be-
schlossen, den Bebauungsplanentwurf zu entwickeln,
und wir haben auch das Beteiligungsverfahren ein-
geleitet, sodass von unserer Seite nichts im Weg steht.
Bremerhaven hat ja gezeigt, was Bauleitplanung an-
geht, auch bei CT 4, woflir wir ja verantwortlich waren,
aber auch in dem schwierigen Gebiet Alter/Neuer
Hafen, dass das von uns gut abgewickelt worden ist,
ohne groBe Bremer Hilfe. Insofern denke ich, dass wir
das hier auch verniinftig tiiber die Buhne bekommen.

Ich glaube, dass wir einen guten Schritt weiterge-
kommen sind, was Offshore-Windenergie angeht, und
wir sollten dort auch genauso aktiv weiterarbeiten.
— Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Miller.

Abg. Miiller (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit
der intensiven Ausdehnung des stadtbremischen und
in Bremerhaven liegenden Containerterminals Wil-
helm Kaisen wurden groSe und unwiederbringliche
Naturflachen Bremerhavens vernichtet. So wurden
im Norden Bremerhavens die Feuchtwiesen und die
naturlich entstandenen Fischteiche, die fiir die Jung-
fische der Weser sehr wichtig waren, fir den Con-
tainerhafen geopfert und zubetoniert. Ein namhaf-
tes Restaurant, das bisher mit einer unverbauten Sicht
auf die Weser warb, kann heute nur noch mit dem
vor seiner Nase errichteten CT 4 werben. Laut An-
wohnern und Touristen ein wahrlich trauriger Tausch.

Meine Damen und Herren, da stellt sich mir als Bre-
merhavener die Frage, was wohl die Bremer Bevol-
kerung dazu gesagt hatte, wenn stattdessen die Wium-
mewiesen zum Wohle einer grofen Logistikansied-
lung zubetoniert worden waren. Ich denke, den Wi-
derspruch der Bevolkerung hatten wir wohl bis nach
Bremerhaven noch horen konnen.

Um nun die verlorengegangenen Naturflachen
Bremerhavens ausgleichen zu kénnen, wurde mit dem
Land Niedersachsen im Jahre 2004 vereinbart, dass
als KompensationsmaBnahme Teile der Luneplate, im
Stiden Bremerhavens gelegen, an das Land Bremen
ubergeben werden sollen. Heute wird die Bremische
Burgerschaft ein Gesetz zum Staatsvertrag zwischen
der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Nie-
dersachsen in erster Lesung beschlieBen. Mit diesem
Staatsvertrag wird das Land Niedersachen fur 25,5
Millionen Euro dem Land Bremen eine Kompensa-
tionsflache von zirka 1 400 Hektar verkaufen, die dann
der Stadt Bremerhaven tibergeben wird. Uber den
Staatsvertrag wird zusatzlich geregelt, dass das neu
hinzugekommene Gebiet nach den Bestimmungen
der EU-Vogelschutzrichtlinien, der FFH-Richtlinien
und des besonderen Artenschutzes eine besondere
Bedeutung erhalt.

Von der Gesamtflache sind circa 183 000 Quadrat-
meter fur weitere Gewerbeansiedlungen im Suden
der Stadt Bremerhaven vorgesehen, was bereits Streit
mit Niedersachsen ausgelost hat, wir haben es ja schon
gehort. So wollen die Niedersachsen keine Konkur-
renz zu ihren eigenen Investitionen und verlangten
einen Passus im Staatsvertrag, der dies ausschliefen
soll. Dieser wurde auch so im Staatsvertrag festge-
schrieben. Meine Damen und Herren, hier bleibt nur
zu hoffen, dass dieser Passus in Zukunft nicht zu wei-
teren Auseinandersetzungen mit dem Land Nieder-
sachsen fiihren wird.

Niedersachsen wie auch das Land Bremen inves-
tieren zurzeit erhebliche Summen in die Windener-
giebranche und deren Infrastruktur. Allein die Pla-
nung Bremerhavens, einen Offshoreterminal in die
Weser hineinzubauen, war der erste Streitpunkt, der
aber anscheinend beigelegt werden konnte. Jeden-
falls hort man nichts mehr vonseiten Niedersachsens.
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Aber der nachste Streit wird wohl heraufbeschwo-
ren werden, wenn Bremerhaven das neue Gewerbe-
gebiet auf der Luneplate dazu nutzen will, die Pla-
nung eines LNG-Gasterminals mit angrenzendem
Gaskraftwerk Realitat werden zu lassen. Die Umset-
zung diesen Plans wurde bereits von einem Gutachter
untersucht und fiir realisierbar erklart. Bereits im Sep-
tember 2008 hatte die BIS in Bremerhaven den Auf-
trag erhalten, die aufgezeigten Moglichkeiten zu pru-
fen und die Akquisition und Standortentwicklung vo-
ranzutreiben. Die Windenergiebranche auf der einen
und ein Gasterminal mit Gaskraftwerk auf der an-
deren Seite: Meine Damen und Herren, in unserem
Land ist wohl nichts mehr unmoglich!

(Abg. Guinthner [SPD]: Wovon reden
Sie eigentlich, Herr Muller!)

Sowohl ein in die Weser hineingebauter Offshore-
terminal als auch der Bau eines LNG-Gaskraftwerks
mit angrenzendem Gasterminal waren schon sehr
zweckwidrig fiir das angrenzende Naturschutzgebiet,
das ja nach den Bestimmungen der EU-Vogelschutz-
richtlinien, der FFH-Richtlinien und des besonderen
Artenschutzes eine besondere Bedeutung erhalten
soll. Eine Realisierung dieser Plane hatte sowohl fir
Bremerhaven als auch fiir unsere gesamte Region
hauptsachlich negative Folgen. Um fur Bremerhaven
eine Moglichkeit zur Kompensation der bereits an-
gerichteten Umweltzerstorung anbieten zu konnen
und in der Hoffnung, dass die geschilderten Gefah-
ren nicht eintreten werden, meine Damen und Her-
ren, DIE LINKE wtrde sich diesen Gefahren nattr-
lich aufs Massivste entgegenstellen, meine Fraktion
wird der Vorlage 17/950 ihre Zustimmung erteilen.
— Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster erhalt das Wort
der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Biindnis 90/Die Griinen)*): Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der hier vorliegende Staatsvertrag zur Anderung der
gemeinsamen Landesgrenze zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
steht am Ende eines langen Verhandlungszeitraums.
Dem geneigten Zuhorer sei gesagt, dass es sich im
Wesentlichen um das Gebiet der Luneplate handelt,
dasist hier schon erwdahnt worden, sowie um Flachen-
tausche im Bereich des Reitufers und der Siedewurt.
Dann ist da noch ein kleines Stiickchen auf der Au-
tobahnauffahrt Bremerhaven-Wulsdorf, das bisher
noch Niedersachsen ist. Das soll heilen: Bremerha-
ven wird groBer!

Unabhéangig vom genannten Vertragswerk ist dies
etwas ziemlich Seltenes in der Geschichte der Bun-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

desrepublik Deutschland. So haufig kommt es nicht
vor, dass ein Bundesland ein Stick Land — wir spre-
chen hier tber insgesamt 1 400 Hektar — kauft und
dass ein Land dem anderen etwas dazugibt. Immerhin
ist sogar das Grundgesetz in Artikel 29 betroffen! Da
aber weniger als 10 000 Einwohner dort wohnen —
den zwei neuen Einwohnern Bremerhavens sei auch
von dieser Stelle noch einmal ein herzliches Willkom-
men ausgesprochen —, ist keine Volksbefragung not-
wendig gewesen. Was aber ist das genau, abgese-
hen von der zu empfehlenden Gastronomie, die —ne-
benbei — jetzt auch in Bremerhaven Steuern zahlt?

Es handelt sich zum groBten Teil um circa 1 200
Hektar Flache, und da bitte ich Herrn Miiller noch
einmal, genau zuzuhoren, die im Rahmen des Ver-
waltungsabkommens vom Marz 1993 fur die Kom-
pensation von bremenports als Flachen fur die Ha-
fenerweiterung renaturiert wurden und im Anschluss
daran auch in ein Naturschutzgebiet und ein zu schut-
zendes Gebiet umgewandelt worden sind. Dass man
hier Wasserbiiffel, Galloways oder auch einmal ei-
nen Eisvogel, der ubrigens wunderschon ist, zu se-
hen bekommt, ist das eine.

Sie finden hier auf der anderen Seite aber hoch
komplexe Kompensationen, die einen Teil des Flur-
schadens wiedergutmachen sollen, der durch den
erheblichen Ausbau der Hafen ab CT III a in Bremer-
haven entstanden ist. Da ist es in der Summe auch
nurrichtig, dass die Hansestadt Bremen und die Stadt-
gemeinde Bremerhaven die nachhaltige Verantwor-
tung auch unter die eigene Hoheit uiiber dieses Ge-
biet gestellt bekommen, dies, und das muss man noch
erwahnen, auch mit allen bisher geleisteten und noch
zu leistenden Zahlungen, die damit verbunden sind.

Auf der anderen Seite sind es aber auch knapp 200
Hektar Gewerbeerweiterungsflachen, die die Stadt
Bremerhaven in ihren in Niedersachsen eingebetteten
Grenzen nicht hat, aber dringend bendétigt. Der An-
siedlungsdruck im Bereich der Offshore-Windener-
gie im suidlichen Fischereihafen ist nach wie vor un-
gebremst. Somit ldsst sich hier eine nachhaltige und
sinnvolle Erweiterung der Gewerbeflachen durchfiih-
ren. Diese Flachen lassen Moglichkeiten zu, das Clus-
ter Offshore-Windenergie weiter wachsen zu lassen.
Gleichzeitig mochte ich aber noch einmal auf die klare
regionalwirtschaftliche Wirkung und Bedeutung die-
ser Flachen und der bisher dort agierenden Branche
hinweisen. Im Vorfeld hat es da doch Irritationen ge-
geben, auf die meine Vorredner bereits hingewiesen
haben.

Bremerhavens Offshore-Cluster ist mit 60 Prozent
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus dem
Landkreis Cuxhaven sicherlich als Oberzentrum auch
fur die Arbeitsmarktpolitik zu sehen. Jede weitere
Entwicklung oder Ansiedlung dortist auch immer eine
Perspektive fiir den Landkreis Wesermarsch und die
Stadt und den Landkreis Cuxhaven, die gesamte Un-
terweserregion also. Hier ist das Credo: Metropol-
statt Monopolpolitik!
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Zum Schluss noch einmal kurz: Ich freue mich, dass
diese langen, hin und wieder steinigen Verhandlun-
gen abgeschlossen sind. Ich hoffe, dass die Ratifizie-
rung jetzt ohne Verzogerung vonstatten geht und die
Pflichten, die daraus fiir die Stadt Bremerhaven ent-
stehen, ernst genommen werden und die Wasserbiiffel
sich dort weiterhin wohlfiihlen und reichlich mehren.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster erhalt das Wort
der Abgeordnete Ella.

Abg. Ella (FDP): Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Wahrend wir hier noch uiber den Staatsver-
trag debattieren, konnten in Bremerhaven die Bag-
ger rollen, um das dringend benotigte Gewerbege-
biet zu erschlieBen. Wahrend der Niedersachsische
Landtag den Staatsvertrag bereits vor einigen Mo-
naten ratifiziert hat, kommen wir leider erst jetzt dazu.
Aber dessen ungeachtet denken wir Liberale ja immer
positiv.

(Abg.Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/
Die Grinen]: Ach!)

Esist nun gelungen, und das ist gut so!

Vollig klar! In der Sache sind wir uns bei dieser
Frage weitgehend einig. Die Moéglichkeiten, die sich
uns, aber auch dem niedersachsischen Umland bie-
ten, sind grof3. Durch den Staatsvertrag bekommen
wir unter anderem, das wurde gesagt, Platz fur die
dringend benotigten Gewerbeflachen. Die Windkraft-
industrie sucht hdanderingend geeignete Flachen.
Auch wenn das gern kleingeredet wird, Kollege Bo-
deker hat es bereits erwahnt: Bremerhaven sind Fir-
men verloren gegangen, weil es kein passendes An-
gebot an Gewerbeflachen gab!

(Beifall bei der FDP)

In Zeiten der Wirtschaftskrise konnen wir uns froh
und glicklich schatzen, eine so stark boomende In-
dustrie bei uns in der Stadt zu haben, eine Industrie,
die tibrigens auch gerade unter der neuen Bundes-
regierung einen weiteren Aufschwung erleben wird.

(Abg. Willm a nn [Bindnis 90/Die Gru-
nen|: Hahal)

Entgegen den Unkenrufen —ich hore es da hinten auch
wieder —, mit denen die Wahlverlierer jetzt versuchen,
Angst zu verbreiten, wird die Windkraft auch in den
kommenden vier Jahren einen kraftigen Ruckenwind
aus Berlin erhalten.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben es heute gehort, als Beispiel erwahne
ich nur den Fonds, mit dem die Erforschung von er-

neuerbaren Energien und insbesondere der Energie-
speicherung sowie die Festlegung zur Sicherung der
Offshore-Industrie gesichert werden. Die neuen Ge-
werbeflachen auf der Luneplate werden also nicht
lange leer bleiben! Bei aller Zuversicht gibt es fiir uns
aber noch eine Menge zu tun. Die Planung zur Er-
schliefung der neuen Gewerbeflachen sind nicht sehr
weit gediehen, stattdessen kleinliches Hickhack um
die Frage, wer denn zahlt. Das Land wurde gern al-
les auf die Kommune abwalzen, die Kommune hat
kein Geld. Wie unklar die Frage der Finanzierung
ist, haben die FDP-Anfragen in der Stadtverordne-
tenversammlung und in der Burgerschaft bereits er-
geben.

Wir fassen einmal zusammen: Erst hat es der Se-
nat iuber Monate nicht geschafft, die Verhandlungen
zu einem Ende zu fiihren, dann schafft er es nicht,
dem Parlament den Staatsvertrag schnell zur Ratifi-
zierung vorzulegen. Nun wird erst einmal um die Kos-
ten gestritten, und die Planungen zur Erschliefung
sind gerade einmal halb fertig. Die Bagger konnten
schon langst rollen! Die Windkraftbranche braucht
die neuen Gewerbeflachen schnell, stattdessen ver-
spielt der Senat gemeinsam mit dem Magistrat der
Stadt Bremerhaven die Chance, in der schweren Wirt-
schaftskrise eine der wenigen Boombranchen zu stiit-
zen.

(Beifall bei der FDP)

Daher appellieren wir Liberalen noch einmal an
den Senat, sich jetzt sehr zligig an die Planung fur
die ErschlieBung zu machen, die Finanzierungsfra-
gen zu losen und bald mit den BaumaBnahmen zu
beginnen. Der Schwerlastterminal muss kommen! -
Herzlichen Dank, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster erhalt das Wort
der Abgeordnete Gilinthner.

Abg. Ginthner (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Zu Herrn Ella nur einen Satz: Ich
finde es interessant, dass Sie hier mit der Haltung um
die Ecke kommen, die Bagger sollten rollen, bevor tiber-
haupt Planungsrecht geschaffen worden ist. Es ist
schon eine etwas komische Haltung, Herr Kollege!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Es ist schon gerade fiir einen Liberalen eine komi-
sche Haltung, der hier sonst immer so viel auf Recht
halt. Das war jetzt der zweite Satz zu Thnen!

Ich habe mich vor allem gemeldet, weil ich mich
fast genotigt sah, zu der Rede von Herrn Miiller noch
einmal etwas zu sagen. Ich weil ja nicht, wie Sie das

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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hinbekommen: Auf der einen Seite stellen Sie sich
an die Spitze der fiir ihre Arbeitspldtze kampfenden
GHB-Leute und erzahlen denen, wie wichtig ihre Ar-
beitsplatze sind.

Auf der anderen Seite stellen Sie sich hierhin und
erzahlen, eigentlich ware der ganze Hafen ja nur eine
Umweltzerstorung gewesen, und bezweifeln damit
komplett, dass es notwendig war, diesen Hafen aus-
zubauen, um namlich genau die Arbeitsplatze, um
die da jetzt gekampft wird, erst einmal zu schaffen
und neue Arbeitsplatze zu sichern. Das miussen Sie
irgendwann einmal zur Kenntnis nehmen, Herr Kol-
lege Muiiller!

(Beifall bei der SPD)

Weil namlich der Ansatz, und da sind sich, glaube
ich, in diesem Haus alle einig, die Trennlinie verlauft
da schon an den Kollegen Mohle, Mahnken, Schildt,
Boschen und den Kollegen von FDP, CDU und Grt-
ne entlang, entscheidend ist, doch erst einmal Men-
schen in Beschaftigung zu bringen, und das ist uns
in den vergangenen Jahren durch eine grof3e Kraft-
anstrengung in diesem Haus, namlich durch den Aus-
bau unserer Hafen, insbesondere in der Stadt Bre-
merhaven, gelungen. Ich finde, Sie verengen in Th-
ren Diskussionen immer alles darauf, am liebsten da-
riuber reden zu wollen, wenn die Menschen in Hartz
IV kommen, wie schlecht das alles ist. Wir miissen
doch vielmehr dariber reden, wie wir es schaffen,
dass die Leute in Beschaftigung sind, und es schaf-
fen, dass die Leute, die arbeitslos sind, dann auch eine
Perspektive auf einen Arbeitsplatz haben. Das hat mir
in Threr Rede zum Thema Offshore komplett gefehlt!

Sie haben da ganz viel iber Grinschnabel und was
es da so an Vogeln und Tieren gibt, geredet, das ist
alles wichtig.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Der entscheidende Punkt aber bei diesem Vorhaben
ist doch, dass wir uns naturlich in einem, Herr Sena-
tor Dr. Loske von den Griinen hat es einmal einen
klassischen Zielkonflikt genannt, befinden, den As-
pekt, auf der einen Seite Arbeitsplatze schaffen zu
wollen und auf der anderen Seite natiirlich Natur nicht
zerstoren zu wollen. Es gibt aber einfach einen Punkt,
bei dem es nicht zu vermeiden ist, dem Ziel, Arbeits-
platze und damit Beschaftigung und Lebensperspek-
tiven fiir Menschen zu haben, dadurch nahe zu kom-
men, dass man eben Natur zerstoren muss. Das, was
zerstort wird, wird dann entsprechend kompensiert.
Das kann man auf der Luneplate tibrigens gut beo-
bachten!

Ich finde, dass das Thema Offshore-Windenergie,
bei dem es namlich gerade darum geht, regenera-
tive Energien auszubauen — auch das, Herr Kollege
Miiller, missen Sie irgendwann einmal zur Kennt-
nis nehmen —, also, saubere Energie auszubauen und

durch den Ausbau dieser sauberen Energie dann auch
noch Arbeitsplatze zu schaffen, ein riesiges Pfund fur
Bremerhaven ist. Ich finde, dass man das nicht immer
auf die Art und Weise, wie Sie es hier machen, zer-
reden sollte und nur tiber die vermeintliche Zersto-
rung, die dadurch angerichtet wird, redet, sondern dass
man daruber sprechen sollte, welche Chancen es gibt.
Das haben hier sonst alle gemacht, und die Partei,
die sonst immer so tut, als wirde sie sich hier fiir Arbeit
einsetzen, ich habe das Gefiihl, die setzt sich fiir was
auch immer ein, aber fiir Arbeit setzt sie sich auf je-
den Fall in diesem Haus nicht ein, jedenfalls Sie nicht,
Herr Miiller! — Ich danke fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster erhalt das Wort
der Abgeordnete Mohle.

Abg. Mohle (parteilos) *): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich halte es fur einen
sehr groBen Fortschritt, dass der Staatsvertrag nun-
mehr abgeschlossen werden kann. Ich wirde emp-
fehlen, ihn anzunehmen, und ich wirde empfehlen,
auch der FDP, nicht an jeder Stelle herumzumaékeln,
weil es an dieser Stelle iberhaupt nichts zu makeln
gibt.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wir haben grofle Chancen und gro3e Moglichkei-
ten, aber eines will ich IThnen auch sagen: Jede Ma§3-
nahme auf der Luneplate wird mit Sicherheit natur-
schutzrechtlich ordentlich abgepruft werden miissen.
Da wird man nicht sagen kénnen: Bagger Hurra, wir
fangen einmal an. Das wird niemand so machen, son-
dern wir werden sehr sorgfaltig darauf achten mus-
sen, dass all das, was an Prifungen notwendig ist —
europdische Richtlinien sind da tibrigens auch betrof-
fen —, ordnungsgemaB abgearbeitet wird, und dann
kann man dort mit Sicherheit auch irgendwann Ge-
werbe ansiedeln und bauen.

Was mich hier nach vorn treibt, ist eigentlich, noch
einmal einen Hinweis zu nennen, der bis jetzt noch
nicht gefallen ist: Ich glaube, dass es eine bestimm-
te Notwendigkeit gibt, gerade angesichts des Booms
in der Windenergie, dass sie sich auch finanziell an
den ErschlieBungskosten beteiligen muss. Die Zei-
ten, in denen man einfach nur noch eine Forderung
fir Windenergie betreiben konnte, damit eine Indus-
trie in Gang kommt, sind meiner Meinung nach ein
Stuck weit vorbei, weil es der Branche so gut geht,
dass sie meiner Auffassung nach eben ihren Anteil
an den Infrastrukturkosten auch selbststandig uiber-
nehmen muss, dariiber sollte man hier im Haus je-
denfalls nachdenken. Die ErschlieBungskosten, ge-

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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rade fur die Luneplate, sind eben nicht besonders bil-
lig, das wird eine Menge Geld kosten, und ich ware
froh, wenn da privates Engagement zu akquirieren
ware. — Vielen Dank fir Thre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Bodeker.

Abg. Bodeker (CDU)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Nur zwei ganz kurze Anmerkun-
gen: Zu den ganzen Gebietsflachen gehoren die Au-
Bendeichflachen nicht, die bleiben in niedersachsi-
scher Hoheit. Das andere ist, Herr Miiller, es hat mich
nun doch schon ziemlich erschreckt, und ich muss Sie
ja nun auch alle sechs Wochen in der Stadtverord-
netenversammlung ertragen,

(Heiterkeit bei der CDU und bei der SPD —
Abg. Frau Troed el [DIE LINKE]: Das
beruht auf Gegenseitigkeit!)

aber was Sie hier gerade erklart haben, das muss man
sich einmal deutlich vor Augen fiihren, denn Sie ha-
ben hier und heute erklart, dass Sie gegen CT 4, gegen
den Hafenausbau sind, denn wenn Sie nicht dage-
gen waren, wurden Sie ja nicht ein Restaurant in die
Diskussion einfiihren, das dort die Sicht verloren hat.
Im Gegensatz zu Ihnen war der Restaurantinhaber
aber zumindest flexibler, der hat sein Restaurant nam-
lich jetzt in ,Hafenblick” umgetauft!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Miller.

Abg. Miiller (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Guldner, DIE LINKE setzt sich nattirlich dafir ein,
zusatzlich Arbeitsplatze zu schaffen,

(Abg. Gunthner [SPD]: Abernichtim
Hafen!)

Herr Gunthner, DIE LINKE ist schon friher auch ge-
gen den Bau von CT 4 gewesen,

(Abg. Ginthner [SPD]: Dagab es die

dochnoch garnicht! -Abg. Willmann

[Bundnis 90/Die Grunen]: Da gab es DIE
LINKE noch gar nicht! 1993!)

eben aufgrund der Tatsache, dass sie extremste — —.
Das ist richtig, wir hieBen zu dieser Zeit noch anders.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Schon damals hatten wir darauf hingewiesen, dass
der Bau des CT 4 extremste Umweltzerstorungen als
Folge haben wird. Diese haben wir heute realisiert,
Herr Guldner, und wir haben auch realisiert, dass wir
uber die Weltwirtschaftskrise nun erhebliche Proble-
me mit den von IThnen so angepriesenen Arbeitsplat-
zen haben. Weitaus wichtiger ware es aus meiner Sicht
gewesen, das Geld, das wir in den Bau des CT 4 hi-
neingesteckt haben, fur die kleinen und mittleren Un-
ternehmen eingesetzt hatten, in deren Infrastruktu-
ren. Denn dort sind die wichtigen und nachhaltigen
Arbeitsplatze, da sind die Steuerzahler, und da ist die
Mehrzahl der Ausbildungsplatze zu finden. Herr
Gildner, fragen Sie im Hafen einmal ganz genau nach,
wie viele Ausbildungsplétze da wirklich sind! Thre Au-
Berungen finde ich schon ziemlich heftig.

Die Windenergie wird nattirlich auch von uns als po-
sitiv angesehen, weil es der Weg heraus aus der Kern-
energie ist. Esist der Weg heraus aus den Kohlekraft-
werken, aber, Herr Guldner, wenn Sie dann aber
gleichsetzen, dass DIE LINKE dann auch dafir sein
soll, dass wieder erhebliche Umweltzerstorung ver-
ursacht wird durch den Bau eines Offshore-Hafens,
im Stiden Bremerhavens, dann stehen Sie alleine da.
Ich will auch klarstellen, dass wir hier nicht tiber Hun-
derte von Arbeitspldatzen reden, wir reden hier von
lediglich 40 Arbeitsplatzen, die eventuell ——.

(Zurufe von der SPD und vom Biindnis 90/
Die Grinen)

Herr Guldner, es ist ein Papier veroffentlicht worden,
in dem an die 40 Arbeitsplatze avisiert wurden, und
hierfiir setzen Sie sich ein, und dafiir wollen Sie ein
Naturschutzgebiet vernichten. Wir haben hier die
Moglichkeit, einen Ausgleich zur Umweltzerstorung
zu schaffen, und Sie wollen diesen wieder tiber eine
Writschaftsansiedlung kaputt machen! - Vielen Dank
fur IThre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr
geehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Normalerweise beschranke ich mich ja
ganz gern auf einen Redebeitrag, aber das hat mich
dann doch nach vorn gebracht. Erstens mochte ich
klarstellen, dass mein Fraktionsvorsitzender immer
noch Dr. Guldner ist und der Kollege in der SPD Herr
Gunthner ist, das ist mir personlich ein Anliegen.

(Heiterkeit und Beifall beim Buindnis 90/
Die Grinen)

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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Zweitens mochte ich Sie einmal fragen, in welcher
Nachfolgetradition oder Nachfolgeorganisation Sie
sich denn verorten, wenn Sie davon sprechen, dass
sich DIE LINKE schon immer seit Beginn der Planung
um den CT 4 gegen den CT 4 ausgesprochen hat
und an der Spitze der Bewegung durch die Stadt Bre-
merhaven und das Umland gelaufen ist! Das, Herr
Miiller, konnen Sie den Menschen vor diesem Mikro-
fon auf der anderen Seite nicht erklaren. Das begann
1993, da wusste DIE LINKE noch nicht, wie sie sich
schreiben soll, und es gab dann sicherlich schon ——.

(Abg. Woltem ath [FDP]: Das weil sie
heute auch noch nicht!)

Wenn Sie das sagen, Herr Woltemath, will ich nicht
widersprechen.

Sie stellen sich hier hin, Herr Muller, und sagen, Sie
wollen in den grunen Energien Arbeitsplatze schaf-
fen. Sie verkennen, dass wir in der Offshore-Bran-
che im studlichen Fischereihafen im letzten Jahr fast
400 Arbeitsplatze auf kleinstem Raum geschaffen ha-
ben, wenn Sie sich die Mihe machen, sich die Fla-
chen dort anzuschauen. Noch enger konnen diese
gigantischen Teile nicht gefertigt werden.

Sie verkennen auch, dass Sie, wenn Sie Arbeits-
platze schaffen und Ansiedlungen im Offshore-Be-
reich haben wollen, auch Raum zur Verfigung stel-
len mussen. Die Offshore-Windenergiebranche ist eine
der Branchen, die wirklich Flachen braucht. Es gibt
keine Anfragen nach ein bis zwei Hektar, sondern
nach 10, 15, 30 oder 50 Hektar, weil all das, was dort
vorproduziert wird, groB ist und nur zu bestimmten
Zeiten montiert werden kann und vorgelagert wer-
den muss. Sie konnen nicht einen Turm produzieren
und diesen Turm in den Herbststiirmen nach drau3en
bringen. Das geht nur in den ruhigen Zeiten.

Wenn Sie hier erzahlen, dass wir 200 Hektar Ge-
werbeerwartungsflachen darauf vorbereiten, 40 wei-
tere Arbeitsplatze einzustellen, dann haben Sie erstens
die Vorlage nicht gelesen, denn Sie folgen den Aus-
fuhrungen auch in der Wirtschaftsdeputation nicht,
und zweitens nehmen Sie schlicht nicht zur Kennt-
nis, dass hier bis zu 2 000 weitere Arbeitsplatze ge-
schaffen werden sollen. Ich bitte Sie, da auch ehrlich
zu bleiben, auch wenn Sie gern auf die Seite, ich weill
nicht, der Verlorenen oder der Hilfesuchenden ren-
nen, auch das tun wir gern hin und wieder, aber wir
versuchen, ehrlich zu bleiben. Wir versuchen, uns
nicht irgendwie herauszureden. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Gunthner.

Abg. Gunthner (SPD)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

finde, manchmal muss man Feste feiern, wie sie fal-
len, Herr Miller, und ich finde, das ist schon beein-
druckend, was Sie hier vorgefihrt haben. Sich hier
vorn hinzustellen und zu erklaren, der CT 4 ware eine
Fehlinvestition,

(Abg. M iller [DIELINKE]: Nennen Sie
doch Zahlen!)

sich hier vorn hinzustellen und zu erklaren, die Hand-
voll Arbeitsplatze im Hafen und die paar Ausbildungs-
platze im Hafen! In welcher Welt leben Sie eigent-
lich?

(Zuruf des Abg. Kastendiek [CDUJ)

Nein, da wirde man dem Kollegen Manfred Schramm
sehr nahetreten. Der hat wenigstens gewusst, dass
es da ordentliche Arbeitsplatze gibt. Wir reden im
Hafen- und Logistikbereich im Bereich Bremen und
Bremerhaven tiber 120 000 Arbeitsplatze, die direkt
und indirekt davon abhangig sind. Es geht um Exis-
tenzen, liber die wir hier reden. Da kann man sich,
finde ich, hier nicht so locker hinstellen und das mit
so einer Handbewegung nach dem Motto, die paar
Arbeitsplatze abtun. Fiur welche Partei sprechen Sie
hier eigentlich?

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Hartz IV fur alle!)

Ich verstehe irgendwie die Welt nicht mehr. Wol-
len wir Arbeit schaffen, wollen wir Perspektiven fur
die Menschen schaffen, wollen wir sie aus der Ar-
beitslosigkeit herausholen? Die Misere beim GHB ist
doch im Moment gerade die, dass viele jetzt von Ar-
beitslosigkeit bedroht sind, die wir erst gerade aus
der Arbeitslosigkeit wieder durch die MaBnahmen
herausgeholt haben, die wir im Hafen ergriffen ha-
ben.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wenn Sie sich anschauen, was an Beschaftigung
geschaffen worden ist, gerade bei Firmen im Hafen
wie Eurogate, BLG und NTB, und wenn Sie sich
anschauen, dass dort Frauen, Langzeitarbeitslose,
zu Briickenfahrerinnen qualifiziert, zu Van-Carrier-
Fahrerinnen qualifiziert worden sind, da kann man
sich doch nicht hinstellen und sagen, Fehlinvestiti-
on CT 4, da ist nichts passiert im Hafen, da gibt es
keine Arbeitsplatze! Ich frage mich wirklich an der
Stelle, in was fur einer Welt Sie leben. Vielleicht sollte
der Hafensenator Sie einfach einmal mitnehmen, Ih-
nen vor Ort zeigen, was da an Beschaftigung trotz
Krise noch ist. Vielleicht informieren Sie sich einfach
einmal bei den Firmen vor Ort, was dort an Beschaf-
tigung gelaufen ist! Ich finde, langsam muss man sich
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diese Debatten hier wirklich nicht mehr antun, Herr
Kollege Miiller!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Senator Nagel.

Senator Nagel: Sehr geehrter Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Gunthner,
was mache ich jetzt mit diesem steilen Vorschlag, den
Sie da eben gebracht haben? Mit Herrn Muller durch
den Hafen schlendern?

Das ist ein guter Tag fur das Land Bremen. Das Land
wird groBer, und es war auch erklarter Wille des Se-
nats, dass das Wachstum des Landes Bremen tiber
ein Wachstum von Bremerhaven stattfindet.

Herr Gunthner, Sie hatten gesagt, das sei einer der
wenigen Falle, in denen friedlich eine Erweiterung
eines Landes stattfinden kann. Das konnte das Miss-
verstandnis auslosen, dass es unfriedliche Alterna-
tiven gegeben hatte. Da man uns in Bremerhaven ja
viel zutraut und der Oberblrgermeister iiber eine
Ortspolizei verfugt: Wir wollten es von Anfang an nur
friedlich, und nattiirlich waren einige Diskussionen,
Herr Bodeker, Sie sind darauf eingegangen, mit den
Nachbarn im Umland zu fithren.

Dieser Staatsvertrag schafft Raum fiir Entwicklung,
und zwar mindestens in doppelter Hinsicht, Raum fur
6konomische Entwicklung und auch Raum fur éko-
logische Entwicklung. Jeder, der die Luneplate kennt
und haufiger dort einmal spazieren geht oder mit dem
Fahrrad fahrt, der sieht, was fir hochwertige 6kolo-
gische Flachen im europaischen MaBstab dort ent-
stehen. Die Aufgabe, die besteht, ist, diesen Raum
jetzt zu fullen und zu erschliefen, das ist, glaube ich,
eine dhnlich ambitionierte Aufgabe wie damals das
Carl-Schurz-Gelande, das ja auch ein groB3es Gelande
war, allerdings mit Altlasten. Nun stellen sich bei der
Luneplate einige andere Themen, aber das ist die
Dimension, und es ist gut, dass wir dieses Problem
haben, Raum zur Verfliigung, den wir jetzt nutzen
wollen.

In Richtung der LINKEN sage ich nur so viel: Sie
kann man links liegen lassen, weil sie die Arbeitneh-
mer links liegen lassen, deshalb will ich darauf nicht
weiter eingehen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Herr Ella, nur zu Ihrem Hinweis, Bagger hatten da
schon rollen konnen: Wie sollen wir denn planen, ein
Grundstiick beplanen, das uns gar nicht gehort? Da
hatten sich die Niedersachsen bedankt, und das hatte
das Verfahren noch deutlich verlangert.

(Zuruf des Abg. E1lla [FDP] - Abg.
Gunthner [SPD]: Das ware feind-
liche Landubernahme! - Abg. Dr.
G uldner [Bindnis 90/Die Griinen
nen|: Fast eine Kriegserklarung!)

Ein zweiter Punkt! Lieber Herr Ella, Sie fordern hier
den Senat, insbesondere den Wirtschaftssenator auf,
das Geld nun einmal zu besorgen, damit da schnell
die Bagger rollen koénnen: Also, uns in Berlin 164 Mil-
lionen Euro zu stehlen, das ist etwa so viel, wie ich
oder wir gemeinsam fiir Wirtschaft und Hafen zur Ver-
fugung haben, und hier dann dicke Backen zu ma-
chen und zu sagen, Senator, besorge einmal das Geld,
das ist ein leichter Widerspruch, zumindest in mei-
ner Wahrnehmung!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/

Die Grunen—-Abg. Dr. Guldner [Bund-

nis 90/Die Grunen]: Aber hinterher heif}t es
wieder, wir sparen nicht genug ein!)

Nachher sparen wir dann wieder nicht genug ein.

Ich will aber schon, wenn wir von Geld reden, darauf
hinweisen, dass das Land Bremen schon etwa 15,3
Millionen Euro bezahlt hat, um das moglich zu ma-
chen, das waren unter anderem auch Ausgleichszah-
lungen an die Gemeinde Loxstedt, und dass etwa 10,2
Millionen Euro - Sie haben darauf hingewiesen, Herr
Bodeker — noch zu leisten sind, davon etwa 9,7 Mil-
lionen Euro durch die Stadt Bremerhaven. Wir ha-
ben dann auf einem langen Weg nattrlich auch das
Thema Deiche und DeichunterhaltungsmaBnahmen,
also eine erhebliche Investition, die wir als Land und
als Stadt Bremerhaven leisten, um Raum fiir 6kono-
mische und 6kologische Entwicklung zu haben.

Wir sind in Bezug auf das Planen, in dem Fall sind
das Bremerhaven und Loxstedt, auch so weit, was die
ErschlieBungsstralle angeht, dass wir im Jahr 2010
das notwendige Baurecht haben, auf dem einen Zipfel,
der noch zu Niedersachsen gehort, den wir aber brau-
chen, um die ErschlieBungsstrafie bauen zu konnen,
das wird gewahrleistet. Zum Zweiten haben wir in
den Haushaltsentwurf 2010/2011 gut acht Millionen
Euro eingestellt, um die duBlere Erschliefung der Lu-
neplate und den Anschluss zwischen Luneort und
Luneplate und der A 27 herzustellen. Das ist eine enor-
me Kraftanstrengung, wenn man einmal einen rea-
listischen Blick auf unsere finanziellen Moglichkei-
ten legt!

Zu dem Thema Offshore-Plattform nur so viel: Dass
jetzt verschiedene Alternativen diskutiert werden, liegt
auch schlicht daran, dass wir von der planungsrecht-
lichen Seite her gezwungen sind, alle Alternativen
durchzuprifen. Wenn dann eben die eine oder an-
dere in der Offentlichkeit einmal prominent, warum
auch immer, platziert wird, muss man das in Kauf neh-
men.

(D)
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Nein, wir sind verpflichtet, alle Alternativen zu pru-
fen, um das, was gewtiinscht ist, was wir wollen, mog-
lich zu machen. Es bleibt das zentrale Planungsziel,
dass der Anschluss, dass die Luneplate an seeschiff-
tiefes Wasser angeschlossen werden kann, weil das
eine wichtige Voraussetzung ist, um dieses Gebiet
so zu entwickeln, wie es hier auch mehrfach beschrie-
ben worden ist. Ein guter Tag fiir das Land Bremen,
ein guter Tag fiir Bremerhaven, ich danke fur die Un-
terstiitzung, und ich hoffe auf weitere Unterstiitzung,
wenn es darum geht, diesen Brocken dann mit Le-
ben zu erfullen und die Arbeitsplatze dorthin zu brin-
gen, die wir dringend brauchen! — Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizepradsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen iiber die Anderung der gemeinsamen Landes-
grenze vom 5. Mai 2009 und zu dessen Ausfihrung,
Drucksache 17/950, in erster Lesung beschliefen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, bevor ich die Tages-
ordnungspunktel4 und 15 aufrufe, mochte ich Ihnen
sagen, dass uns heute Morgen bei der Eroffnung der
Sitzung ein kleiner Fehler unterlaufen ist. Ich mochte
ihn aber jetzt korrigieren. Wir haben ein Geburtstags-
kind unter uns. Frau Schmidtke, herzlichen Glick-
wunsch zum Geburtstag, Sie haben ja noch ein paar
Stunden Geburtstag, darum kommt er heute umso
herzlicher vom Haus!

(Beifall)

16. Bericht der Bremischen Zentralstelle fiir die

Verwirklichung der Gleichberechtigung der

Frau iiber deren Tatigkeit vom 1. Januar 2006
bis 31. Dezember 2007

Mitteilung des Senats vom 14. April 2009
(Drucksache 17/748)

Wir verbinden hiermit:

Bericht und Antrag des Ausschusses fiir die Gleich-
stellung der Frau zum 16. Bericht der Bremischen
Zentralstelle fiir die Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung der Frau iiber deren Tatigkeit vom 1. Ja-
nuar 2006 bis 31. Dezember 2007 (Mitteilung des Se-
nats vom 14. April 2009, Drucksache 17/748)
vom 27. August 2009

(Drucksache 17/909)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkotter, ihr beigeordnet Frau Hauffe.

Meine Damen und Herren, der 16. Bericht der
Bremischen Zentralstelle fur die Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frau tiber deren Tatigkeit
vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezember 2007 vom 14.
April 2009, Drucksache 17/748, ist von der Birger-
schaft (Landtag) in ihrer 42. Sitzung am 29. April 2009
an den Ausschuss fur die Gleichberechtigung der Frau
uberwiesen worden. Dieser Ausschuss legt mit der
Drucksachen-Nummer 17/909 seinen Bericht und An-
trag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort als Berichterstat-
terin Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer, Berichterstatterin*):
Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Bericht, den die Bremische Zentralstelle fiir die Ver-
wirklichung der Gleichberechtigung der Frauen, ZGF,
uns vorgelegt hat, und Sie alle haben diesen Bericht
auch, ist wieder sehr umfangreich. Ich fange einmal
von hinten an: In diesem Bericht ist eine grof3e Liste
aufgefihrt von Verbanden, Institutionen, mit denen
die ZGF zusammenarbeitet. Das zeigt auch deutlich,
wie wichtig die ZGF fur die Vernetzung von Frau-
eninitiativen und Frauenverbanden in unserem Land
ist.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Nicht dass jeder Arbeitskreis von einer der Kollegin-
nen geleitet wird, sie stehen aber — und das ist vor
allem wichtig — mit Rat und Tat jederzeit zur Verfu-
gung, wenn dies notwendig und gewtnscht ist. Die
ZGF ist —und das belegt dieser Bericht wieder einmal
— eine verlassliche, besser gesagt, die verlassliche
Kontakt- und Koordinierungsstelle frauenpolitischer
Belange in unserem Land.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Der Bericht und die Stellungnahme des Gleichstel-
lungsausschusses liegen Ihnen ebenfalls vor, und des-
wegen erlauben Sie mir, hier nur einige Anmerkun-
gen fur den Ausschuss zu machen und unsere Win-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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sche an die ZGF hier darzustellen! Die bisherigen Ar-
beitsschwerpunkte der ZGF in den zurtickliegenden
Jahren waren uberaus vielfaltig. Sie haben fast alle
Bereiche der gesellschaftlichen Betatigungen abge-
bildet, bis auf zwei Bereiche. Das sind zwei Punkte,
da wirden wir die ZGF bitten, in Zukunft ihre Schwer-
punkte auch einmal ein bisschen darauf zu fokussie-
ren. Das sind die Bereiche Sport und Tourismus.

Die Notwendigkeit, sich vor allem mit dem The-
ma Tourismus aus frauenpolitischer Sicht zu beschaf-
tigen, liegt auf der Hand. Wenn Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Deputationsvorlage zum Tou-
rismuskonzept gelesen haben, ist Thnen sicherlich ein
Punkt unter der Rubrik Gender-Priifung aufgefallen,
und dort steht: Keine Gender-Relevanz! Hier findet
die ZGF aus unserer Sicht also auch noch ein groies
Betatigungsfeld, gerade dem Ressort die Augen zu
offnen, denn Tourismus und Gender gehéren zusam-
men. Ich denke, gerade der Tourismus ist fiir Bremen
ein ganz wichtiger Wirtschaftsfaktor, und von daher
ist es wichtig, dass unsere Aktivitaten als Bremen ge-
rade hier auf die Zielgruppen gerichtet sind, um auch
eine erfolgreiche Tourismusforderung aus bremischer
Sicht zu leisten.

(Beifall bei der SPD)

Der Bericht ist ziemlich umfangreich, und wir ha-
ben schon das letzte Mal die Bitte an die ZGF geau-
Bert, den Bericht etwas kiirzer und knapper zu fas-
sen, Frau Hauffe weil} es. Dann hat vielleicht der eine
Kollege oder die andere Kollegin auch noch einmal
ein bisschen mehr Lust, in diesem Bericht zu blattern,
wenn er ein bisschen uibersichtlicher gestaltet ist.

Das waren soweit die Anmerkungen vonseiten des
Ausschusses. Wir freuen uns auf die weitere Zusam-
menarbeit mit der ZGF und lassen uns noch weiter
uberraschen, was dort noch fiir Aktionen geplant sind.
— Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (DIE LINKE): Herr Prasident,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Im Namen meiner Fraktion, der LINKEN,
mochte ich mich bei den Kolleginnen der Bremischen
Zentralstelle fiir die Verwirklichung der Gleichberech-
tigung der Frau fur ihre Arbeit und ihren unermiud-
lichen Einsatz bedanken.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit Threm Einverstandnis werde ich zukunftig ZGF
sagen. Durch dieses Engagement konnte in Bremen
etliches bewegt und verandert werden. Viele Anre-

gungen und Initiativen sind in den zurtickliegenden
Jahren von den Kolleginnen der ZGF ausgegangen.
Durch Beratungen, Veranstaltungen und aktive Be-
teiligung in verschiedenen Bereichen hat sich Gen-
der-Orientierung verstetigt und zum Teil verfestigt,
noch nicht zu unserer ganzlichen Freude, aber ich
denke, in Zukunft werden wir uns noch mit dem The-
ma Gender und Verwaltung auseinandersetzen mus-
sen.

Die Kolleginnen der ZGF haben immer wieder auf
Benachteiligungen von Frauen aufmerksam gemacht,
und sie haben in diesem Bereich viel erreicht. Hier
mochte ich vor allem darauf hinweisen, dass durch
die Intervention der Frauenbeauftragten die Schlie-
Bung von BB-MeZ - BB-MeZ bedeutet Betreuung und
Beratung fiir von Menschenhandel und Zwangspro-
stitution betroffene Frauen - verhindert werden konn-
te. Dass die finanzielle und personelle Ausstattung
solcher Initiativen in Bremen generell unzureichend
ist, soll hier von mir nicht unerwahnt bleiben. Initia-
tiven fur Frauen in Arbeit und Wirtschaft, darunter
vielseitige Unterstutzung von Existenzgrundungen,
Durchsetzung von Frauenférderplanen und Schnup-
perstudium von Madchen an der Hochschule im
MINT-Bereich, seien beispielhaft erwahnt. Die Schaf-
fung neuer Arbeitsplatze fir Frauen, allein 30 im IT-
Bereich, belegen erste Erfolge.

In unterschiedlichen Veranstaltungen, durch Schaf-
fung von interdisziplinaren Arbeitskreisen und Be-
ratungsangeboten im Gesundheitsbereich wurden
brisante Themen aufgegriffen. Exemplarisch sei das
Forum genannt, das sich mit den hohen Zahlen von
Kaiserschnittgeburten befasst hat. Hier konnten auf
einer Arbeitstagung Ursachen ermittelt, Konsequen-
zen gezogen und Handlungsmoglichkeiten vorbereitet
werden. An einem weiteren Forum , Frauen und Ge-
sundheit”, das bereits 2005 in Bremerhaven gegriindet
wurde, nahmen tiber 30 Frauen aus verschiedenen
Institutionen regelmaBig teil. Einsparungen der 6f-
fentlichen Vorsorge, zulasten besonders der Frauen,
sind immer wieder Thema der Frauenbeauftragten.

Jetzt kommen wir zu den Problemlagen, die der
Bericht in aller Deutlichkeit klarmacht: hausliche
Gewalt. Jede dritte Frau in Deutschland hat Gewalt-
erfahrungen in einer Beziehung machen mussen. Hier
bedarf es besonderer Aufmerksamkeit und Verande-
rung des gesellschaftlichen Bewusstseins. Gewalt ge-
gen Frauen muss endlich gesellschaftlich geachtet
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber dieses Thema werden wir in der November-
Sitzung der Bremische Burgerschaft intensiv behan-
deln und gemeinsam diskutieren.

Es gibt einige Probleme im Land Bremen, speziell
in Bremerhaven, die die Arbeit der Frauenbeauftrag-
ten erschweren. Ein uneinsichtiger Magistrat ist ge-
nauso zu benennen wie eine unklare Gesetzeslage
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zur Freistellung fir die Frauenbeauftragten. Beides
kann und muss unmittelbar verbessert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit der Privatisierung der Jugendfreizeitheime
wurden Projekte zur Entwicklung in IT-Kompetenz
fur Madchen nicht weitergefiuhrt. Auch das konnte
mit entsprechendem politischem Willen rickgangig
gemacht werden. Wesentlich schwieriger verhalt es
sich im 6konomischen und gesellschaftlichen Bereich.
Doch auch hier hat die Politik Moéglichkeiten, Ver-
anderungsprozesse zu erwirken, denn immer mehr
Frauen arbeiten und verdienen immer weniger. Des-
halb fordern wir den Mindestlohn, und wir fordern
geschlechtsunabhangige Lohne und Gehalter. Glei-
che, gleichwertige Arbeit — gleiches Geld!

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Bestrebungen, Frauen mit Brustkrebserkrankun-
gen nur noch ausschlieBlich durch Ehrenamtliche zu
betreuen, wurden von der Zentralstelle vehement
abgelehnt. Das ist die richtige Richtung, denn dahinter
verbirgt sich die gesellschaftliche und politische Er-
wartung, dass Frauen vermehrt ehrenamtliche Arbeit
ubernehmen sollen. Diese unbezahlte Arbeit wird von
ihnen haufig ibernommen, weil sie die Einschatzung
von sozialen Notwendigkeiten verinnerlicht haben.
Wir wissen, Frauen sind durch die Erziehungsarbeit
deutlich vom Arbeitsmarkt abgekoppelt, deshalb for-
dern wir den Ausbau von Kinderkrippen, Horten und
Ganztagsschulen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die hausliche Pflege von kranken und dlteren An-
gehorigen ist Frauensache, immer noch und immer
zunehmend. Auch das vermindert ihre Berufschan-
cen ganz erheblich. Deshalb muss es staatliche Ent-
lastungen und spezifische berufliche Weiterbildungs-
moglichkeiten fir pflegende Angehorige geben.

(Beifall bei der LINKEN)

In typischen Frauenberufen wird generell fur hohe
Leistung schlecht bezahlt, wie in der Altenpflege und
im Erzieherinnenbereich. Deshalb mussen in den Ta-
rifverhandlungen des offentlichen Dienstes endlich
auch diese Leistungen entsprechende finanzielle An-
erkennung finden. Durch die Bestimmung von Be-
darfsgemeinschaften in den Hartz-IV-Gesetzen ge-
raten vor allem Frauen in eine vollige finanzielle Ab-
hangigkeit in ihrer Partnerschaft. Durch diese Bestim-
mungen sind Frauen von WeiterbildungsmafBnahmen
der Arbeitsagenturen ausgeschlossen. Deshalb for-
dern wir: Hartz IV muss weg!

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt also noch viel Arbeit fur uns und die Kol-
leginnen der ZGF. Ich appelliere an die Burgerschaft
und den Senat, die Kolleginnen, uns alle in unserem
Anliegen entsprechend ausreichend zu unterstiitzen.
—Ich danke fir die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Motschmann.

Abg. Frau Motschmann (CDU): Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn frau-
enpolitische Themen diskutiert werden, setzt hier in
der Burgerschaft oft eine Massenflucht ein, das kann
ich nicht akzeptieren, und zwar bei keiner Fraktion!

(Abg.Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/

Die Grunen]: Bei Ihrer Fraktion! - Abg. Dr.

Giuldner [Bundnis 90/Die Griinen]: Aber
nicht die Anwesenden beschimpfen!)

Nein, Herr Dr. Giildner, das ist wie in der Kirche.

Der erste Satz des 16. Berichts der ZGF hat mich
schon nachdenklich gestimmt. Der erste Satz lautet:
»In den Berichtsjahren 2006 und 2007 hat die Bre-
mische Zentralstelle fir die Verwirklichung der Gleich-
berechtigung der Frau gemal ihrem gesetzlichen
Auftrag an der Durchsetzung von Gleichberechtigung
und Gleichstellung mitgewirkt.” Das heil}t, dass es
in Bremen noch immer keine Selbstverstandlichkeit
ist, dass es eine Gleichstellung und eine Gleichbe-
rechtigung von Frauen gibt, und das — mit Verlaub —
finde ich schlimm. Der Bundestag hat immerhin 1957
ein Gesetz zur Gleichberechtigung von Mann und
Frau beschlossen, 1958 ist es in Kraft getreten.
Eigentlich hatte man in 50 Jahren etwas weiter sein
konnen, das wdare so meine Position.

Zur Durchsetzung einer Selbstverstandlichkeit
brauchen wir also einen gesetzlichen Auftrag und eine
Gleichstellungsstelle. Um Missverstandnissen vorzu-
beugen, ich bin sehr froh, dass wir diese Stelle ha-
ben, und ich danke an dieser Stelle Ulrike Hauffe fiir
ihre engagierte Arbeit.

(Beifall)

Dass wir diese gesetzlich verankerte Aufgabe und
diese Stelle uberhaupt brauchen — und darauf mochte
ich Thren Blick lenken —, ist jedoch eigentlich ein
Skandal. Im 21. Jahrhundert klappt es mit der Gleich-
stellung noch immer nicht, und in Bremen klappt es
leider an einigen Stellen besonders schlecht. Dartiber
gibt der Bericht Auskunft, und ich mochte mich auch
auf die kritischen Punkte beziehen, weil wir nur sehr
wenig Zeit haben.

Fur erwerbslose Frauen entstehen Nachteile durch
Hartz IV, wir haben es soeben gehort. Durch die Be-
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darfsgemeinschaften beziehen sie Leistungen tuber
ihren Mann, das bedeutet eine neue Abhédngigkeit,
das bedeutet Ausschluss aus einem eigenstandigen
Leistungsbezug, und das bedeutet zunachst Verlust
auf den Anspruch auf Wiedereingliederung. Die starke
Konzentration auf die sogenannten Ein-Euro-Jobs tat
im Berichtszeitraum ein Ubriges, um Frauen einen
adaquaten Zugang zum Arbeitsmarkt zu verwehren.
Das ist eine ganz traurige Entwicklung.

Daran hat leider auch die Beschaftigungsforde-
rungspolitik des Landes nichts geandert, obwohl das
Beschaftigungspolitische Aktionsprogramm ab 2007
erstmals einen Unterfonds enthalt, der explizit die Be-
teiligung von Frauen am Arbeitsmarkt zum Ziel hat.
Das Ziel, arbeitslose Frauen am Arbeitsmarkt zu be-
teiligen, wird in einem Unterfonds geregelt. Ich mochte
einfach darauf aufmerksam machen, dass es nicht sein
kann, dies in einem Unterfonds zu regeln.

Das Ziel, Frauen an den Forderprogrammen ge-
messen an ihrem prozentualen Arbeitslosenanteil zu
beteiligen, ist nicht erreicht, und zwar hier in Bremen
nicht erreicht. Deshalb sage ich ganz klar, wenn Rot-
Grin in Bremen selbst Forderprogramme aufstellt,
sie aber nicht ausfiillt und sie nicht ernst nimmt und
gleichzeitig Schwarz-Gelb in Berlin soziale Kalte vor-
wirft, kann das nicht sein! Den Vorwurf missen Sie
sich gefallen lassen, Frau Busch! Man kann nicht mit
zweierlei Mall messen, in Berlin die soziale Kalte an-
mahnen und sie in Bremen selbst nicht beenden kon-
nen. Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen
werfen!

(Abg. Frau Bus ch [SPD]meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Das gilt auch fur das nachste Thema, namlich Frau-
enforderung im o6ffentlichen Dienst. Im Bericht heil3t
es dazu, ich zitiere: , Die Frauenforderung im offent-
lichen Dienst ist nach wie vor eines der zentralen
Handlungsfelder der Gleichstellungsstelle.”

(Glocke)

Im Augenblick nicht, Frau Busch, weil ich nur funf
Minuten habe, sonst gern!

Eine solche AuBerung ist einfach blamabel. Ich kann
der SPD, die seit 60 Jahren in Bremen regiert, den
Vorwurf nicht ersparen, und trotzdem haben wir die-
sen Befund, das kann doch nicht wahr sein!

Ein gesteigerter Frauenanteil bei der Besetzung von
Aufsichtsratsposten wird uns gemeldet —immerhin,
man ist gertuhrt —, und dann kommt es: , Ansonsten
sind Frauen in Leitungspositionen im o6ffentlichen
Dienst nach wie vor unterreprasentiert.” Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, dies ist nicht der erste Gleich-
stellungsbericht, der uns vorliegt, es ist der sechzehnte!
Sechzehnmal steht dieser Satz in diesen Berichten,

die jeweils einen Zweijahreszeitraum umfassen. Kaum
oder wenig Fortschritte —ich mochte Sie auch gleich
benennen —in 32 Jahren, das, finde ich, ist eine trau-
rige Bilanz fur diejenigen, die hier seit 60 Jahren re-
gieren.

Wir haben immerhin eine Frau an der Spitze der
Landesmedienanstalt, eine Frau als Prasidentin des
Landesrechnungshofs und einige wenige Abteilungs-
leiterinnen im letzten Jahr gewonnen, das ist we-
nigstens ein Fortschritt.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die

Grunen und bei der LINKEN-Abg. Frau

Troedel [DIE LINKE]: Eine Frau im Staats-

gerichtshof, eine Frau ist Landesdatenschutz-
beauftragte!)

Danke! Trotzdem geht die Gleichstellungspolitik in
Bremen im Schneckentempo voran.

(Glocke)

Die Redezeit ist schon zu Ende, das ist gemein, weil
ichnoch lange nicht am Ende bin. Das kann auch nicht
sein, Herr Prasident, ich habe noch nicht so lange
gesprochen.

Aber gut, dann komme ich zum Schluss und sage,
der Senat muss mit gutem Beispiel vorangehen, und
wenn der Senat in der Gleichstellungspolitik, in der
Beforderungspolitik, in der Einstellung von Frauen
in Spitzenfunktionen und anderen Funktionen nicht
mit gutem Beispiel vorangeht, diurfen wir uns nicht
wundern, wenn die Gesellschaften und die freie Wirt-
schaft nicht besser sind. Das Vorbild ist entscheidend,
darauf weist im Ubrigen auch der Bericht hin.

Insofern kann ich nur sagen, es kann nur besser
werden. Wir konnen uns diesen Bericht aber fast auf
Wiedervorlage legen, denn in zwei Jahren, fliirchte
ich, konnen wir die gleichen Satze wieder lesen, und
ich finde, das ist eigentlich beschamend fiir ein Land
wie Bremen, das hier an dieser Stelle weiter sein
konnte. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Mollenstadt.

Abg. Dr. Mollenstadt (FDP)*): Herr Prasident, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich mochte es kurz
machen, obwohl uns ja wieder einmal ein umfangli-
cher Bericht zur Diskussion vorgelegt worden ist. Auch
ich mochte mich dem Dank der Kolleginnen an die
Arbeit, die wahrend der vergangenen Monate in der
ZGF geleistet worden ist, anschlieBen und auch den
Appell noch einmal unterstreichen. Ich glaube, ein
Bericht ist nicht deshalb besser, weil er mehr Seiten

*) Vom Redner nicht tiberprift.

(D)
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umfasst oder mehr Statistiken ausgewertet hat, son-
dern auch die Lesbarkeit ist durchaus etwas, das zur
Lektiire und zur Akzeptanz eines solchen Berichts
beitragen kann. Insofern wiirde ich mich der Bitte an-
schlieflen, dies in Zukunft etwas starker in Betracht
zu ziehen.

Wir haben im Ausschuss ja bereits tiber diesen Be-
richt und tiber viele Einzelsachverhalte diskutiert, die
darin dargestellt sind, aber in der Debatte heute ist
noch einmal deutlich geworden, dass es vielleicht ei-
nes Stuckchens mehr bedarf als der Forderung nach
Beauftragten oder Richtlinien und Vorschriften, um
der Gleichberechtigung der Frau und einem gerechten
und guten Geschlechterverhaltnis auch wirklich zum
Ausdruck zu verhelfen und Realitat werden zu las-
sen. In diesem Sinne wirde ich die Gelegenheit gern
nutzen, auch an die Fraktionen dieses Hauses zu ap-
pellieren, durchaus einmal fiir die nachsten Jahre in
Betracht zu ziehen, ob man nicht die Schwerpunkt-
setzung, mit der wir Gleichstellungspolitik betreiben,
namlich immer nur zu schauen, was fur die einen gut
ist und fiir die anderen schlecht und wo die Frauen
sind, die besonders armen Menschen, ein Stiick weit
zu einem positiven Leitbild verandern kann.

Ich mochte ausdrucklich begriilen, im Bericht und
Antrag des Gleichstellungsausschusses ist erstmals
auch die Rede davon, dass wir auch Konzepte brau-
chen, um zum Beispiel fiir Jungen Informationen zur
Berufs- und Lebensplanung anzubieten. Nur so wird
man tatsachlich auch Rollenklischees liberwinden
konnen. Sie wissen, ich fordere seit Jahren, dass wir
nicht nur den Girls' Day anbieten, sondern auch viel-
leicht etwas anbieten, das Jungen in dieser Zeit im
Sinne eines Zukunftstags annehmen konnen.

(Beifall bei der FDP und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich fande es sehr begriilBenswert, wenn der Senat auch
in der Hinsicht aktiv werden und seine Anstrengun-
gen verstarken wirde.

Im Ubrigen — weil es in der Debatte auch schon
mehrfach angesprochen wurde, und es bietet sich ja
in dieser Zeit auch an — hat die neu ins Amt gekom-
mene Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag
eine eigenstandige Jungen- und Mannerpolitik ver-
ankert. Ich glaube, es ware auch an der Zeit, wenn
man dieses Themenfeld unter dem Gesichtspunkt von
Gleichstellungspolitik auch hier in Bremen starker in
Betracht ziehen wiirde. Ich wiirde dem Senat aus-
drucklich nahelegen, sich mit diesem Thema starker
zu beschaftigen.

(Beifall bei der FDP)

Es ist naturlich richtig, dass sich eine Zentralstelle
fur die Gleichberechtigung der Frau auch im Zeitab-
lauf andere Aufgaben setzt, und ich glaube, fur die-
ses Politikfeld gilt es, einige neue Aufgaben zu er-

schlieBen. Deshalb mochte ich hier noch einmal an-
raten, dass man tatsachlich auch regelmaBig tiber-
pruft, was man tut. Es sind viele gute Beratungsan-
gebote, sehr viele gute Publikationen entwickelt wor-
den, und die Frage, ob man das weiterhin alles zu
groBen Teilen doch aus Mitteln des Landes Bremen
bestreiten muss, mochte ich durchaus noch einmal
in den Raum stellen. Ich glaube, vieles von dem, was
dort erarbeitet worden ist, erfreut sich hoher Akzep-
tanz, kann aber in Form von Projekten oder auch in
Form der Freiwilligenarbeit, von Vereinen, die es ja
in reicher Zahl in Bremen gibt, auch gut weiterent-
wickelt werden. Ich mochte es ausdriicklich wiirdi-
gen: Zur Verwirklichung der Gleichberechtigung der
Frau tragt ja nicht nur die Zentralstelle mit ihrer Ar-
beit bei, sondern eine Vielzahl von Initiativen und eh-
renamtlichen Vereinigungen im Lande Bremen. De-
nen gilt mindestens genauso unser Dank, und an die-
ser Stelle sei denen ausdrticklich auch fiir ihre Ar-
beit gedankt, in diesem Sinne!

(Beifall bei der FDP)

Ich hoffe, dass die Anregungen, die ich in diesem
kurzen Beitrag geben konnte, auf Gehor stoflen. Ich
hoffe auch, dass wir in den nachsten Jahren gemein-
sam dazu kommen, Gleichstellungspolitik breiter zu
fassen, neue Perspektiven zu erschlieBen, nicht ste-
hen zu bleiben. Bei manchem Beitrag heute hatte ich
den Eindruck, wir sind im Zeitablauf durchaus schon
etwas fortgeschrittener, und die Diskussion im Bund
und in anderen Bundeslandern ist weitaus fortschritt-
licher als hier in Bremen. Ich hoffe, dass wir uns das,
was dort erarbeitet und an neuen Erkenntnissen ge-
wonnen wird, zu eigen machen konnen.

Auch in diesem Sinne begrufle ich ausdrucklich den
Bericht der ZGF, und wir werden dem Antrag des Aus-
schusses natiirlich auch zustimmen.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schon.

Abg. Frau Schon (Bindnis 90/Die Grunen)*): Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch ich
mochte in meinem Beitrag zuallererst Ulrike Hauffe
und ihrer ZGF einen Dank entgegenbringen. Auf
knapp 50 Seiten ist viel zusammengetragen worden,
wo es in Bremen und Bremerhaven bei der Frauen-
gleichstellung hakt, und das ist ein beachtenswertes
Werk. Ich lege hier allen ans Herz, an der einen oder
anderen Stelle einmal hineinzusehen!

Der Gleichstellungsausschuss, der sich umfassend
damit beschaftigt hat, hat in seinem Bericht drei
Schwerpunkte herausgearbeitet, zu denen der Gleich-
stellungsausschuss dann auch gleich gesagt hat, da

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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hakt es besonders, jedenfalls war es dem Ausschuss
wert, das hervorzuheben. Es handelt sich dabei um
die drei Punkte Frauen am Arbeitsmarkt, was ja auch
ein Schwerpunkt in dem Bericht selbst war, die Pro-
blematik um den Girls’' Day und die Beteiligung der
Frauenbeauftragten. Ich mochte kurz darauf einge-
hen, und zwar auch in der Reihenfolge.

Zunachst zu den Arbeitsmarktprogrammen, die der
Ausschuss sich im Hinblick darauf angesehen hat,
inwiefern die Zielzahlen der Frauenforderung erreicht
werden und inwieweit diese Programme dazu bei-
tragen, geschlechterspezifische Rollenbilder abzu-
bauen und Frauen in klassischen Mdannerberufen
Chancen zu geben. Zunachst mochte ich auch an Frau
Motschmann gerichtet, die hier so tut, als wenn uber-
haupt nichts passieren wiirde, sagen: Die rot-grine
Regierung ist seit zwei Jahren im Amt. Wir haben ein
Chancengleichheitsprogramm aufgelegt, was Sie nicht
hinbekommen haben, und wir haben all die Zielzahlen
im Beschaftigungspolitischen Aktionsprogramm er-
heblich angehoben, was Sie in der Vergangenheit
auch nicht getan haben,

(Abg. Kastendiek [CDU]: Dasistja
eine Leistung!)

und wir haben das erste Mal iiberhaupt einen Uber-
blick, wie es wirkt, was Sie in der Vergangenheit auch
nicht erreicht haben. Sie hatten zwolf Jahre Zeit
gehabt, das zu tun, das haben Sie nicht getan, also
stellen Sie sich hier nicht so populistisch hin, als wenn
Sie hier die Vorkampferin der Frauenbewegung wa-
ren, das ist ja eindeutig nicht der Fall!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Ich mochte aber auch ein paar inhaltliche Punkte
dazu nennen, weil gerade der Arbeitsmarktbereich
wichtig ist. Wir haben die Situation — und deswegen
haben wir auch das Gleichstellungsprogramm auf-
gelegt —, dass die Frauen in den technologisch ori-
entierten Berufen gegenwartig deutlich unterrepra-
sentiert sind.

(Prasident W e b e r iibernimmt wieder den
Vorsitz.)

Auch jetzt ist es so, dass nur 20 Prozent ein entspre-
chendes Studium in dem Bereich aufnehmen, und
selbst die Frauen, die das tun, haben hinterher er-
schwerte Moglichkeiten, ihre Kompetenzen auf dem
Arbeitsplatz zu verwerten, auch das miissen wir an-
gehen! Gleichzeitig haben wir die Situation, dass ein
erheblich groBer Teil — da sind Frauen uberrepra-
sentiert —in prekaren Beschaftigungsverhaltnissen ist.
Nur 34 Prozent der Frauen, um die Zahl zu nennen,
sind in sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungs-
verhaltnissen, aber dafiir 61 Prozent in Minijobs. Da
sieht man, was noch alles zu erledigen ist.

Gleichzeitig tragen alleinerziehende Frauen ein er-
hebliches Armutsrisiko. Im Land Bremen sind 9 000
alleinerziehende Frauen von erganzenden Hartz-IV-
Leistungen abhangig, das sind 95 Prozent der allein-
erziehenden Hilfebedtrftigen, und da mochte ich gern
wissen, Herr Dr. Mollenstadt, wie Sie iberhaupt darauf
kommen, Sie geben sich hier den Anschein, als wenn
man sich jetzt endlich einmal um die Manner kiim-
mern musste, die so wahnsinnig benachteiligt sind!
Wenn ich mir aber die realen Zahlen anschaue, ha-
ben wir eine Gleichstellung noch lange nicht erreicht
und miussen uns darum verscharft kimmern, und das
werden wir in dem Gleichstellungsausschuss auch
weiterhin tun. Ihr Hinweis zur Bundesregierung, dass
dort jetzt so wahnsinnig viel in Sachen Gleichstellung
gemacht wurde,

(Abg.Frau B us c h [SPD]: Von gestern bis
heute!)

davon kann ich im Regierungsprogramm nicht so viel
erkennen, alles bleibt nur im Nebel.

Zu Ihrer Weiterentwicklung: Was Sie da gefordert
haben, man muss sich da mehr um Manner kiimmern,
dann lesen Sie doch bitte noch einmal — und das sage
ich jetzt auch hier eindeutig fiir die Offentlichkeit —,
ZGF heiBt Zentralstelle fur die Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frau, und der Ausschuss heif3t
Ausschuss fir die Gleichstellung der Frau, und da-
rum geht es, und das finde ich, muss hier noch einmal
gesagt werden.

Zum anderen Punkt: Ich wollt noch ein paar Worte
zum Girls' Day verlieren. Ich sehe, meine Redezeit
ist abgelaufen. Wir miissen uns daruber noch einmal
Gedanken machen, wie wir diesen Girls' Day in den
Schulen ausreichend vor- und nachbereiten, wie wir
junge Frauen unterstiitzen, dass sie einen geeigne-
ten Praktikumsplatz gerade in den Bereichen bekom-
men, die frauenuntypisch sind. Es kann nicht sein,
dass die dann wieder im Friseurgewerbe oder in der
Drogerie landen. Ich glaube, dass wir dort Konzepte
brauchen.

Lassen Sie mich einen abschlieenden Satz noch
sagen, der mir auch wichtig ist! Es kann nicht sein,
dass auch immer noch Frauenbeauftragte ihre gesetz-
lich vorgeschriebene Beteiligung nicht optimal aus-
fillen konnen. Auch da mussen wir zu einer anderen
Kultur kommen, dass das in Zukunft anders wird, und
wahrscheinlich werden wir da auch uber Klagerechte
nachdenken miussen. Ich glaube, wir haben noch eine
Wegstrecke vor uns, die wir klaren mussen, und wir
werden das in dem Ausschuss engagiert tun. Ich werde
auch darauf setzen, dass wir Herrn Dr. Mollenstadt
da an der Seite haben werden, bis wir dann zu Gleich-
berechtigung dann moglichst schnell kommen, und
dann ntitzt Polemik, wie sie hier von FDP und CDU
gekommen ist, gar nichts! — Herzlichen Dank!

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)
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Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Mahnke.

Abg. Frau Mahnke (SPD)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Zunachst
einmal auch meinen herzlichen Dank an die ZGF und
Frau Hauffe fiir den umfassenden Bericht, den sie uns
vorgelegt haben! Wie uns der Bericht aufzeigt, sind
wir zwar auf einem guten und richtigen Weg, aber
wir sind noch lange nicht am Ziel dieses Weges, und
wir finden immer wieder Hindernisse und Unweg-
samkeiten, die wir nur gemeinsam aus dem Weg rau-
men konnen, ein Beispiel hat Frau Troedel aufgezeigt
mit dem Magistrat und den Problemen, die wir in
Bremerhaven haben.

Ich mochte aber die Debatte, die wir hier gerade
mit vielen Punkten gefiihrt haben, mit etwas Positi-
vem beschlieBen, das wir in Bremerhaven haben, und
ich glaube, das motiviert auch andere, diesen Weg
zu gehen. Es ist etwas, das aus dem Girls' Day ent-
standen ist, auch wenn wir uns hier sicherlich Ge-
danken machen miissen, wie wir ihn in Zukunft ge-
stalten, und zwar geht es hier um die Veranstaltung,
das Projekt, das die Hochschule Bremerhaven mit
ihrem Schnupperstudium durchfiihrt. Es geht darum,
dass junge Madchen, die schon am Girls' Day die
Hochschule besucht haben, sich technisch, naturwis-
senschaftlich orientiert haben, in den Herbstferien eine
Woche lang dort weiterarbeiten und sich genau in den
Fachern, wo wir die Probleme auch haben, in Work-
shops orientieren und arbeiten. Dies ist meiner Mei-
nung nach nicht nur aus frauenpolitischer Sicht ein
ganz tolles Projekt, sondern eben auch aus wissen-
schaftspolitischer Sicht, denn diese Facher sind uns
sehr wichtig. Wir wollen, dass junge Madchen und
Frauen dort auch ihren Platz finden, und da geht die
Hochschule Bremerhaven meines Erachtens mit gu-
tem Beispiel voran.

(Beifall bei der SPD)

Dass dieses Programm angenommen wird, zeigt
sich ganz allein dadurch, dass die jungen Madchen
erst einmal eine Ferienwoche opfern —andere sagen,
ich bleibe lieber zu Hause — und dass diese Platze,
kaum dass das Angebot da ist, alle restlos ausgebucht
sind, dass sie immer gern wiederkommen und teil-
weise heute als Mentoren fur die nachfolgenden Mad-
chen schon eingesetzt werden konnen. Dies zeigt doch
auch, dass wir wirklich gute Ansatze haben, und ich
hoffe, dass wir diese auch weitergehen werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich konnte die Liste an Positivbeispielen sicherlich
auch noch mit etlichen weiteren fortfiithren, jedoch
liegt Thnen allen der Bericht vor, und ich wiinsche

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

auch, dass viele von IThnen noch einmal einen Blick
hineinwerfen, um zu schauen, was alles schon ge-
leistet wurde und wo wir Ansatze noch weiter ver-
tiefen miissen.

Zum Schluss mochte ich noch einmal kurz zu Frau
Motschmann sagen, Frau Motschmann, in der Gro-
Ben Koalition wurden immer wieder Forderprogram-
me gefordert, die leider von Threr Fraktion dann nicht
mitgetragen, sondern eher abgelehnt wurden, und
das dann uns hier heute so vorzuwerfen, halte ich fur
sehr schwierig.

(Beifall bei der SPD)

AbschlieBend mochte ich jetzt noch sagen, ich wiir-
de mir wiinschen, den Bericht etwas zeitnaher zu be-
kommen, denn er umfasst einen Zeitraum bis 31. De-
zember 2007, da war ich leider erst kurz hier. Fuir mich
ware es schon, wenn wir den Bericht etwas zeitna-
her bekommen konnten, sodass wir auch zeitndaher
uber Probleme und Anregungen diskutieren konn-
ten. — Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Rosenkotter.

Senatorin Rosenkotter: Herr Prasident, liebe Ab-
geordnete! Als die fur Frauenpolitik im Senat zustan-
dige Senatorin danke ich zunachst dem Ausschuss
fur die Gleichberechtigung der Frau fur seine Stel-
lungnahme und auch die kritische Wirdigung des Be-
richts der ZGF und gleichzeitig auch der damit aus-
gedruckten Wertschatzung der Arbeit der ZGF.

Meine Damen und Herren, wenn Ihnen hier viel-
leicht das eine oder andere in meinen jetzigen Aus-
fuhrungen bekannt vorkommt, so liegt es sicherlich
auch daran, dass sich immer wieder sagen lasst, dass
hier die ZGF eine Vielzahl von Aktivitaten und Initi-
ativen auch in den vergangenen Jahren initiiert hat,
auf den Weg gebracht hat und so dazu beigetragen
hat, die Landes- und Bundespolitik sowie die bremi-
sche Verwaltung dem Ziel der Gleichberechtigung
der Frau naherzubringen, Vernetzungen geschaffen
hat und Kontakte hergestellt hat und Unterstiitzung
auch in ganz vielfdltigen und unterschiedlichen Be-
reichen geleistet hat.

Der Bericht zeigt wieder einmal eindrucksvoll die
Arbeit der Landesbeauftragten fur Frauen und ihres
Teamsin der ZGE Entscheidend ist aber, eristin seiner
Gesamtschau ein Gradmesser dafiir, so will ich es ein-
mal sagen, wo wir im Lande Bremen mit der Durch-
setzung der Gleichberechtigung von Frauen stehen.
Erlegt sozusagen eine Schablone quer uber alle bre-
mischen Politikfelder und gibt Auskunft iiber die An-
strengungen, die seit 2006 gemacht worden sind, und
er zeigt, und das will ich auch ganz deutlich sagen,
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wo wir weiterhin gemeinsam Handlungsbedarf ha-
ben.

Um eines auch vorweg zu sagen, als seinerzeit, vor
28 Jahren die ZGF ins Leben gerufen wurde, war von
Anfang an klar, sie soll und kann Alarm schlagen. Sie
soll und kann mahnen und einfordern, sie kann an-
regend vorschlagen, sie kann initiieren, beratend ko-
operieren, sie kann informierend veroffentlichen, aber
die Gleichberechtigung in die Tat umzusetzen, das
ist eine Aufgabe fur uns alle, fur alle Ressorts und auch
fur die Bremische Burgerschaft.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Dasist unser Auftrag aus dem Grundgesetz, aus der
bremischen Verfassung und aus dem Vertrag von
Amsterdam.

Wir sollten versuchen, die Bestandsaufnahme, die
hier vorgelegt worden ist, und ich nehme das gern
auf, was hier gerade von der Abgeordneten Frau
Mahnke gesagt worden ist, vielleicht etwas zeitna-
her hinzubekommen. Das klappt nicht immer, manch-
mal sind dafiir einfach auch personelle Situationen
verantwortlich. Wir sollten diese Bestandsaufnahme
aus zwei Jahren Arbeit der ZGF nicht als eine lasti-
ge Pilicht und als eine zusatzliche Arbeit begreifen,
sondern als Herausforderung zu einer Auseinander-
setzung mit dem Thema der Gleichberechtigung, die
auch uns fordert zu uberlegen, an welchen Stellen
wir Gleichberechtigung mitgedacht haben, wenn es
um Themen, Probleme und Herausforderungen ging,
und wo wir es nicht getan haben. Insofern ist dies
immer ein Beispiel einer lebendigen Demokratie und
eine Aufgabe fir uns alle.

Ich will ein paar Punkte aus dem jetzt vorliegen-
den 16. Bericht herausgreifen, die hier auch bei den
Vorrednerinnen eine Rolle gespielt haben, allerdings
werden Sie mir gestatten, dass ich an der einen oder
anderen Stelle eine andere Wertung vornehme, als
sie hier von der einen oder anderen Rednerin vor-
genommen worden ist.

Frauen in Arbeit und Wirtschaft: Frauen sind nach
wie vor am Arbeitsmarkt im Lande Bremen struktu-
rell benachteiligt und von Armutsrisiken betroffen.
Hier steuern wir mit unserer Landesarbeitsmarktpo-
litik entgegen, und dazu gehort, es ist schon benannt
worden, eben dieses Chancengleichheitsprogramm,
aber auch das aus Bundesmitteln finanzierte Pro-
gramm , Perspektive Wiedereinstieg". Beide Program-
me sollen zielgenaue MaBnahmen finanzieren, die
Frauen auf sinnvolle Weise in den Arbeitsmarkt inte-
grieren.

An der Stelle, Frau Motschmann, erlauben Sie mir,
dass ich auf das eingehe, was Sie hier benannt ha-
ben und was ich in Zwischenrufen, als es um die Ziel-
zahlen gegangen ist, hier aus der CDU-Fraktion gehort
habe! Frauenbeteiligung auch an den anderen Ar-

beitsmarktprogrammen: Es ist durchaus keine Klas-
sifizierung, wenn wir von Fonds oder Unterfonds
sprechen. Hier geht es darum, Mittel zur Verfiigung
zu stellen, um ArbeitsmarktmaBnahmen so in Gang
zu setzen, dass sie fur die Frauen eine langere Per-
spektive bieten und nicht nur eine Zwischenstation
darstellen. Dort sind naturlich auch und ganz wesent-
lich die Unternehmen gefordert, denn die Unterneh-
men stellen diese Arbeitsplatze zur Verfiigung.

Wenn wir heute tiiber Branchen wie Hafenlogistik
oder Umwelttechnologie sprechen, so sind das ganz
wichtige Arbeitsfelder auch fiir Frauen. Ich winsche
mir eine Diskussion, die an anderer Stelle im o6ffent-
lichen Raum gefuihrt worden ist, dass Vorstandsvor-
sitzende auch gréBerer Unternehmen es als eine ge-
sellschaftliche Aufgabe begreifen, sich diesen Zie-
len zu stellen und mit positiven Initiativen voranzu-
gehen und Frauen auch in diesen Berufen und in
diesen Arbeitsfeldern eine Zukunftsperspektive zu
eroffnen und dass wir eben nicht tberall eine Ziel-
zahl fir Frauen in der Form angeben missen, dass
wir am Ende feststellen, diese Bereiche sind fur Frauen
geschlossen. Das darf es nicht mehr geben. Wir brau-
chen in allen Berufen und bei allen Unternehmen auch
die Moglichkeit und die Unterstutzung, dass Frau-
en diese Berufe ergreifen konnen und dort ihren Platz
finden.

Meine Damen und Herren, Frau Motschmann, Sie
haben auch den o6ffentlichen Dienst angesprochen.
Da teile ich Ihre Einschatzung uberhaupt nicht, die
Sie tiiber die rot-griune Regierung hier sozusagen als
eine Bilanz gegeben haben. Gerade die rot-griine Re-
gierung hat in diesen zwei Jahren in Fiithrungsposi-
tionen ganz entscheidende Akzente gesetzt,

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis90/Die
Grinen]: So ist es!)

hat Frauen in Positionen gebracht, die in zwolf Jah-
ren gemeinsamer GroBer Koalition keine Chance hat-
ten.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Gerade dort sind wir einen riesigen Schritt vorange-
kommen. Ich konnte Ihnen die Unternehmen an zwei
oder mehreren Handen aufzahlen, wo wir Direkto-
rinnen, Leiterinnen, Geschaftsfiihrerinnen haben. Ich
bin stolz darauf, dass es uns gelungen ist, in der Ge-
sundheit Nord eine paritatische Besetzung in den Ge-
schaftsfihrungspositionen herzustellen. Ich glaube,
da konnen wir sehr, sehr dankbar sein, dass mit sehr
viel Nachdruck die Finanzsenatorin auch in den Auf-
sichtsraten darauf geachtet hat, dass es eine parita-
tische Besetzung gibt. Das ist ein riesiger Schritt, und
das ist ein groBer Erfolg, und den hier so zu definie-
ren, finde ich einfach nicht angemessen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)
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Meine Damen und Herren, noch immer besteht,
wenn wir Uber digitale Medien sprechen, ein deut-
licher Unterschied, auch zahlenmaBig, in der Nut-
zung des Internets durch Manner und Frauen. Dafir
hat die ZGF ein Online-Portal entwickelt, mit dem
Interneteinsteigerinnen unterstutzt werden von er-
fahrenen Frauen, Inhalte fur das Internet zu pro-
duzieren. Gestartet unter dem ehemaligen Namen
Gesche.online mit einer Anschubfinanzierung durch
Landesmittel konnte aus dem Programm Bremen in
tim.e das Projekt im Berichtszeitraum erfolgreich
durch eine Kooperation mit der bremen online GmbH
verstetigt werden. Ich freue mich besonders, dass die
Frauenseiten Bremen, wie sie seither hei3en, mit ihrem
Konzept, und da, glaube ich, darf man sehr herzlich
gratulieren, der Qualifizierung diesen Sommer eine
bundesweite Jury tiberzeugen konnten und bei ei-
nem Wettbewerb des Bundesministeriums fiir Wirt-
schaft und Technologie den ersten Preis in der Ka-
tegorie Frauen gewonnen haben. Herzlichen Gliick-
wunsch noch einmal von dieser Stelle!

(Beifall)

Angesprochen worden ist das Thema Girls' Day.
Auch das willich hier noch einmal ganz kurz sagen:
Der Girls' Day ist fiir mich eine ganz wichtige Ein-
richtung und Institution, dieser Girls' Day muss fort-
gesetzt werden, und er ist auch etwas, das in keins-
ter Weise zur Disposition steht, damit Madchen die
Chance bekommen, in technische Berufe hineinzu-
schnuppern. Trotzdem und erganzend, Herr Dr. Mol-
lenstadt, sage ich, dass wir daneben ein Konzept
brauchen, damit auch die Jungen diesen Tag fur sich
sinnvoll nutzen konnen. Das steht fiir mich auller
Frage.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der FDP)

Landesgleichstellungsgesetz: Da wiinsche ich mir
—ich will es kurz machen -, dass es nicht so viele
Probleme gibt, in allen Dienststellen wirklich eine
Freistellung fir die Frauenbeauftragten hinzubekom-
men. Immer wieder kommt es in Dienststellen zu Kon-
flikten.

Gesundheit, auch hier hat sich die ZGF sehr ver-
dient gemacht. Sie hat also eine ganze Reihe von
Initiativen ergriffen und auf dem Feld Gesundheit
richtungsweisend gearbeitet. Hier ist zum Beispiel mit
dem Forum Frauengesundheit ein Netzwerk entstan-
den, auf das viele zuriickgreifen konnen, das mit einer
hohen Fachkompetenz die Interessen von Frauen und
Madchen zusammenfiihrt und wichtige Impulse fiir
die Politik und die Verwaltung geliefert hat. Genau
das ist es, was wir brauchen und was fir uns als Un-
terstiitzung wichtig ist.

Lassen Sie mich zum Schluss einen kurzen Aus-
blick darauf geben, dass uns ja noch einiges bevor-

steht! Ein Punkt ist angesprochen worden, das ist die
Form des Berichts, das will ich nicht weiter ausfih-
ren. Ein weiterer Punkt ist aber, dass auch die Gleich-
berechtigung und die Beteiligung von Frauen sich
an der politischen Teilhabe misst. Frau Motschmann,
Sie haben heute begonnen in der Debatte vor der Mit-
tagspause, indem Sie gesagt haben, es sei ein guter
Tag fur die Frauen. Sie haben das begriindet mit der
Wahl der Bundeskanzlerin. Allerdings darf ich sagen
—und das wissen wir heute ja auch aus der Presse —,
die CDU-Fraktion hat noch nicht erkannt, dass auch
Frauen in der Fraktion einen wichtigen und entschei-
denden Beitrag leisten. In Berlin sind 20 Prozent der
Abgeordneten Frauen, das ist eine, ich sage einmal,
mit Verlaub, beschamende Quote!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Da, denke ich, ist es einfach erforderlich, dass Rie-
senschritte angesetzt werden, um mehr Frauen in
Fraktionen zu bringen.

Im Ubrigen ist es ja bei der FDP auf der Bundes-
ebene ebenso, und wir wissen es hier aus dem Parla-
ment, wir schatzen Sie hier als Kollegen, aber es ware
sicherlich auch sehr schon, eine Kollegin der FDP hier
zu haben.

(Zurufe von der FDP)

Um da nur einmal deutlich zu machen: Das war der
Satz, Frau Motschmann, wo Sie haben gesagt, der
Senat gibt sich mit wenig zufrieden, weil er ohnehin
nur kleine Brotchen backt. An der Stelle backt die
CDU auf Bundesebene sehr kleine Brotchen!

(Beifall bei der SPD)

Ich wiinsche mir, dass wir gemeinsam auch im Be-
reich der Frauen weiter gemeinsam vorangehen. Es
gibt eine ganze Menge zu tun. Mein herzlicher Dank
gilt hier noch einmal der ZGF, Frau Hauffe und ih-
rem Team. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Priasident Weber: Meine Damen und Herren, ich
habe nicht gewagt, die Glocke in die Hand zu neh-
men. Sehr geehrte Frau Senatorin, es war eigentlich
eine Finfminutendebatte, aber bei einem so zentralen
Punkt wagt der Prasident nicht abzuklingeln.

(Beifall bei der SPD)
Im Ubrigen ist heute nicht nur die Bundeskanzlerin
gewahlt worden, sondern auch die Landesbischofin
Frau Margot KaBmann ist zur Ratsvorsitzenden der

EKD gewahlt worden. Herzlichen Glickwunsch!

(Beifall)
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Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bemerkungen des Ausschusses fur die
Gleichstellung der Frau beitreten mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) tritt den
Bemerkungen des Ausschusses fur die Gleichstellung
der Frau bei.

(Einstimmig)

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
dem 16. Bericht der Bremischen Zentralstelle fur die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau tiber
deren Tatigkeit vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezem-
ber 2007 und den Bericht des Ausschusses fur die
Gleichstellung der Frau Kenntnis.

Sehr geehrte Frau Hauffe, herzlichen Dank, dass
Sie bei uns waren!

Erstes Gesetz zur Anderung des Bremischen
Glicksspielgesetzes

Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2009
(Drucksache 17/838)
1. Lesung

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Staatsratin
Buse.

Wir kommen zur ersten Lesung.
Die Beratung ist eroffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir
beraten heute in erster Lesung die Anderung des Bre-
mischen Glicksspielgesetzes. Wir werden damit die
Einnahmen aus Glicksspiel, also Toto/Lotto, zentral
im Produktplan der Finanzsenatorin organisieren, die
Ausgaben verbleiben bei den nutznieBenden Ressorts.
In den Haushaltsentwurfen fur 2010/11 ist das bereits
geschehen. Fir das Gliucksspielgesetz heilit das, dass
in Paragraf 13 die knapp 66 Prozent der Stadtgemein-
de Bremen und die 17 Prozent der Stadtgemeinde Bre-
merhaven nicht mehr nach einzelnen Ressorts auf-
geteilt werden. Die Anteile der tbrigen Destinatare
wie beispielsweise des Burgerparkvereins bleiben
selbstverstandlich so stehen, wie sie jetzt im Gesetz
aufgefuhrt sind.

Ziel ist es, Schwankungen in den Glucksspielein-
nahmen vorzubeugen, sodass die eventuell sinken-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

den Einnahmen insgesamt ausgeglichen werden kon-
nen und nicht den nutznieBenden Ressorts bei den
Ausgaben dann auf die FiiBe fallen. Im Haushalt 2012/
2013 soll gepruft werden, ob diese Intention auch auf-
gegangen ist. Wie die Mittel im Einzelnen ausgege-
ben werden, obliegt selbstverstandlich den einzel-
nen Ressorts und Deputationen beziehungsweise am
Ende uns als Haushaltsgesetzgeber. Es bleibt auch
uns uberlassen, ob wir diese Mittel in den Haushalts-
stellen fir bestimmte Zwecke sperren oder ob wir sie
fur allgemeine Zwecke verwenden. Die Einnahmen
aus Glucksspiel sind also ganz normale Haushalts-
mittel wie Steuern auch.

Die CDU-Fraktion hat in der Innendeputation die-
sem Vorschlag nicht zugestimmt, und ich kann auch
der Berichterstattung zu den Haushaltsberatungen
entnehmen, dass Sie das auch als Haushaltsgesetz-
geber nicht tun werden und als Gesetzgeber hier
offensichtlich auch nicht. Herr Strohmann, Sie befiirch-
ten, dem Sport wiirden durch diese Regelung Mittel
entgehen,

(Abg. Strohmann [CDU]J: Nicht nur
dem!)

da im Gesetz keine extra Zweckbindung mehr be-
stehen wtrde.

(Abg. Strohm ann [CDU]J: Richtig!)

Es kann ja sein, dass es IThnen entgangen ist: Die
Zweckbindung haben wir bereits mit der Gliicksspiel-
gesetzanderung im Jahr 2007 aufgehoben. Sie haben
zugestimmt, Frau Neumeyer hat damals fiir die CDU-
Fraktion geredet und das Gesetz damals auch aus-
dricklich unter Ihrem Beifall begruf}t. Vielleicht kon-
nen Sie das im Nachhinein noch einmal erklaren, wie
diese Unstimmigkeit zustande gekommen ist.

(Abg. Strohm ann [CDU]J: Na klar!)

Seit 2007 gibt es keine Zweckbindung mehr.

Auch verstehe ich nicht ganz, warum Sie als Haus-
haltsgesetzgeber es sich selbst nicht zutrauen, fiir den
Sport das zu erreichen, was Sie wollen.

(Abg. Ro wekamp [CDU]J: Der LSB traut
dem das auch nicht zu!)

Wenn ich als haushaltspolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion hart kampfende Lobbyisten und Lobbyis-
tinnen fiir ihren Bereich kenne, dann sind es die Sport-
politiker und -politikerinnen.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Wir haben jetzt Haushaltsberatungen. Ich lade Sie
ein: Beteiligen Sie sich — bis jetzt kommen ja eher Spar-
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appelle vonseiten der CDU —, wenn Sie mehr Mittel
fur den Sport wollen, und dann werden wir sehen,
ob das gednderte Gesetz am Ende des Tages wirk-
lich so dramatische Folgen hat.

Die SPD-Fraktion meint, mit dieser Gesetzesande-
rung wird statt Planungsunsicherheit Planungssicher-
heit geschaffen, deswegen pladiere ich fur Zustim-
mung zum Gesetzentwurf.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als Nachster erhalt das Wort der
Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Blindnis 90/Die Griinen): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Kultur, Gesundheit, Sport, Umwelt und So-
ziales, all diese Politikbereiche haben ein gemeinsa-
mes Problem: Sie werden finanziell aus den Abga-
ben der staatlichen Lotteriegesellschaft unterstutzt.
Das Spielverhalten der Bevolkerung hat sich allerdings
in den letzten Jahren gedndert, und durch das Ent-
stehen privater Wettanbieter ist ein zusatzlicher Kon-
kurrent, der befreit von staatlichen Abgaben deut-
lich attraktivere Gewinnquoten anbieten kann, am
Markt aktiv.

Ich will Ihnen heute noch einmal eine Diskussion
uber das Wettmonopol ersparen. Bremen hat es ja am
Ende ratifiziert. Mittlerweile finden in Schleswig-
Holstein wieder Diskussionen dartiber statt, ob man
aus diesem Monopol aussteigen sollte. Fakt ist, das
hat die grine Burgerschaftsfraktion immer gesagt,
wenn man ein Monopol hat, dann muss man es auch
umsetzen. Ich habe voller Begeisterung vernommen,
dass der Innensenator da jetzt auf dem Weg ist, ich
habe allerdings auch gelesen, dass den Ankundigun-
gen noch nicht so viele Taten gefolgt sind. Frau Staats-
ratin, ich hoffe einmal, dass wir da gemeinsam zu ei-
nem Ziel kommen, denn ein Wettmonopol kann nur
dann funktionieren, wenn es auch durchgesetzt wird.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen — Abg.
Rowekamp [CDU]: Sie wollen es doch
gar nicht!)

Herr Rowekamp, ich habe Ihnen, glaube ich, schon
damals erklart, wir haben akzeptiert, dass die Regie-
rung vor uns das unterschrieben hat, und ich glaube,
dass Verlasslichkeit in der Politik ein ganz wichtiges
Zeichen ist.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Sinkende Wettmitteleinnahmen auf der einen, der
Anspruch der rot-griinen Politik auf der anderen, ver-
lassliche Rahmenbedingungen fur die Kultur oder den
Sport auf der anderen Seite herzustellen, vor diesem
Spagat stand nun der Senat und legt heute der Bre-

mischen Birgerschaft einen entsprechenden Gesetz-
entwurf vor, in dem die Abgaben aus Wettmitteln
kunftig nicht mehr zweckgebunden in einzelne Teil-
bereiche des Haushalts fliefen, sondern zentral im
Finanzressort veranschlagt werden. Den einzelnen
Ressorts werden die finanziellen Mittel in derselben
Hohe wie der Anteil aus Wetten im Jahr 2007 im
Ressorthaushalt zur Verfiigung gestellt. Damit ist zum
Beispiel die Kulturféorderung unabhangig von der
Hohe der Wettmitteleinnahmen, die Institutionen und
das Kulturressort miussen zum Beispiel nicht mehr
Mitte des Jahres hoffen, dass der Anschlag erreicht
wird. Angesichts der dramatischen Wetteinbriiche bei
den Wettmitteln ist dieser Weg aus Sicht der grinen
Biurgerschaftsfraktion alternativlos.

Nun gibt es Beftirchtungen bei dieser Gesetzesan-
derung, die ich aus Sicht der Betroffenen auch ver-
stehen kann. Die Frage der Verlasslichkeit von Poli-
tik ist eine, mit der wir immer wieder konfrontiert sind,
und die Angst der einzelnen Bereiche, bei kommen-
den Kirzungsrunden nicht ausgenommen zu werden,
ist sicherlich auch aufgrund der Haushaltslage un-
seres Landes verstandlich. Ich finde aber, gerade der
Landessportbund hat da sehr pragmatisch agiert. Er
hat eben nicht gesagt wie einige hier, wir wollen keine
Anderung des Gesetzes, Hauptsache, wir haben un-
seren Anteil, sei er nun hoch oder héchstwahrschein-
lich doch deutlich niedriger. Der LSB hat in seinem
Hauptausschuss eine Resolution verabschiedet, in der
er die Bedarfe des Sports definiert und analog zum
Bildungskonsens eine verlassliche Vereinbarung mit
allen maBgeblichen politischen Kraften verlangt.

Fir die grine Partei und fur die griine Birger-
schaftsfraktion kann ich an dieser Stelle erklaren, dass
wir uns diesen Gesprachen nicht verschliefen wer-
den, ich erklare aber auch, dass die Bedarfe, die dort
definiert sind, glaube ich, noch einmal sehr genau
diskutiert und mit dem in Einklang gebracht werden
miussen, was die finanzielle Situation unseres Lan-
des hergibt. Dass wir aber gemeinsam gewillt sind,
Kultur, Sport und anderen Einrichtungen verlassli-
che Rahmenbedingungen in den nachsten Jahren zu
schaffen, steht auBer Frage, dafur steht diese rot-griine
Koalition auch.

Wir akzeptieren auch die Bedeutung des Sports,
in dem sich viele ehrenamtliche Krafte und Aktive
fur unser Bundesland ganz bewusst und ganz enga-
giert einsetzen. Auch dieser Aufgabe kommen wir
jetzt nicht nur in Sonntagsreden nach, sondern wir
setzen, glaube ich, am heutigen Tage einen entspre-
chenden Punkt. Sie sorgen fur Verlasslichkeit, die
Sportvereine und -verbande wissen, mit welchen fi-
nanziellen Mitteln sie zu rechnen haben. Ich hoffe
auf Thre Unterstiitzung. — Herzlichen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als Nachster erhalt das Wort der
Abgeordnete Strohmann.
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Abg. Strohmann (CDU)*): Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Meine Vorredner
haben ja schon als Regierungskoalition erlautert, was
sie vorhaben, und sie haben im Grunde genommen
unsere Aussagen auch schon vorweggenommen, dass
wir gegen diesen Gesetzesantrag sind. Ich mochte
kurz begrinden, warum wir gegen diese Zentralisie-
rung der Wettmittel sind und warum wir es fur ver-
nunftig halten, weiterhin die Zweckbindung zu er-
halten. Das ist genau das, was auch Frau Kummer
bei mir ansprach: Es ist richtig, dass wir vor ein paar
Jahren beschlossen haben in der Anderung des Lot-
teriegesetzes, dass es auch Haushaltsmittel sind. Das
zeigt aber auch nur, wie verantwortungsvoll die ein-
zelnen Bereiche umgegangen sind, dass nattrlich
einerseits aus Wettmitteln bestimmte Investitionen in
Bereichen gemacht werden —ich bleibe einmal beim
Sport, das ist eigentlich am einfachsten — und nattr-
lich auch Bereiche der Sanierung im Grunde genom-
men auch aus Haushaltsmitteln durchgefuhrt worden
sind und der Sport in Zusammenarbeit mit den Ver-
einen, mit den Sportdeputierten, mit dem Landessport-
bund gemeinsam gesagt hat: Jawohl, wir kennen die
Haushaltslage, wir kennen die Wettmitteleinnahmen,
wir nehmen die Verantwortung wahr und sind auch
bereit, auf bestimmte Investitionen zu verzichten, um
den Haushalt innerhalb des Sportbereichs, der ja dann
letztlich wieder auch dem Sport zugute kommt, mit
zu unterstitzen.

Das, was Sie jetzt vorhaben, ist aber ein Unterschied,
weil Sie die Zweckbindung jetzt komplett kappen wol-
len. Damit haben wir groB3e Probleme, weil wir davon
ausgehen, wenn diese gesetzliche Verknupfung
zwischen den Lottomitteln und dem Sport gekappt
wird, dass sie nicht wieder zurtickgeftuihrt werden und
der Sport keinen gesetzlichen Anspruch mehr auf Be-
teiligung an den jeweiligen Lottomitteln hat.

(Beifall bei der CDU)

Er muss jetzt, wie andere auch, jeweils in den Haus-
haltsberatungen fir seine Investitionen und Kosten,
die er hat, immer wieder aufs Neue kampfen und sie
wieder darstellen.

Ich glaube schon, dass wir in den letzten Jahren
sehr verantwortungsvoll mit diesen Wettmitteln um-
gegangen sind. Es sind ja investive Mittel, es sind
keine konsumtiven Mittel. Ich glaube, das ist ganz
wichtig, denn gerade im Sport — aber es ist nicht nur
im Sport, auch im Kulturbereich und im Umweltbe-
reich - sind es Mittel gewesen, die das burgerliche
Engagementin dieser Stadt unterstutzt haben. Es gibt
keinen anderen Bereich als dieses ehrenamtliche biir-
gerliche Engagement, was durch Investitionen aus
Wettmitteln in Hallen und dergleichen begleitet wur-
de. Das ist die preiswerteste Sozialarbeit, die wir in

*) Vom Redner nicht Gberprift.

dieser Stadt haben, und diese wollen Sie jetzt kap-
pen.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis90/Die
Grunen]|: Nein, das wollen wir genauso wei-
termachen!)

Doch, genauso ist es dann, Sie konnen mir jetzt nichts
erzahlen! Angesichts der wirklich desolaten Haus-
haltslage des Landes und der Kommunen bin ich mir
sicher, dass sich genau dieses Gesetz nachteilig auf
die Finanzierung gerade des Sports auswirken wird.

(Beifall bei der CDU)

Kurz gesagt, wir als CDU-Biurgerschaftsfraktion
halten an dieser Zweckabgabe fest, weil sie immer
noch besser ist als ein politisches Versprechen, dass
auch zukunftig der Sport und die anderen Bereiche
angemessen finanziell unterstutzt werden. Ein sol-
ches Versprechen erscheint schon deshalb fragwtr-
dig, weil die Mehrheit des heutigen Haushaltsgesetz-
gebers — das sind wir als Burgerschaft — kaum ver-
sprechen kann, was der Haushaltsgesetzgeber oder
die dann geltende Mehrheit in finf oder zehn Jah-
ren beschlieBen wird. Sicher ist, wenn der Sport erst
einmal aus dem Glucksspielgesetz gestrichen ist, ist
er fur immer heraus und muss in den Haushaltsbe-
ratungen betteln und hausieren gehen.

Einen kleinen Vorgeschmack, wie es dann ablau-
fen wird, haben wir schon bekommen. Das haben wir
bei der Teilauflosung der Regionalisierungsabgabe
gesehen, damals 3,2 Millionen Euro. Da ging es nam-
lich los: Da war dann Kultur gerade wieder, das The-
ater, denen fehlte eine Million.

(Zuruf des Abg. Woltemath [FDP])

Na klar, so war es doch! Das wurde so aufgeteilt, nur
diese 3,2 Millionen wurden nicht gerecht aufgeteilt.
Es wurde dann gesagt, wenn es mit der Regionali-
sierungsabgabe so passt, wird es irgendwann wieder
so aufgeteilt. Unsere grofe Angst ist, dass genau dies
eine Entscheidung des Senats ist, dass der Sport oder
die jeweiligen Deputationen gar nicht mehr beteiligt
werden oder dass der Senat nach Gutsherrenart dann
entscheidet — welcher auch immer —, was im Sport
denn investiert wird. Wir haben es bei der Regiona-
lisierungsabgabe auch ganz deutlich gesehen.

(Zuruf der Abg. Frau Kumm er [SPD])

Herr Bohrnsen hat versprochen, wir bauen ein Frei-
bad im Blumenthal, dafiir werden zwei Millionen ——.
Das ist gegen Beschlusse der Sportdeputation gelau-
fen. Es ist fiir den Sport, keine Frage, aber es ist im
Grunde genommen nicht mehr im richtigen Sinne und
in Absprache mit den Sportvereinen, und was der Lan-
dessportbund dazu sagt, wissen wir auch alle.

(Beifall bei der CDU)
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Das ist genau die Beflirchtung, weil alles, was erst
einmal im groBen Topf ist, schwierig ist herauszube-
kommen. Man kann sagen, okay, die Haushaltslage
ist so, wie sie ist, sie ist desolat, dazu miissen wir auch
den Beitrag leisten. Mein Problem ist jetzt aber auch
gerade als ein Vertreter fur den aktiven Sport, dass
alle anderen Bereiche dann wieder bevorzugt wer-
den und der Sport oft als schweigende Mehrheit dann
im Grunde genommen hinten herunterfallt. Deswe-
gen werden wir weiterhin auch in der zweiten Le-
sung massiv gegen diesen Antrag kampfen.

Wir haben den Landessportbund da an unserer
Seite, aulier vielleicht ein paar Funktionare, die hier
auch sitzen, das ist so, wie es ist. Der Prasident ist da
aber auf unserer Seite, auch der Hauptausschuss hat,
glaube ich, vernunftige Vorschlage gemacht, die Sport-
vereine sind auf unserer Seite. Ich glaube, es ist auch
nicht nur im Sinne des Sports, sondern auch im Sin-
ne von Kultureinrichtungen, dass dann nicht alles nur
in das Bremer Theater geht. Es ist fiir Umweltprojekte,
glaube ich, der richtige Weg. Sie kappen hier zen-
tralistisch burgerliches Engagement fiir unsere Stadt,
und das werden wir nicht mitmachen! - Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich kann mich nur den Worten mei-
nes Vorredners anschlieBen. Ich denke, da wird ge-
nau dieses Tor aufgemacht: Wir tun das Geld in den
groBen Topf, und dann ist es weg, und der Sport be-
kommt anschlieBend nichts wieder. Deshalb lehnen
wir das deutlich ab.

Es ist tibrigens nicht in der Innendeputation, son-
dern in der Sportdeputation beraten worden, wenn
ich mich daran richtig erinnere.

(Abg. F e c k er [Bindnis 90/Die Griinen]:
Nein, das Lottogesetz!)

Lottogesetz! Entschuldigung, dann ziehe ich das zu-
ruck! Da haben wir das namlich auch schon abge-
lehnt, denn ich denke, esist ganz deutlich zu erken-
nen, welche Intention dahintersteckt. Man wird es
schon vereinnahmen, und nachher wird es in der De-
batte untergehen. Jetzt wird man erst einmal etwas
versprechen, und dann ist es sozusagen um die Glaub-
wurdigkeit geschehen. Wenn man den Brief des Lan-
dessportbundes hier ganz genau liest, kann man das
zwischen den Zeilen auch so erkennen: Er hat sich
quasi schon seinem Schicksal ergeben und macht den
Vorschlag zu sagen, was machen wir denn, wenn es
denn so passiert! Deshalb lehnen wir das ab! — Vie-
len Dank!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE) *): Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! DIE
LINKE istin dem Fall, das muss ich zugeben, einmal
wieder auf der Seite der CDU und der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Auch wir sind der Meinung, irgendwie sieht es sehr
trickreich aus, und so recht glauben kénnen wir [h-
nen da nicht. Auch wir haben die Befurchtung, wenn
es erst einmal in so einem Topf zentrale Finanzen,
Produktplan 93 verschwindet, ist es weg, und es wird
dann sehr schwer sein. Sie versuchen es dann noch
einmal, indem Sie sagen, dass bis 2011 per Haushalts-
vermerk noch einmal geregelt wird, die entsprechen-
den Haushalte wie nach dem bisherigen Verteiler-
schlissel zu bertcksichtigen, aber danach eben nicht
mehr. Das sieht dann fiur uns sehr deutlich so aus, als
wenn es dann in dem grofen Finanztopf untergeht.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass die Stadt Geld braucht, bestreitet niemand, von
daher werden wir diesen Antrag ablehnen!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
Frau Staatsratin Buse.

Staatsradtin Buse: Herr Prasident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Bei dieser Diskussion um
die Anderung des Gliicksspielgesetzes ist sehr viel
vom Sport gesprochen worden, obwohl wir alle wis-
sen, dass Destinatare der Lottomittel auch in ande-
ren Bereichen eine Rolle spielen, und zwar keine
geringe. Esist aberrichtig, dass die Wettmittel im Sport
bisher eine grof3e Rolle gespielt haben und ein gu-
ter Teil der Sportforderung mit diesen Mitteln aus den
Glucksspieleinnahmen bestritten wurde.

Nun ist aber leider zu verzeichnen, dass in den ver-
gangenen Jahren eine Reduzierung des Wettmittel-
aufkommens, das uns zur Verfugung stand, um bis
jetzt 23 Prozent erreicht wurde. Das ist eine Lage, die
fir den Sport und die Sportforderung eine ganz bit-
tere Nachricht war. Es kam dazu, dass man am An-
fang des Jahres, wenn man gern Mittel verteilen und
die Antrage von Sportvereinen bedenken mochte,
noch nicht einmal einen Uberblick hatte, welche Mittel
denn tatsachlich in diesem Jahr fiir diese Sportforde-
rung zur Verfiigung stehen.

Ich muss Ihnen eines sagen: Der Sport braucht Geld,
da sind wir uns alle ganz sicher, aber der Sport

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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braucht keine Lottomittel, er braucht verlassliche Ein-
nahmen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen — Abg.
Strohmann [CDU]: Das ist das Pro-
blem!)

Diesist dadurch zu sichern, dass im Haushalt ein fester
Betrag zur Verfiigung steht, der den Wettmittelein-
nahmen des Jahres 2007 entspricht. Das ist fur den
Sport eine deutlich bessere Situation, als wir Sie hatten,
wenn wir jetzt zum Beispiel fur das Jahr 2010 dar-
auf hoffen missten, dass der Riickgang der Wettmit-
teleinnahmen nicht so stark wird, wie er bisher war.
Die Situation fiir den Sport wird sich durch dieses Ge-
setz

(Abg. Stroh mann [CDU]J: Verschlech-
tern!)

verbessern und sichern.

Ich méchte im Ubrigen an Thr Selbstbewusstsein
als Haushaltsgesetzgeber appellieren, und ich méchte
sagen: Sie konnen doch dafur sorgen, dass dem Sport
die Mittel zur Verfiigung stehen und gestellt werden,
die er braucht. Dabei mussen wir uns doch nicht auf
Leute verlassen, die Lotto spielen oder wetten. Ich
vertraue auf Sie, und von daher bitte ich Sie auch,
diesem Gesetzentwurf so zuzustimmen! — Ich danke
Thnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)
Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.
Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Erste Gesetz zur Anderung des Bremischen
Glucksspielgesetzes, Drucksache 17/838, in erster Le-
sung beschliefen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafiir SPD, Buindnis 90/Die Griinen und
Abg. M 6 hle [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE, FDP, Abg.
Timke [BIW] und Abg. Tittmann
[parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlie3t
das Gesetz in erster Lesung.

Uberwachung des Jugendschutzgesetzes durch
den Einsatz von jugendlichen Testkauferinnen
und Testkaufern

Mitteilung des Senats vom 23. Juni 2009
(Drucksache 17/852)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Staatsratin
Buse.

Die gemeinsame Beratung ist eréffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Brumma.

Abg. Brumma (SPD): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Wir sprechen heute tiber den Bericht des
Senats vom 23. Juni uber den Einsatz von jugendli-
chen Testkduferinnen und -kdufern zur Uberwachung
des Jugendschutzgesetzes. Wir haben es schon hau-
figer diskutiert, immer mehr Jugendliche fallen durch
exzessives Trinken auf, das Einstiegsalter hat sich re-
duziert. Neben vielen Praventionsangeboten und
MaBnahmen werden von uns auch seit Februar Test-
kaufer in Bremen und Bremerhaven eingesetzt. Wir
folgen hier nur dem Beispiel von Niedersachsen oder
dem im Ausland, wie in GroBbritannien, Danemark
und Schweden.

Fir uns zahlt diese MaBnahme zu den vier Elemen-
ten Ursachenforschung, Pravention, Hilfe und Repres-
sion. Wenn man die Ursachenforschung ansieht, gibt
es inzwischen ganz neue Untersuchungen, unter an-
derem von der Gmunder Ersatzkasse. Sie stellt fest,
dass dieses Phanomen nicht nur in sozialen Randri-
sikogruppen anzutreffen ist, sondern der Alkoholkon-
sum an sich das Problem und die Ursache ist. Das heif3t,
inzwischen sind alle — mehr Jungen als Madchen -
einem hoheren Risiko ausgesetzt, und auch, wenn das
Hobby Partybesuche vorwiegend als Freizeitbeschaf-
tigung vorherrscht oder wenn die Cliquen entspre-
chend einwirken, auch die Familie ist ein ganz wich-
tiger Ort, der solche Jugendlichen gefahrdet.

Man hat herausgefunden, dass Freizeitaktivitaten
wie Sport nur zum Trinken verfiihren, aber nicht zum
Komasaufen, also zum exzessiven Trinken. Kritische
Lebensereignisse oder auch Stress in der Schule sind
ebenfalls Ursachen, wie die Gmiinder Ersatzkasse
festgestellt hat. Auch hat es eine Bedeutung, wie viel
Taschengeld die Jugendlichen bekommen. Wie ge-
sagt, die Ursachenforschung ist hier um einiges weiter.
Die von der Verwaltung durchgefiihrten Testkaufe
dienen uns als Praventionsinstrument und sollen unter
Umstanden auch gegentiber den Handlern, die ver-
kaufen, als repressive Elemente durchgefiihrt werden.

In unserem beschlossenen Antrag vom Februar for-
derten wir einen Bericht vom Senat, wie diese Test-
kaufe organisiert werden, wir haben auch gefordert,
dass die Jugendamter dabei sind, und es sollte auf
freiwilliger Basis geschehen und/oder eine Einwilli-
gung der Erziehungsberechtigten vorhanden sein.
Mindestens 17 Lebensjahre sollte das Alter dieser Test-

©)
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kauferinnen und -kdaufer betragen. Inzwischen gibt
es Ergebnisse. In dem Bericht wurde festgestellt: 70
Prozent der Einzelhandler oder Tankstellen gaben Al-
kohol heraus, in Bremerhaven lag der Anteil sogar
bei 80 Prozent. Leider macht dies deutlich, dass sol-
che Testkaufe ein wichtiges Instrument bei der Al-
koholpravention sind. Wir haben auch Wert darauf
gelegt, dass der Alkohol von den Jugendlichen gleich
nach dem Kauf bei einem Behordenvertreter abge-
liefert wird,

(Heiterkeit bei der FDP)

Sie sollen ihn nicht mit nach Hause nehmen. Das
wurde auch eingehalten.

Wir beflirworten diese Testkaufe, und es soll nicht
so sein, wie es geschehen ist, dass eine Monopolzei-
tung in Bremen diese auf eigene Faust durchfihrt,
sondern wir sind der Meinung, dass die Kaufe unter
staatlicher Aufsicht erfolgen miussen.

Bei der Innenministerkonferenz in Bremerhaven
wurden Prifauftrage fur Testkaufe erteilt. Ablehnend
gegenuber Testkaufen haben sich Berlin und Sachsen-
Anhalt verhalten, wahrend die Lander Baden-Wiirt-
temberg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen und Sachsen-Anhalt Prufauftrage durch-
fuhren und tiber eine professionelle Begleitung bei
Testkaufen Beschliisse fassen wollen. Bayern will, dass
in erster Linie bei Testkaufen Angehdorige der zustan-
digen Vollzugsbehoérden dabei sind. Insgesamt gibt es
hier also groBe Ubereinstimmungen, wenn man die
Innenministerkonferenz an ihren Ergebnissen misst.

Wir als SPD-Fraktion konnen nur sagen, dass sich
die Testkaufe bewahrt haben. Die Erfolge bestatigen
—leider, muss ich sagen — unsere Haltung, aber wir
sagen auch, dass sie nur ein Instrument der gesam-
ten Praventionspalette sind. Wir mussen sehen, dass
das elterliche Verhalten sich andert, denn es stand
vor kurzem erstim , Weser-Kurier"” zu lesen, dass in
Bremen durch Alkoholmissbrauch die Erkrankungs-
quote um elf Prozent gestiegen ist. In Deutschland gel-
ten inzwischen 1,3 Millionen Menschen als abhan-
gig, das ist die Einwohnerzahl von Minchen. Die
Arztekammer schéatzt, dass 9,5 Millionen Menschen
uber 18 Jahre Alkohol in gesundheitlich riskanter
Form verbrauchen. Man kann dazu nattrlich sagen,
dass die Leber mit ihren Aufgaben wachst, aber ich
glaube, ein derart riskanter Versuch scheitert in der
Realitat.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der FDP)

Neben der gesundheitlichen Problematik ist der
Schaden auch volkswirtschaftlich betrachtlich. Es wird
berechnet, dass dieser Alkoholkonsum allein die Ge-
sellschaft 22 Milliarden Euro kostet. Hier sind die Kos-
ten fur die Komasaufer von 500 Euro pro Person mit
einbezogen.

(Glocke)

Ich meine, das ist der richtige Weg. Wir miissen na-
turlich andere Instrumente mit einbeziehen, wir hoffen
allerdings, dass Testkdufe am Ende tuberflissig wer-
den und wir dieses Instrument dann wieder beerdi-
gen konnen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als ndachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Alkoholmissbrauch
von Kindern und Jugendlichen hat in Deutschland
in den letzten Jahren erheblich zugenommen, Herr
Brumma hat soeben schon darauf hingewiesen. Das
unter einigen Kindern und Jugendlichen offensichtlich
so beliebte sogenannte Komasaufen fiihrte allein im
Jahr 2007 in circa 20 000 Fallen zu Krankenhausauf-
enthalten und sogar in einigen Fallen zu Todestallen.
Aus einem Bericht der Drogenbeauftragten der Bun-
desregierung fiir das Jahr 2008 geht hervor, dass 17,4
Prozent der Zwolf- bis Siebzehnjahrigen regelmaBig
Alkohol konsumieren. Ich finde, das ist eine erschre-
ckende Bilanz. Die CDU-Fraktion hat diese Vorfalle
zum Anlass genommen, den Senat zu mehr Aufkla-
rung uber die Gefahren des Alkoholkonsums sowie
zum Einsatz von jugendlichen Testkaufern auf-zufor-
dern. Ziel sollte die bessere Einhaltung des Ju-gend-
schutzgesetzes sein.

Der Mitteilung des Senats vom 23. Juni 2009 zur
Uberwachung des Jugendschutzgesetzes durch den
Einsatz jugendlicher Testkdufer und Testkauferinnen
lasst sich entnehmen, dass in Bremen bisher bei zwei
durchgefiihrten Kontrollen 15 Einzelhandelsgeschafte
uberpruft worden sind und dabei die Jugendlichen
in elf Fallen, was 73,3 Prozent ausmacht, Alkohol er-
werben konnten.

(Abg. Woltemath [FDP]: Skandalos!)

Das finde ich auch, Herr Woltemath!

In Bremerhaven wurde eine Kontrollaktion durch-
gefuhrt, bei der in 25 von 31 Uberpriiften Objekten
— das sind 80,6 Prozent, Sie haben auch schon da-
rauf hingewiesen, Herr Brumma — den Jugendlichen
Alkohol verkauft worden ist. Diese Zahlen belegen
nach Ansicht der CDU-Fraktion eindeutig, dass die
Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes offensicht-
lich in vielen Geschaften kaum Beachtung finden und
Kinder und Jugendliche viel zu leicht an Alkohol ge-
langen konnen. Allerdings hat diese Aktion offensicht-
lich auch dazu gefiihrt — und insofern, glaube ich, hat
diese Aktion sich damit schon als berechtigt darge-
stellt —, dass in vielen Geschaften mittlerweile auf das
Jugendschutzgesetz hingewiesen wird. Wir begrif3en

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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deshalb ausdriicklich das Vorhaben des Senats, auch
in Zukunft jugendliche Testkaufer einzusetzen und
dabei zur Sensibilisierung des Verkaufspersonals bei-
zutragen.

Wir fordern den Senat weiter auf — Herr Brumma
hat es soeben auch schon gemacht —, seine Aufkla-
rungsarbeit hinsichtlich der Gefahren des Alkohol-
konsums sowie entsprechende Praventionskonzep-
te weiter zu verstarken. Aus unserer Sichtist der Senat
sehr verantwortungsbewusst mit dem Instrument des
Einsatzes von jugendlichen Testkauferinnen und
Testkaufern umgegangen. Neben der Einwilligung
der Eltern und der umfangreichen Einweisung der
Testkaufer und Testkauferinnen wurde vom Senat ge-
wahrleistet, dass alle Kontrollen von Mitarbeitern des
Stadtamtes beziehungsweise Ordnungsamtes in Bre-
merhaven sowie von Polizeibeamten begleitet wur-
den. Eine Gefahrdung der jugendlichen Testkaufer,
wie von einigen Kritikern befurchtet, sehen wir nicht.
Auch der Vorwurf, es handle sich dabei um eine
Agent-Provocateur-Aktion, ist aus unserer Sicht nicht
haltbar.

(Abg.Frau Troed el [DIE LINKE]: End-
lich einmal etwas Franzosisches!)

Jetzt komme ich zu Ihnen, Frau Troedel! Anschlie-
Bend seimir noch ein Hinweis in Richtung der Frak-
tion DIE LINKE gestattet, die unseren damaligen An-
trag abgelehnt hatte. Einer Ihrer politischen Urvater
hat den Grundsatz gepragt , Vertrauen ist gut, Kon-
trolle ist besser!”.

(Heiterkeit — Zuruf der Abg. Frau Troe -
d el [DIE LINKE])

Dem ist, glaube ich, nichts hinzuzufugen! — Danke
schon!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Cakici.

Abg. Frau Cakici (DIE LINKE) *): Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass wir
dieses Thema nattiirlich etwas anders sehen, wurde
ja schon angedeutet. Durch die Kleine Anfrage war
eigentlich schon klar, dass wir das Thema weder
rechtlich noch ethisch als geklart betrachten. Test-
kaufe durch Jugendliche konterkarieren den Jugend-
schutz, sie stiften Jugendliche zum Rechtsbruch von
staatlicher Seite aus an, sie stellen ein Denunziati-
onsprinzip in den Vordergrund, bei dem Testkaufer-
innen und -kaufer zum Agent Provocateur werden
und Polizeiaufgaben tUbernehmen. Die Testkaufe
dienen nicht, wie der Senat es darstellt, der Sensibi-
lisierung. In der Vorlage wird namlich explizit da-
rauf verzichtet, Verwarnungen gegen die Verkaufs-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

stellen auszusprechen, sondern die direkte Ahndung
anvisiert.

Wir befurworten, dass die BuBgeldbescheide nicht
nur gegen das Verkaufspersonal, sondern auch ge-
gen die Geschaftsfuhrungen ausgesprochen werden.
Das Verkaufspersonal ist haufig gestresst, iberarbeitet
und zu schlechten Konditionen angestellt.

(Zurufe von der CDU)

Doch, so ist es! Zudem existieren auch interne An-
weisungen, Alkohol zu verkaufen, um den Umsatz zu
steigern. Dafir dirfen Verkauferinnen und Verkau-
fer nicht verantwortlich gemacht werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Geschaftsfuhrungen haben eine besondere Verant-
wortung zur Einhaltung des Jugendschutzes und soll-
ten deshalb auch hauptsachlich dafir eintreten.

Die Probleme mit den Testkaufen sind nicht nur die
ethischen Fragen und die Verlagerung ordnungspo-
lizeilicher Aufgaben, sondern auch die Tatsache, dass
dadurch Tur und Tor gedffnet wird, denn erstens sind
sie auch auf alle moglichen anderen Gebiete tuber-
tragbar — es wurde ja auch schon berichtet, dass bei
Lottoannahmestellen auch Tests durch Jugendliche
durchgefiuhrt werden sollen —, und zweitens mussen
Testkaufe, um die Effektivitdat aufrechtzuerhalten,
standig wiederholt werden. So werden Polizeiaufga-
ben auf jugendliche Azubis Uibertragen.

Zwar schreibt der Senat in seiner Antwort, dass die
Auszubildenden freiwillig an den Testkaufen teilnah-
men. Im Kontext einer Ausbildung ist es aber unwahr-
scheinlich, dass Jugendliche die Teilnahme verwei-
gern wurden, wenn sie Ihnen nahegelegt wird.

Mit der Durchfiihrung der Testkaufe wird die ab-
lehnende Haltung vieler Organisationen und Fach-
gremien ignoriert, das muss an dieser Stelle auch ein-
mal erwahnt werden. Der Deutsche Kinderschutz-
bund, die Kinderkommission des Bundestages und
auch die niedersachsische SPD-Fraktion haben Test-
kaufe von Jugendlichen abgelehnt,

(Beifall bei der LINKEN)

denn sie untergraben den Schutz und den Erziehungs-
auftrag. Jugendliche werden zu Misstrauen erzogen,
sie sollen mit den Testkdufen gezielt andere in die
Falle locken. Ihnen wird signalisiert, dass sie das Ge-
setz brechen dirfen, wenn die Politik es will. Geset-
ze werden so zu einem dehnbaren Gegenstand, und
auch uneingeschrankt, das ist ein vollig falsches Si-
gnal.

Der Senat betrachtet die rechtlichen, padagogischen
und ethischen Fragen als geklart, wir nicht! Der Bruch
des Jugendschutzes wird damit gerechtfertigt, dass
die Spirituosen direkt nach dem Erwerb abgenom-

(D)
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men werden. Ein entsprechendes Rechtsgutachten
liegt uns auch nicht vor. Die Vermutung liegt einfach
nahe, dass diese Testkaufe einfach durch den Spar-
druck vorgenommen werden, denn die Polizei hat 100
Stellen zu wenig. Da verwundert es nicht, dass die
ordnungspolizeiliche Kontrolle von Alkohol und Test-
kaufen etwas zu kurz kommt. Wenn man sich einmal
anschaut, wer alles dabei ist, das Jugendamt ist dabei,
und was man dann noch an Personal und Verwal-
tungskosten hat, dann wiirde ich sagen, das Geld ist
definitiv in der Pravention besser angelegt, und darti-
ber sollte man zukinftig nachdenken. — Danke schon!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Hinners, wir haben das
damals auch abgelehnt, weil wir namlich genau in die-
sem Punkt Bedenken hatten, dass wir hier Jugend-
liche zu etwas anstiften und animieren, was sie nor-
malerweise eventuell gar nicht tun wiirden, und wir
hier auch das Vertrauen und das Verstandnis in den
Rechtsstaat untergraben. Deshalb haben wir es ab-
gelehnt, mit diesen Testkaufern zu operieren. Wir ha-
ben aber damals ausdrucklich gesagt, dass man es
bei ausuferndem Alkoholmissbrauch und Alkoholkon-
sum, den wir ja teilweise beobachten konnen — und
wir haben jetzt gerade wieder die Debatte mit den
Schaustellern auf dem Freimarkt gehabt, dass es da
wieder Problemlagen im Vorfeld der Burgerweide ge-
geben hat —, in den Griff bekommen muss. Da ha-
ben wir, glaube ich, parteiubergreifend die dringende
Bitte, dass wir hier ein nachhaltiges Praventionspro-
gramm auflegen.

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

Der Senat hat zwar hier alles sehr schon beschrie-
ben, auch, welche Kontrollen er durchgefiihrt hat. Nun
haben wir die Erkenntnis, aber das hatten wir vielleicht
auch vorher so sagen konnen, die Jugendlichen miis-
sen ja irgendwie sowieso an den Alkohol kommen.
Entweder konnen sie ihn selbst kaufen — die Wahr-
scheinlichkeit war relativ gro83, dass sie es konnen,
dass es irgendwo immer wieder Leute gibt, die ih-
nen Alkohol verkaufen —, oder sie beschaffen sich Al-
kohol durch andere Erwachsene.

Mir kommt aber in dieser Mitteilung des Senats viel
zu kurz, welche Mainahmen des Jugendschutzes
denn jetzt eingeleitet werden. Was sind denn die
weiteren Konsequenzen aus der Erkenntnis, dass wir
hier Alkoholmissbrauch haben, und welche Program-
me werden denn da aufgelegt? Da miissen wir den
Finger in die Wunde legen und sagen, dass wir hier
mit groBem Nachdruck eine viel starkere Aufklarungs-
kampagne bei Kindern und Jugendlichen brauchen,

dass man vom Alkohol und vom Alkoholkonsum weg-
kommt und dass vor allem diese tiiberforderten Ereig-
nisse, die wir jetzt auch im Zusammenhang mit dem
Freimarkt sehen, eingedammt werden. — In diesem
Sinne vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Webe1:: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Ozturk.

Abg. Oztiirk (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Nach einer Studie der Bundeszentrale
fur gesundheitliche Aufklarung ist Alkohol das am
weitesten verbreitete Suchtmittel unter Jugendlichen.
Nach einer Anfrage unserer grinen Fraktion hier in
der Fragestunde wurden im Zeitraum von Juli 2008
bis Juni 2009 in einer Altersgruppe der Elf- bis Funf-
zehnjahrigen, Frau Cakici, jeweils 91 Jungen und 97
Madchen sowie in der Altersgruppe der Sechzehn-
bis Siebzehnjahrigen weitere 66 Jungen und 43 Mad-
chen wegen einer Alkoholvergiftung behandelt. Das
sind nur die Extremfalle, die dokumentiert werden
konnen, die Dunkelziffer liegt deutlich hoher. Die-
ser Bedarf ist durchaus gegeben, dass man hier —und
so hatten wir uns hier in der Burgerschaft im Febru-
ar eingesetzt — den Dringlichkeitsantrag zusammen
mit uns, der SPD und der CDU verabschiedet.

Der Senat wurde beauftragt, die Einhaltung des Ju-
gendschutzgesetzes durch den Einsatz von jugend-
lichen Testkaufern zu uberwachen. Insbesondere die
nicht erlaubte Abgabe von alkoholischen Getranken
an Jugendliche sollte stichprobenartig tiberpruft, und
entsprechende VerstoBe gegen das Jugendschutzge-
setz sollten geahndet werden. Als Griune hatte wir
gefordert, dass eine konsequente Einhaltung des Ju-
gendschutzes beim Einsatz von Testkaufern einzu-
halten ist. Dieser Forderung hatten sich die Fraktio-
nen von CDU und SPD angeschlossen.

Es geht nur um den Jugendschutz. Um den Jugend-
schutz zu gewahrleisten, wurden folgende Kriterien
vereinbart: Erstens, ein Mindestalter von 17 Jahren;
zweitens, eine freiwillige Teilnahme; drittens, teilneh-
men dirfen nur Auszubildende des Amts fiir Sozia-
le Dienste; viertens, das Einverstandnis der Eltern
muss vorliegen; funftens, die Durchfiithrung einer Vor-
und Nachbereitung; sechstens, eine standige Beglei-
tung durch eine Amtsperson wahrend der Testkau-
fe; siebtens — und das ist das entscheidendste Krite-
rium —, dass der erworbene Alkohol durch die jugend-
lichen Testkaufer direkt nach Verlassen des Geschafts
an die amtlichen Begleitpersonen ubergeben wird.

Ich mochte den Argumenten seitens der LINKEN
und der FDP ein bisschen widersprechen und mochte
es auch belegen. In diesem Zusammenhang ist es
namlich wichtig zu erwahnen, dass die Testkaufer-

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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innen und Testkaufer verpflichtet sind, das Verkaufs-
personal nicht irrezuleiten. So sollen sie bei Fragen
des Verkaufspersonals wahrheitsgemall antworten
und auf Verlangen Ausweise vorlegen. Ferner ist zu
erwahnen, dass die Jugendlichen durch die freiwil-
lige Teilnahme jederzeit und ohne Angabe von Grun-
den diesen sogenannten Einsatz abbrechen konnen.

Um an dieser Stelle noch einmal den Charakter die-
ser MafBnahme zu verdeutlichen: Es geht hierbei um
Pravention und nicht um Strafverfolgung beziehungs-
weise Verfolgen von Ordnungswidrigkeiten. Es geht
hier ganz konkret um die Wahrung des Jugendschut-
zes, es sollte namlich selbstverstdndlich sein, dass das
Alter durch das Verkaufspersonal zu tiberprufen ist,
wenn junge Menschen Alkohol erwerben mochten.
Diesistnoch lange keine Garantie dafur, dass ihnen
trotz ihres jungen Alters branntweinhaltige alkoho-
lische Getranke verkauft werden, was bei den Test-
kaufen festgestellt wurde.

An dieser Stelle mochte ich kurz zwei Zahlen er-
wdahnen: In Bremen gab es — Herr Hinners hatte es
vereinzelt dargestellt, ich fasse die Zahlen zusammen
— im Jahr 2009 insgesamt 48 Kontrollen, davon 30
VerstoBe. Das heifit, 30 Mal wurde an Jugendliche,
die eindeutig minderjahrig waren, Alkohol verkauft,
und es geht hier nicht um Bier und Wein, sondern
um Alkohol wie Wodka oder Whiskey. In Bremerhaven
wurden im Jahr 2009 128 Kontrollen durchgefuhrt
und 58 VerstoBe festgestellt. In dem Fall wurden auch
ganz schwere Alkoholika an junge Menschen ver-
kauft.

Was interessant ist, viele von uns gehen sicherlich
regelmalig einkaufen, das sieht man schon in den
Supermarkten und in diesen Kiosken, allein die Dis-
kussion tber den Einsatz von jugendlichen Testkau-
ferinnen und Testkaufern hat bewirkt, dass die Schil-
der mehrfach sichtbar an den Kassen aushangen, dass
das Verkaufspersonal ofter nach dem Ausweis fragt
und dass dadurch auch ein Rickgang zu verzeich-
nenist. Schaut man sich die Einzelmonate an, die auch
von Herrn Hinners erwahnt wurden, gibt es Fluktu-
ation. In einigen Monaten hat die Anzahl der Kon-
trollen zugenommen, aber die Anzahl der Menschen,
die Alkohol verkauft haben, hat abgenommen, es wa-
ren viele Wiederholer dabei.

Am Schluss mochte ich es noch einmal ganz ge-
nerell auf einen Punkt bringen, der fir uns Griine am
wichtigsten ist, namlich dass der Verkauf an Jugend-
liche unterbunden wird. Eines kann ich mir jetzt nicht
verkneifen, Frau Cakici: Der Einsatz der Jugendli-
chen ist freiwillig, und wenn Jugendliche Alkohol er-
werben mochten, tun sie das auch freiwillig.

(Zuruf der Abg. Frau Troed el [DIE
LINKE])

Frau Troedel, wenn Jugendliche am Samstagabend
durch das Viertel laufen und Lust auf Wodka haben
und ihn kaufen mochten, tun sie das freiwillig. Ich

frage mich, wo ist da der Denunzianten-Grund vor-
handen, wo ist das der Fall, dass man die Jugendli-
chen irreleitet, dass sie ein schlechtes Vorbild sind?
Sie tun ohne Einschrankung alles Erdenkliche, um
an Alkohol heranzukommen, und da ist das Verkaufs-
personal gefordert, da ist der Handel gefordert, da
sind die Gewerkschaften gefordert.

(Abg.Frau Troed el [DIE LINKE]: Die
Politik ist gefordert!)

Die Politik ist sowieso gefordert, indem sie solche MaB-
nahmen ergreift, die nicht von Dauer sind, die auf eine
gewisse Frist angelegt sind, um eben immer wieder
mit diesen MafBinahmen zu signalisieren, dass der Han-
del hier auf dem falschen Weg ist.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Daher mochte ich in Richtung von Herrn Woltemath
sagen, dass man den ausufernden Alkoholkonsum
mit nachhaltigen Praventionsprogrammen in den Griff
bekommen muss. Ahnliches hat auch DIE LINKE
gesagt, aber es wurde hier mit keinem Satz erwahnt,
welche Programme Sie meinen, wie Sie das meinen
oder in welcher Weise man das in den Griff bekom-
men soll. Dieses Programm ist vollig praventiv, Herr
Woltemath.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen — Abg.
Woltemath [FDP]: Das soll der Senat
doch aufschreiben!)

Das konnen wir gleich besprechen! Meine Redezeit
ist vorbei, deswegen mochte ich mich eventuell sogar
in der zweiten Runde —ich sehe, da waren Wortmel-
dungen — noch einmal melden. — Danke schoén!

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Lieber Herr Kollege, da
stimme ich IThnen zu! Man braucht ja manchmal am
Samstagabend nur durch das Ostertor zu laufen und
sich anzuschauen, wer dort Alkohol erwirbt und wer
davon eventuell minderjahrig ist. Ich sage, da brau-
chen wir nur eine Polizeistreife vor bestimmte Super-
markte und Laden zu stellen, die kann das ganz ein-
fach kontrollieren.

(Abg.Frau Garling [SPD]: Genau! Ein
Polizist fiir jede Kasse!)

Jeder, der mit Alkohol dort herauskommt, zeigt sei-
nen Ausweis, und dann haben wir festgestellt, wer
daillegal, gesetzeswidrig Alkohol eingekauft hat und
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wer nicht. Da brauchen Sie tiberhaupt keine Testkau-
fer!

(Beifall bei der FDP)

Diese Eierei mit irgendwelchen Testkaufern brau-
chen Sie dann Uiberhaupt nicht zu machen! Das ha-
ben wir gesagt, das kritisieren wir. Fir uns ist wich-
tig, Alkoholkonsum von Jugendlichen und Minder-
jahrigen zu unterbinden, weil das so im Gesetz steht
und weil das Jugendschutz ist, das haben wir gesagt.
Das mit den Testkaufern ist fiir uns auf der anderen
Seite viel zu nebulds, das haben wir zuruckgewie-
sen, und ich finde, das kann man auch akzeptieren,
da muss man hier nicht so einen Eiertanz auffiihren.

(Beifall bei der FDP)

Wir konnen das gern machen, wir konnen ja einmal
schauen, welche Leute da jetzt am Samstagabend im
Ostertor Alkohol kaufen. Ich meine, wir diirfen die
nattrlich nicht nach dem Ausweis fragen, aber wir
werden das ziemlich deutlich feststellen.

Was ich kritisiert habe, ist: Ich muss doch hier nicht
hineinschreiben, was der Senat fur Schlussfolgerun-
gen daraus zieht, das ware ja noch schoner! Ich mache
jetzt einmal einen Zwischenruf: Bravo!

(Beifall bei der FDP)

Nein, der Senat muss doch hineinschreiben, was er
jetzt fur Schlussfolgerungen daraus zieht.

Wir haben jetzt festgestellt, es wird in Bremen of-
fensichtlich Alkohol in umfangreichem MaRe an Per-
sonen unter 18 Jahren verkauft, ohne dass nach dem
Ausweis gefragt wird. Das brauchen wir nicht mehr
zu verifizieren, das haben wir jetzt ermittelt. Da mochte
ich einmal sagen, was das hier fur eine Auflistung
ist, das ist schone Prosa. Man hatte es aber wirklich
einmal hineinschreiben konnen, wenn Sie das jetzt
alles so genau kontrolliert haben méchten und so ge-
nau nachgefragt werden soll — sind das Internetca-
fés, ist das mehrheitlich an Tankstellen, ist das mehzr-
heitlich an Kiosken, um welche Uhrzeiten war das,
wann sind sie dorthingegangen? —, dann brauche ich
nicht solch eine Auflistung vorzulegen, um dann unten
mit einem schonen Prosatext zu schreiben, das ist jetzt
alles wunderbar. Nein, so kann es nicht funktionie-
ren!

(Beifall bei der FDP)

Da muss man genauer arbeiten, dann hatte ich mir
jetzt auch genauere Arbeit gewlinscht und nicht, solch
ein Papier vorzulegen. — Danke!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE) *): Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich muss
sagen, ich finde die Diskussion auch recht sonder-
bar. Wenn es uns darum geht, dass wir sagen, wir wol-
len Pravention machen, wir wollen Jugendliche vor
Alkohol schiitzen, finde ich, sollte man tiberlegen, wie
wir das tun, welche Aufklarungsprogramme es gibt
und so weiter. Ich finde auch, wenn wir feststellen
wollen, welche Verkaufsstellen gegen dieses Alko-
holverbot des Verkaufs an Jugendliche verstofen,
macht man solch eine MaBnahme, wie die FDP sie
eben vorgestellt hat. Wenn ich in meinen Supermarkt
gehe, muss ich mich nur einmal an die Kasse stel-
len, und dann weil} ich mit sehr groBer Wahrschein-
lichkeit, wer jugendlich ist und ob sie kontrolliert wer-
den oder nicht. Das kann man doch einfach sehen,
und dann kann man daraus Schliisse ziehen.

Das Schlimmste an der Sache ist: Was sollen denn
die jugendlichen Testkaufer bei dieser Geschichte ler-
nen? Die werden losgeschickt, und man sagt ihnen
dann, ihr sollt jetzt herausbekommen, ob es Geset-
zesbrecher in dieser Art und Weise gibt. Was stellen
sie dann fest, was lernen sie? Ja, es gibt Gesetzes-
brecher, oder nein, es gibt keine. Was hat das fiir einen
Sinn fur diese Jugendlichen, was haben sie daraus
gelernt? Sie haben vielleicht daraus gelernt, dass es
uberall immer wieder Schlupflécher gegen gesell-
schaftlich ausgesprochene Verbote gibt, aber es tragt
uberhaupt nichts zur Alkoholpravention bei, diese Ju-
gendlichen zu erreichen.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/Die
Grunen]: Das hilft, das zu unterbinden!)

Deshalb halte ich solch eine MalBnahme einfach fiir ab-
surd und schwachsinnig!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Webelj; Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Ozturk.

Abg. Oztiirk (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Fecker hat hier gerade genau
das Richtige gesagt, was in diese Richtung geht. Ich
mochte zwei Dinge erwahnen: Was wir nicht machen
durfen, ist, erstens, die Jugendlichen zu kriminalisie-
ren.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Herr Woltemath, ich weill ungefahr, wie Sie es ge-
meint haben, aber es bringt nichts, Polizeibeamte vor
den Kiosk zu stellen, die dann die Jugendlichen ab-
greifen, nach dem Ausweis fragen und ihnen die Wod-
kaflasche abnehmen. Das ist Lobbyismus-Politik pur!

(Abg. Woltemath [FDP]: Wasist das?)

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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Lobbyismus-Politik, habe ich gesagt! Der Verusacher,
der diesen Alkohol an die jungen Menschen verkauft,
darf weiter verkaufen. Die Jugendlichen, die diesen
Alkohol erworben haben, werden kriminalisiert, Herr
Erlanson? Das ist das, was Sie gesagt haben. Sie spre-
chen von Aufklarungsprogrammen, es gibt eine Men-
ge Aufklarungsprogramme, trotzdem sterben junge
Menschen nach Discobesuchen am Wochenende -
wie jungst dieses Wochenende auch — bei einem Ver-
kehrsunfall. Es ist immer schwierig, wie und inwie-
weit Aufklarungsprogramme wirken.

Ich mochte jetzt bei dem Thema polizeiliche Kon-
trollmafinahmen bleiben. DIE LINKE hat in der Klei-
nen Anfrage — die habe ich namlich auch durchge-
lesen — gefragt, ich zitiere mit Genehmigung des Pra-
sidenten: , Wie verhalt sich im Vergleich dazu die Ef-
fektivitat gezielter polizeilicher Kontrollen?" Antwort
des Senats: , Polizeiliche Kontrollen, ohne den Ein-
satz jugendlicher Testkaufer/-innen, sind im Vergleich
weniger effektiv, weil bei einem konkreten Versto3
die direkte Abgabe an Kinder oder Jugendliche durch
den Gewerbetreibenden nachgewiesen werden muss. *
Das ist das, was ich meine, Herr Woltemath! Was bringt
es, Polizeibeamte vor Kiosken aufzustellen, junge Men-
schen zu kriminalisieren, ihnen auf die Finger zu hau-
en, den Ausweis zu verlangen, die Flasche abzuneh-
men, wenn der Verursacher dieses Prinzips, namlich
Wodkaverkauf an junge Menschen, straffrei davon-
kommt? Wahrend die Polizei die drei Jugendlichen
kontrolliert — denn so viele Beamte haben wir nicht
—, wird im Kiosk noch an zehn weitere Menschen Al-
kohol verkauft.

Wir haben gerade auch dartiber gesprochen, wie
das war, als wir wahrend des Freimarkts mit der Innen-
deputation bei den Schaustellern waren. Da wurde
uns doch klipp und klar erklart, dass ein ganz bekann-
ter, renommierter, riesengrofer Supermarkt —den Na-
men mochte ich jetzt nicht nennen —, der direkt am
Bahnhof ist, selbst die Milchprodukte aus dem Re-
gal am Samstagabend wegraumt, Alkohol einraumt
und den jungen Menschen vor den Augen der Er-
wachsenen - Frau Cakici, gehen Sie einmal dahin!
— Wodka verkauft, ohne auch nur den Ausweis zu
kontrollieren. Herr Erlanson, mit welchem Aufkla-
rungsprogramm mochten Sie da denn wirken? Wol-
len Sie sich vor den Supermarkt stellen und den jungen
Menschen sagen, trinkt bitte nicht so viel, ihr seid erst
17, ihr durft das gar nicht trinken? Herr Erlanson, sie
wirden Sie auslachen! — Danke schon!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen — Abg.
Frau Troed el [DIE LINKE]: Aufklarung
beginnt vorher!)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
Frau Staatsratin Buse.

Staatsrdatin Buse*): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Die Burgerschaft hat den Senat damit be-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

auftragt, das Jugendschutzgesetz durch den Einsatz
von jugendlichen Testkauferinnen und Testkaufern zu
uberwachen. Das hat der Senat getan, und ich glau-
be, er hat dargestellt, dass diese MaBnahme nicht leicht-
fertig verabredet worden ist, sondern im Hinblick auf
die groBle Gefahrdung, der die Jugendlichen durch
Alkoholkonsum ausgesetzt sind, veranlasst worden
ist.

Ich glaube, es ist klar geworden, dass die Art und
Weise, wie diese MalBinahmen durchgefiithrt worden
sind, wirklich jenseits jeder Kritik stehen. Der Frak-
tion DIE LINKE kann ich sagen, es ist richtig, es ist
nicht Ziel dieser Aktion gewesen, die Jugendlichen,
die dort versucht haben, Alkohol einzukaufen, fort-
zubilden. Das ist sicherlich auch geschehen, indem
ihnen namlich klargemacht wurde, dass sie das als
17-Jéahrige nicht durfen und dass deswegen dieser
ganz besondere Aufwand erforderlich war, um die-
se Aktion durchzufiihren. Nein, Ziel ist allein gewe-
sen, eine PraventionsmaBnahme durchzufiihren, die
bei den vielen Geschaftsinhabern und bei den vielen
Kassiererinnen und Kassierern eine Sensibilitdat weckt
und sie daran erinnert, ihnen ins Bewusstsein ruft,
dass die Abgabe von Alkohol an Jugendliche verboten
ist. Ich glaube, dass genau dies mit einer solchen Ak-
tion erreicht wird.

Wir haben ja auch gesehen, dass bei den Nach-
folgekontrollbesuchen die Zahlen gesunken sind. Es
ist einfach wichtig, dieses Instrument genauso zu nut-
zen. Es wiirde meiner Ansicht nach schon ausreichen,
einfach uber die Tatsache zu berichten, dass es so
etwas wie Testkaufe gibt, dass diese Stadt nicht be-
reitist hinzunehmen, wenn Alkohol an Jugendliche
abgegeben wird. Daher glaube ich, dass dies eine Ak-
tion gewesen ist, die dazu beigetragen hat, dieses
Problem in den Koépfen zu verankern.

Ich mochte allerdings auf noch etwas hinweisen,
dass es eben nicht geht, nur immer mit dem Finger
auf andere zu zeigen. Wir, wie wir hier alle stehen
und sitzen, haben eine Verantwortung. Wie sollen wir
denn Jugendlichen klarmachen, dass Alkohol trin-
ken etwas nicht Erstrebenswertes ist, wenn wir selbst
mit einem Beispiel vorangehen, das das moglicher-
weise nicht vermittelt? Auch wir kénnten uns tiber-
legen, ist es denn wirklich so, dass Alkohol ab 18 Jah-
ren dann etwas ungefahrlicher ist?

(Beifall bei der LINKEN)

Esist, glaubeich, nicht ganz so, daher mochte ich diese
Situation hier einmal nutzen, Ihnen vielleicht diesen
Punkt ein wenig ins Gedachtnis zu rufen.

Im Ubrigen darf ich Thnen auf die Frage mitteilen,
was der Senat sonst zu tun gedenkt, um Alkoholmiss-
brauch bei Jugendlichen zu vermeiden: Es gibt in
vielen Bereichen Konzepte und MafBinahmen, sowohl
im Ressort Bildung als auch bei Jugend und Sozia-
les, und auch beim Senator fiir Inneres werden wei-
tere MaBnahmen durchgefiihrt. Wir sind beispiels-
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weise auch in Gesprachen mit der Getrankeindus-
trie, mit den grof3en Supermarktketten, mit denen wir
erortern, wie man es auch den Kassiererinnen und
Kassierern noch erleichtern kann, die Aufmerksam-
keit beim Verkauf von Alkohol zu starken. Das kann
man durch Kassensysteme machen, die dann prak-
tisch die Beschaftigten an der Kasse verpflichten, einen
Moment innezuhalten, den Blick zu heben und dem-
jenigen, dem dort etwas verkauft wird, ins Auge zu
sehen und vielleicht auch noch in den Ausweis, und
das sind alles Dinge, die ineinandergreifen mussen.

In diesem Sinne ist dieser Teil, den wir hier heute
besprechen, die Uberwachung des Jugendschutzes
durch den Einsatz von Testkaufern, ein kleiner Mo-
saikstein in einer Aufgabe, die sehr viel groBer ist,
und wie ich gerade schon gesagt habe, wirde ich Sie
bitten, sich vielleicht auch selbst mit dem einen oder
anderen guten Beispiel daran zu beteiligen. — Ich
danke Thnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich will nur noch einen Satz sagen,
das binich jetzt einfach dem Kollegen Oztiirk schuldig.
Esist iberhaupt nicht die Rede davon gewesen, dass
hier jemand die Jugendlichen kriminalisieren will. Es
geht doch genau darum, den Ladenbesitzern und den
Supermarkten zu signalisieren, dieser Verkauf ist il-
legal, was ihr da macht, das geht so nicht. Darum geht
es, und da muss man sich dann eben auch einmal
vernunftige und vielleicht auch einmal pfiffige MaB-
nahmen uberlegen,

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

nattirlich nicht nur mit einer Polizeistreife vor der Ttir,
aber das muss ich jetzt hier nicht weiter erlautern.
Insofern sind wir an diesem Punkt doch vollig einer
Meinung, und ich finde, diese Polemik an dieser Stelle
war ein schoner Abschluss, und dann mache ich den
Zwischenruf dazu: Bravo! — Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/852, Kenntnis.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
esistjetzt vereinbart worden, dass wir die Tagesord-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

nungspunkte aufrufen, die ohne Debatte vorgesehen
sind.

Bremisches Gesetz iiber den Vollzug der Unter-
suchungshait (Bremisches Untersuchungshaft-
vollzugsgesetz — BremUVollzG)

Mitteilung des Senats vom 1. September 2009
(Drucksache 17/914)
1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Bremische Gesetz tiiber den Vollzug der
Untersuchungshaft, Drucksache 17/914, in erster Le-
sung beschliefen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlie3t
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Esist vorgesehen, nach der ersten Lesung den Ge-
setzesantrag an den Rechtsausschuss zu tiberweisen.

Wer der Uberweisung des Gesetzesantrags zur
Beratung und Berichterstattung an den Rechtsaus-
schuss seine Zustimmung geben mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) uberweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber 6ffentliche
Rechtsberatung in der Freien Hansestadt Bremen

Mitteilung des Senats vom 29. September 2009
(Drucksache 17/941)
1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Gesetzes tiber
offentliche Rechtsberatung in der Freien Hansestadt
Bremen, Drucksache 17/941, in erster Lesung be-
schlieBen mochte, den bitte ich um das Handzeichen!
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Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlie3t
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Anderung des Vermessungs- und
Katastergesetzes und iiber die Mitwirkung im
amtlichen Vermessungswesen

Mitteilung des Senats vom 29. September 2009
(Drucksache 17/942)
1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Vermessungs-
und Katastergesetzes und tiber die Mitwirkung im
amtlichen Vermessungswesen, Drucksache 17/942,
in erster Lesung beschlieBen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Anderung des Bremischen Wahlgesetzes

Antrag des nichtstandigen Ausschusses , Erleich-
terung der Volksgesetzgebung und Weiterent-
wicklung des Wahlrechts*
vom 23. September 2009
(Drucksache 17/934)

2. Lesung

Die Birgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des nichtstandigen Ausschusses ,Erleichterung der
Volksgesetzgebung und Weiterentwicklung des Wahl-
rechts” in ihrer 52. Sitzung am 1. Oktober 2009 in
erster Lesung beschlossen.

Wir kommen nun zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen
Wahlgesetzes entsprechend der Beschlussempfehlung
Nummer 2 des nichtstdandigen Ausschusses , Erleich-
terung der Volksgesetzgebung und Weiterentwick-
lung des Wahlrechts”, Drucksache 17/934, in zwei-

ter Lesung beschlieBen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Daftur SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDPund Abg. M 6 h 1 e [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Abg. Tim k e [BIW]und
Abg. Tittm ann [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in zweiter Lesung.

Gesetz zu dem Staatsvertrag iiber die Einrichtung

eines nationalen Mechanismus aller Lander nach

Artikel 3 des Fakultativprotokolls vom 18. De-

zember 2002 zu dem Ubereinkommen der Ver-

einten Nationen gegen Folter und andere grau-

same, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe

Mitteilung des Senats vom 8. September 2009
(Drucksache 17/920)
2. Lesung

Die Burgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 52. Sitzung am 1. Oktober 2009
in erster Lesung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag tiber die Ein-
richtung eines nationalen Mechanismus aller Lander
nach Artikel 3 des Fakultativprotokolls vom 18. De-
zember 2002 zu dem Ubereinkommen der Vereinten
Nationen gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe, Drucksache 17/920, in zweiter Lesung beschlie-
Ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Anderung des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes

Mitteilung des Senats vom 22. September 2009
(Drucksache 17/931)
2. Lesung

Die Burgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 52. Sitzung am 1. Oktober 2009
in erster Lesung beschlossen.
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Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes in zweiter Lesung be-
schliefen mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlie3t
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds des Stifungsrates der Stiftung
~Wohnliche Stadt”

Meine Damen und Herren, der Wahlvorschlag liegt
Thnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buiirgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Hol-

stein, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land

Mecklenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt

Bremen und dem Land Niedersachsen iiber den Bei-

tritt des Landes Niedersachsen zur rechtsfdihigen An-
stalt des offentlichen Rechts ,Dataport*

Mitteilung des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/951)

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von dem Staats-
vertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der
Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Meck-
lenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen
und dem Land Niedersachsen uber den Eintritt des
Landes Niedersachsen zur rechtsfahigen Anstalt des
offentlichen Rechts ,Dataport”, Drucksache 17/951,
Kenntnis.

13. Staatsvertrag zur Anderung rundfunkrecht-
licher Staatsvertrdage (13. Rundfunkdanderungs-
staatsvertrag)

Mitteilung des Senats vom 13. Oktober 2009
(Drucksache 17/956)

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Uberweisung zur Beratung und Berichter-
stattung an den Ausschuss fur Informations- und Kom-
munikationstechnologie und Medienangelegenhei-
ten vorgesehen.

Wer der Uberweisung des 13. Staatsvertrages zur
Anderung rundfunkrechtlicher Staatsvertrédge mit der
Drucksachen-Nummer 17/956 zur Beratung und Be-
richterstattung an den Ausschuss fur Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten seine Zustimmung geben mochte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) uberweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 27
vom 20. Oktober 2009

(Drucksache 17/962)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.
Wir kommen daher zur Abstimmung.
Es ist getrennte Abstimmung beantragt.

Zuerst lasse ich iiber die Petition L. 17/647 abstim-
men.

Wer der Behandlung der Petition L 17/647 in der
empfohlenen Art zustimmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafur SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen,
FDP,Abg. Timk e [BIW]undAbg. Titt-
m ann [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?
(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlie3t
entsprechend.

Nun lasse ich tiber die restlichen Petitionen abstim-
men.
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Wer der Behandlung der restlichen Petitionen in der
empfohlenen Art zustimmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlie3t
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Han-
sestadt Bremen und dem Land Niedersachsen zur
Aufhebung des Staatsvertrags iiber die Ausdehnung
der Gerichtsbezirke in der Sozialgerichtsbarkeit in
Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung ein-
schlieBlich der Uniallversicherung fiir den Bergbau
auf das Gebiet der Freien Hansestadt Bremen
Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/963)
1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen zur Aufhebung des Staatsvertrags uber die Aus-
dehnung der Gerichtsbezirke in der Sozialgerichts-
barkeit in Angelegenheiten der Knappschaftsversi-
cherung einschlieBlich der Unfallversicherung fiir den
Bergbau auf das Gebiet der Freien Hansestadt Bre-
men, Drucksache 17/963, in erster Lesung beschlie-
Ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung und um Beschlussfassung in erster und zwei-
ter Lesung gebeten hat und die Fraktionen der SPD
und Bundnis 90/Die Grunen dies als Antrag ibernom-
men haben, lasse ich dartiiber abstimmen, ob wir jetzt
die zweite Lesung durchfiihren wollen.

Wer dafir ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) beschlief3t
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen zur Aufhebung des Staatsvertrags tiber die Aus-
dehnung der Gerichtsbezirke in der Sozialgerichts-
barkeit in Angelegenheiten der Knappschaftsversi-
cherung einschlieBlich der Unfallversicherung fiir den
Bergbau auf das Gebiet der Freien Hansestadt Bre-
men in zweiter Lesung beschlieBen mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlieB3t
entsprechend.
(Einstimmig)

Gesetz zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsricht-
linie im Land Bremen und Novellierung weiterer
Rechtsnormen
Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/964)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Umsetzung der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie im Land Bremen und Novellierung wei-
terer Rechtsnormen, Drucksache 17/964, in erster Le-
sung beschliefen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Daftir SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen,
Abg. Timke [BIW] und Abg. Titt-
m ann [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE und FDP)

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

Anderung der Zahl der Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder des Ausschusses fiir
die Gleichstellung der Frau

Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU, Bund-
nis 90/Die Griinen, DIE LINKE und der FDP
vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/976)

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.
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Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU,
Biindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE und der FDP mit
der Drucksachen-Nummer 17/976 seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.
(Einstimmig)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit sind
wir an das Ende unserer heutigen Tagesordnung an-
gekommen. Ich bedanke mich recht herzlich.

Ich schlieBe die Sitzung.
(Schluss der Sitzung 17.45 Uhr)



Druck: Hans Krohn - Bremen



	Eröffnung
	Fragestunde
	1. Anfrage
	2. Anfrage
	3. Anfrage
	4. Anfrage
	5. Anfrage
	6. Anfrage
	7. Anfrage
	8. Anfrage
	10. Anfrage

	Aktuelle Stunde
	Bremer Sanierungskurs durch schwarz-gelben Koalitionsvertrag gefährdet
	Wachstum, Bildung, Zusammenhalt der Gesellschaft, Chancen der neuen Bundesregierung für Bremen und Bremerhaven nutzen
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Tschöpe
	Abg. Röwekamp
	Abg. Erlanson
	Abg. Tittmann
	Abg. Dr. Möllenstädt
	Abg. Tschöpe
	Abg. Woltemath
	Abg. Röwekamp
	Abg. Dr. Güldner
	Bürgermeister Böhrnsen
	Abg. Woltemath
	Abg. Dr. Güldner

	Ausweitung des Geltungsbereichs des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) auf die im öffentlichen (Mehrheits-)Besitz befindlich
	Abg. Frau Arnold-Cramer
	Abg. Frau Troedel
	Abg. Frau Motschmann
	Abg. Frau Schön
	Abg. Dr. Möllenstädt
	Abg. Frau Busch
	Bürgermeisterin Linnert

	Bremisches Gesetz zur Errichtung und Führung eines Korruptionsregisters (Bremisches KorruptionsregisterG)
	Abg. Tschöpe
	Abg. Fecker
	Abg. Hinners
	Abg. Erlanson
	Abg. Woltemath
	Abg. Tschöpe
	Abg. Fecker
	Staatsrätin Buse
	Abstimmung

	Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die Änderung der gemeinsame
	Abg. Günthner
	Abg. Bödeker
	Abg. Müller
	Abg. Willmann
	Abg. Ella
	Abg. Günthner
	Abg. Möhle
	Abg. Bödeker
	Abg. Müller
	Abg. Willmann
	Abg. Günthner
	Senator Nagel
	Abstimmung

	16. Bericht der Bremischen Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau über deren Tätigkeit vom 1. J
	Abg. Frau Arnold-Cramer, Berichterstatterin
	Abg. Frau Troedel
	Abg. Frau Motschmann
	Abg. Dr. Möllenstädt
	Abg. Frau Schön
	Abg. Frau Mahnke
	Senatorin Rosenkötter
	Abstimmung

	Erstes Gesetz zur Änderung des Bremischen Glücksspielgesetzes
	Abg. Frau Kummer
	Abg. Fecker
	Abg. Strohmann
	Abg. Woltemath
	Abg. Erlanson
	Staatsrätin Buse
	Abstimmung

	Überwachung des Jugendschutzgesetzes durch den Einsatz von jugendlichen Testkäuferinnen und Testkäufern
	Abg. Brumma
	Abg. Hinners
	Abg. Frau Cakici
	Abg. Woltemath
	Abg. Öztürk
	Abg. Woltemath
	Abg. Erlanson
	Abg. Öztürk
	Staatsrätin Buse
	Abg. Woltemath

	Bremisches Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft (Bremisches Untersuchungshaftvollzugsgesetz – BremUVollzG)
	Gesetz zur Änderung des Gesetzes über öffentliche Rechtsberatung in der Freien Hansestadt Bremen
	Gesetz zur Änderung des Vermessungs- und Katastergesetzes und über die Mitwirkung im amtlichen Vermessungswesen
	Gesetz zur Änderung des Bremischen Wahlgesetzes
	Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Einrichtung eines nationalen Mechanismus aller Länder nach Artikel 3 des Fakultativproto
	Gesetz zur Änderung des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
	Wahl eines Mitglieds des Stifungsrates der Stiftung "Wohnliche Stadt"
	Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, der F
	13. Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (13. Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
	Bericht des Petitionsausschusses Nr. 27 vom 20. Oktober 2009
	Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen zur Aufhebung des Staatsvertrags
	Gesetz zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie im Land Bremen und Novellierung weiterer Rechtsnormen
	Änderung der Zahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses für die Gleichstellung der Frau

